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4 Zusammenfassung
Zusammenfassung
Diese Studie befasst sich mit der illegalen Beschäftigung 
von Drittstaatsangehörigen in Deutschland. Es stehen 
dabei Fragen nach der politischen und gesellschaftlichen 
Verortung des Themas, dem Umfang des Phänomens, prä-
ventiven Maßnahmen, den rechtlichen Grundlagen der 
Aufdeckung, Ahndung und Verfolgung sowie ihrer prakti-
schen Umsetzung im Mittelpunkt. 
Politische Diskussion 
Illegale Beschäftigung im Allgemeinen ist in Deutschland 
immer wieder Gegenstand politischer Diskussionen. Die 
Bundesregierung misst der Eindämmung illegaler Be-
schäftigung zentrale Bedeutung zu. Die illegale Beschäfti-
gung spezifisch von Drittstaatsangehörigen stand in den 
letzten Jahren vermehrt in der öffentlichen Diskussion, 
v. a. in Zusammenhang mit der stärkeren Zuwanderung 
schutzsuchender Personen. Dabei steht die illegale Be-
schäftigung von Drittstaatsangehörigen nicht im beson-
deren Fokus des Gesetzgebers. 
Rechtlicher Rahmen
Die Eindämmung illegaler Beschäftigung im Allgemei-
nen wird in Deutschland maßgeblich durch das Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetz geregelt. Es legt die Kompe-
tenzen der für Prüfungen zuständigen Arbeitseinheit der 
Behörden der Zollverwaltung (Zoll) fest, gibt Art und Um-
fang der Zusammenarbeit der verschiedenen Behörden 
vor und definiert die Bußgeld- und Strafvorschriften bei 
Verstößen. Das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz sowie 
das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz und das Arbeitneh-
mer-Entsendegesetz beinhalten Bußgeld- bzw. Strafvor-
schriften, die sich explizit der illegalen Beschäftigung 
annehmen, und die in Verbindung mit entsprechenden 
Regelungen im Aufenthaltsgesetz den rechtlichen Rah-
men zur Ahndung und Verfolgung von Arbeitgebern von 
illegal beschäftigten Drittstaatsangehörigen sowie Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern bieten.
Umfang und Datenlage
Bisher fehlen belastbare wissenschaftliche Untersuchun-
gen, Schätzungen oder Erfassungen zum Umfang der il-
legalen Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen, sodass 
eine Aussage über ihren quantitativen Anteil an der in 
Deutschland verübten illegalen Beschäftigung insgesamt 
nicht getroffen werden kann.
Prävention
Über verschiedene Maßnahmen wird versucht, präven-
tiv illegale Beschäftigung einzudämmen, wobei die Maß-
nahmen ebenfalls allgemeinen Charakter haben und 
nur wenige Angebote explizit auf Drittstaatsangehö-
rige abzielen. Es handelt sich in erster Linie um Infor-
mationskampagnen für Arbeitgeber, die über die Nach-
teile und Risiken illegaler Beschäftigung aufklären, sowie 
um Rechtsberatungsangebote für illegal beschäftigte 
Drittstaatsangehörige.
Prüfungen
Fälle illegaler Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen 
werden nicht durch spezielle Einheiten sondern im Rah-
men der allgemeinen Prüfungen im Rahmen eines ganz-
heitlichen Prüfungsansatzes der Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit (FKS) der Zollverwaltung zu illegaler Beschäftigung 
aufgedeckt. In ihren Prüfungen, die zum Teil mit ande-
ren Behörden durchgeführt werden, besitzt sie umfang-
reiche Befugnisse (Betretungsrecht von Grundstücken 
des Arbeitgebers bzw. Auftraggebers, Geschäftsunterla-
gen einsehen, Beschäftigte befragen). Werden Fälle illega-
ler Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen aufgedeckt, 
werden diese an die Staatsanwaltschaft und die zuständige 
Ausländerbehörde weitergeleitet, die gegebenenfalls Buß-
geldverfahren oder strafrechtliche bzw. aufenthaltsrechtli-
che Schritte einleiten.
Folgen
Sowohl Arbeitgeber als auch Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die ohne die entsprechenden Aufenthaltstitel 
oder Berechtigung zur Erwerbstätigkeit beschäftigt sind, 
können ordnungswidrigkeiten- und strafrechtlich belangt 
werden. Für Arbeitgeber, die illegal Drittstaatsangehö-
rige beschäftigen, können Bußgelder bis zu 500.000 Euro 
verhängt werden. Bei verschiedenen Verstößen im Zu-
sammenhang mit illegaler Beschäftigung von Drittstaats-
angehörigen, vor allem ab einem bestimmten Grad der 
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Schwere der Ahndung, drohen darüber hinaus strafrecht-
liche Sanktionen, wie z. B. Haftstrafen oder Ausschlüsse 
von öffentlichen Aufträgen und Subventionen. Die Sozi-
alversicherungsträger fordern nicht gezahlte Beiträge zur 
Sozialversicherung nach.
Die Folgen für drittstaatsangehörige Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer reichen von Geldbußen über Freiheits-
strafen bis hin zur Aufenthaltsverkürzung, Ausweisung 
und Abschiebung. Illegal beschäftigte Drittstaatsangehö-
rige – ob erlaubt oder unerlaubt aufhältig – haben jedoch 
grundsätzlich das Recht, nicht erhaltene Vergütung für 
ihre verrichtete Arbeit beim Arbeitsgericht einzuklagen. 
Gewerkschaftliche Anlauf- und Beratungsstellen in meh-
reren deutschen Städten bieten Interessenvertretung und 
Rechtsberatung an. Häufig wird eine außergerichtliche Ei-
nigung mit dem Arbeitgeber angestrebt, um langwierige 
Gerichtsverfahren zu vermeiden.
6 Das Europäische Migrationsnetzwerk
Das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN) wurde im 
Jahr 2003 von der Europäischen Kommission im Auftrag 
des Europäischen Rates eingerichtet, um dem Bedarf eines 
regelmäßigen Austausches von verlässlichen Informati-
onen im Migrations- und Asylbereich auf europäischer 
Ebene nachzukommen. Seit 2008 bildet die Ratsentschei-
dung 2008/381/EG die Rechtsgrundlage des EMN, und es 
wurden Nationale Kontaktstellen in den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union (mit Ausnahme Dänemarks, wel-
ches Beobachterstatus hat) und in Norwegen geschaffen. 
Aufgabe des EMN ist es, die Organe der Europäischen 
Union, nationale Institutionen und Behörden sowie die 
Öffentlichkeit mit aktuellen, objektiven, verlässlichen und 
vergleichbaren Informationen über Migration und Asyl 
im Hinblick auf eine Unterstützung der Politik in diesem 
Bereich zu versorgen. Die deutsche Nationale Kontakt-
stelle ist beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
in Nürnberg angesiedelt. Zu den Hauptaufgaben der Nati-
onalen Kontaktstelle gehört die Umsetzung des jährlichen 
EMN-Arbeitsprogramms. Dies umfasst die Erstellung des 
jährlichen Politikberichts „Migration, Integration, Asyl“, 
die Erarbeitung von bis zu vier themenspezifischen Stu-
dien, die Beantwortung von an das Netzwerk gestellten 
Ad-hoc-Anfragen sowie die Informationsvermittlung in 
unterschiedlichen Foren, z. B. durch die Organisation von 
eigenen Tagungen und die Teilnahme an Tagungen im In- 
und Ausland. Darüber hinaus richten die Nationalen Kon-
taktstellen jeweils nationale Netzwerke aus Organisatio-
nen, Institutionen und Einzelpersonen ein, die im Bereich 
Migration und Asyl tätig sind.
Im Rahmen des EMN wird in der Regel keine Primärfor-
schung betrieben, sondern es werden bereits vorhandene 
Daten und Informationen aufbereitet und analysiert; nur 
bei Bedarf werden diese durch eigenständige Erhebung 
von Daten und Informationen ergänzt. EMN-Studien 
werden nach einheitlichen Spezifikationen erstellt, um 
innerhalb der Europäischen Union und Norwegens ver-
gleichbare Ergebnisse zu erzielen. Um auch begriffliche 
Vergleichbarkeit zu gewährleisten, wurde ein Glossar er-




Nach der Fertigstellung der nationalen Berichte wird ein 
Synthesebericht erstellt, der die wichtigsten Ergebnisse 
der einzelnen nationalen Berichte zusammenfasst und 
so einen europäischen Überblick erlaubt. Dazu kommen 
themenspezifische Informationsblätter (EMN-Informs), 
die knapp und präzise ausgewählte Themen präsentieren. 
Das EMN-Bulletin liefert vierteljährlich Informationen 
über die aktuellen Entwicklungen in der EU und ihren 
Mitgliedstaaten. Mit dem Arbeitsprogramm 2014 wurde 
desweiteren die Arbeitsgruppe Return Expert Group (REG) 
eingerichtet. Diese beschäftigt sich mit Aspekten der frei-
willigen Rückkehr, der Reintegration und der zwangswei-
sen Rückführung.
Alle EMN-Publikationen sind auf der Webseite der Ge-
neraldirektion Migration und Inneres der Europäischen 
Kommission verfügbar. Die nationalen Studien der deut-
schen Nationalen Kontaktstelle sowie die Synthesebe-
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Die Eindämmung illegaler Beschäftigung ist seit jeher ein 
wichtiges Thema auf der politischen Tagesordnung der 
Bundesrepublik. Auch mit Antritt der Koalitionsregierung 
aus CDU, CSU und SPD im Jahr 2013 wurde die Eindäm-
mung illegaler Beschäftigung durch gesetzliche Regelun-
gen und eine Intensivierung der praktischen Maßnah-
men zu ihrer Aufdeckung und Ahndung als politisches 
Ziel definiert (vgl. CDU/CSU/SPD 2013: 90). Im Laufe der 
18. Legislaturperiode wurden daher mehrere Gesetzesini-
tiativen eingebracht, welche die Kompetenzen der zustän-
digen Kontroll- und Verfolgungsbehörden erweitern und 
für einen besseren Informationsaustausch zwischen den 
beteiligten Akteuren sorgen sollen. Zudem wurde das für 
Kontrollen zuständige Personal aufgestockt.
In den letzten Jahren ist auch die illegale Beschäftigung 
spezifisch von Drittstaatsangehörigen mit der gestiege-
nen Zuwanderung von Schutzsuchenden verstärkt in 
den Blick der Öffentlichkeit geraten. Die Diskussion war 
geprägt durch die Sorge, dass durch die hohe Zahl an 
Schutzsuchenden und ihre oft prekäre Lebenssituation 
sowie zumindest temporär eingeschränkten Arbeitser-
laubnis, auch das Aufkommen von illegaler Beschäftigung 
steigen würde. Zudem wurde für diesen Fall befürchtet, 
dass dies einen negativen Einfluss auf den Arbeitsmarkt 
sowie die Lohnniveaus der etablierten Arbeitskräfte haben 
könnte. Weitgehend einhellig wurde von verschiedenen 
Akteuren die Position vertreten, dass eine rasche Integra-
tion von Neuzugewanderten in den Arbeitsmarkt die beste 
Prävention gegen illegale Beschäftigung sei. Dabei fehlt es 
der Diskussion jedoch oft an statistischer Grundlage. 
Diese Fokusstudie beschreibt anhand des verfügbaren Ma-
terials die Situation in Bezug auf illegale Beschäftigung 
von Drittstaatsangehörigen in Deutschland und erläutert 
die gesetzlichen Grundlagen zur Eindämmung dieses Phä-
nomens. Sie beantwortet die folgenden Fragen: 
  Wie wird illegale Beschäftigung allgemein in Deutsch-
land definiert und welchen Stellenwert nimmt ihre 
Eindämmung ein? 
  Welchen Anteil macht die illegale Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen an der gesamten illegalen Be-
schäftigung aus?
  Welche Stellen sind in Deutschland für die Eindäm-
mung und die Aufdeckung der illegalen Beschäftigung 
von Drittstaatsangehörigen verantwortlich? Auf wel-
chen Rechtsgrundlagen arbeiten diese Stellen und wie 
gestaltet sich die Zusammenarbeit der zuständigen 
Behörden und Akteure?
  Welche Maßnahmen werden in Deutschland ergriffen, 
um illegale Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen 
zu verhindern, aufzudecken und zu sanktionieren?
  Welche Folgen bestehen für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer auf der einen Seite und Arbeitgeber auf 
der anderen Seite?
Die Studie bedient sich einer breiten Quellenbasis. Die 
wichtigsten Quellen stellten Rechtstexte und Verwal-
tungsvorschriften zur Eindämmung illegaler Beschäfti-
gung, zum Arbeitsrecht sowie zum Aufenthaltsrecht dar. 
Interviews mit Praktikerinnen und Praktikern in den für 
die Aufdeckung, Verfolgung und Sanktionierung illega-
ler Beschäftigung zuständigen behördlichen Stellen sowie 
einzelner zivilgesellschaftlicher Akteure gaben Hinter-
gründe zur Arbeitsweise dieser Stellen.1 Berichte sowie 
Antworten der Bundesregierung auf themenrelevante 
parlamentarische Anfragen gaben Details zu zentralen 
Punkten. Weiterführende Informationen wurden Hin-
weisen und Merkblättern von diversen mit dem Thema 
beschäftigten Akteuren entnommen. Bei der Betrachtung 
der öffentlichen und politischen Debatte spielten parla-
mentarische Protokolle des Bundestages sowie die Presse-
berichterstattung eine wichtige Rolle.2 
Kapitel 1 gibt einen Überblick zur informellen Wirtschaft 
in Deutschland, dem Phänomen der illegalen Beschäf-
tigung allgemein sowie zur illegalen Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen im Speziellen. Insbesondere wird 
auf den jeweiligen Umfang, die politische und gesamtge-
sellschaftliche Diskussion sowie die rechtliche Entwick-
lung eingegangen. Kapitel 2 beschäftigt sich mit den vor-
handenen präventiven Maßnahmen zur Eindämmung 
der illegalen Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen. 
1 Ausdrücklich bedanken möchten wir uns an dieser Stelle für 
Gespräche und Interviews mit den folgenden Stellen und Per-
sonen: Generalzolldirektion, Direktion VII - Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS); Alexander Bergant (Senatsverwaltung 
für Integration, Arbeit und Soziales, Berlin); Emilija Mitrović 
(MigrAr, Gewerkschaftliche Anlaufstelle für MigrantInnen 
ohne gesicherten Aufenthalt beim DGB Hamburg); Haupt-
zollamt Nürnberg – Finanzkontrolle Schwarzarbeit; Thomas 
Klar (Deutsche Rentenversicherung Bund); Markus Meißauer 
(Deutsche Rentenversicherung Hessen).
2 Wir bedanken uns bei Laura Kotzur für ihre Recherchen und 
ihre Korrekturunterstützung im Rahmen ihres Praktikums 
im Forschungszentrum des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge.
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Kapitel 3 betrachtet die Aufdeckung illegaler Beschäfti-
gung von Drittstaatsangehörigen im Rahmen der all-
gemeinen Eindämmung illegaler Beschäftigung. Die 
Kompetenzen der zuständigen Kontroll- und Verfolgungs-
behörden (v. a. der Finanzkontrolle Schwarzarbeit des 
Zolls), deren Zusammenarbeit sowie die Durchführung 
von Prüfungen werden detailliert beschrieben. Kapitel 
4 zeichnet die straf- und verwaltungsrechtlichen Kon-
sequenzen für Arbeitgeber nach, die illegal Drittstaats-
angehörige beschäftigen. Kapitel 5 setzt sich mit den 
strafrechtlichen und aufenthaltsrechtlichen Folgen für 
Drittstaatsangehörige auseinander, die einer illegalen Be-
schäftigung nachgehen. Kapitel 6 fasst die Ergebnisse der 
Fokusstudie zusammen. 
13Illegale Beschäftigung in Deutschland
Illegale Beschäftigung in 
Deutschland
1
Der Fokus dieser Studie liegt auf der illegalen Beschäf-
tigung von Drittstaatsangehörigen3 in Deutschland. Das 
Thema ist untrennbar mit der illegalen Beschäftigung von 
Deutschen und EU-Bürgerinnen und -Bürgern sowie der 
informellen Wirtschaft verbunden, da sich alle drei Berei-
che ihrer Natur nach dem Zugriff des Staates entziehen 
(wollen).
Im Folgenden werden zunächst die informelle Wirtschaft 
und das Phänomen der illegalen Beschäftigung allge-
mein beschrieben, um dann die illegale Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen darin zu verorteten. 
1.1 Informelle Wirtschaft
1.1.1 Definition
Die Definition von informeller Wirtschaft (auch „Schat-
tenwirtschaft“) ist nicht eindeutig. In der wissenschaft-
lichen Literatur existieren verschiedene Definitionen, 
wobei die meisten sehr allgemein gehalten sind und so-
wohl legale als auch illegale Aktivitäten mit einschließen. 
Smith beispielsweise beschreibt die informelle Wirtschaft 
als „markt-basierte Produktion von Gütern und Dienst-
leistungen, gleichgültig ob legal oder illegal, die sich der 
Messung in den offiziellen Statistiken entziehen“ (Smith 
1994: 4). Andere Definitionen sind etwas spezifischer und 
3 Drittstaatsangehörige bezeichnet laut Art. 2 des Schengener 
Grenzkodex (SGK) Personen, die keine Bürgerinnen oder 
Bürger der Europäischen Union sind und keine Freizügigkeit 
genießen.
stellen die (nicht vorhandene) Rolle des Staates in den 
Vordergrund. Für Schneider und Boockmann beispiels-
weise besteht die informelle Wirtschaft aus „ökonomi-
schen Aktivitäten, aus denen Einkommen erzielt wird, 
und dabei staatliche Regulierung, Besteuerung oder Erfas-
sung vermieden wird” (Schneider/Boockmann 2016: 5). 
Gemein ist den Definitionen, dass sich die Aktivitäten der 
informellen Wirtschaft der Regulierung oder der Messung 
durch den Staat entziehen. Einen Überblick über die Ak-
tivitäten im Bereich der informellen Wirtschaft bietet die 
nachfolgende Abbildung:
Abbildung 1: Zusammenhang illegaler Beschäftigung und  
informeller Wirtschaft
Informelle Wirtschaft
Illegale Beschäftigung (Deutsche, EU/EWR-
Bürgerinnen und -Bürger, Drittstaatsangehörige)
Illegale Beschäftigung 
von Drittstaatsangehörigen
Quelle: eigene Ausarbeitung; die Proportionen der Grafik 
orientieren sich an keiner Datenbasis und stellen keine 
realen Verhältnisse/Anteile dar.




















Anbau von Drogen für 
den eigenen Gebrauch, 
Diebstahl für eigene 
Zwecke.
An sich legale 
Aktivitäten, 










Handel und Austausch 
von legalen Gütern 
ohne monetäre 
Transaktionen.
Quelle: nach Schneider/Boockmann 2016: 6, modifiziert.
1.1.2 Umfang
Das genaue Ausmaß der informellen Wirtschaft in 
Deutschland zu beziffern, ist aufgrund ihres verborge-
nen Charakters nicht möglich. Es existieren allerdings 
verschiedene Ansätze zur ungefähren Bestimmung des 
Umfangs, die auf Schätzungen und Hochrechnung beru-
hen und mitunter zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen 
führen. Zurückzuführen ist dies auf die jeweilige Berech-
nungsmethodik sowie die herangezogenen Definitionen 
(s. o.), was regelmäßig zu Kritik an den Ergebnissen führt 
(Junkert/Kreienbrink 2008: 17f.).
Dabei lassen sich grundsätzlich mikroökonomische Stu-
dien, die im Wesentlichen auf repräsentative Befragungen 
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setzen, und makroökonomische Arbeiten, die sich auf ge-
samtwirtschaftliche Indikatoren stützen, unterscheiden. 
Eine Übersicht zu unterschiedlichen Berechnungsmetho-
den findet sich bei Schneider/Boockmann (2016: 13f.). Al-
lerdings merken die Autoren selbst an, dass „alle Schätz-
methoden mit Problemen behaftet [sind], die letztlich zu 
ungenauen Schätzungen führen“ (Schneider/Boockmann 
2016: 12). 
Der am häufigsten zitierte Ansatz ist die sog. Bargeldme-
thode nach Schneider. Bei diesem makroökonomischen 
Ansatz wird davon ausgegangen, dass Leistungen in der 
informellen Wirtschaft nur bar bezahlt werden. Wenn 
der Bargeldbedarf daher in einem bestimmten Zeitraum 
über das zu erwartende Maß hinaus steigt, können schat-
tenwirtschaftliche Aktivitäten vermutet und die bar ent-
lohnten und bezahlten Leistungen geschätzt werden. 
In Kombination mit weiteren Variablen wird dann eine 
Schätzung zum Ausmaß der informellen Wirtschaft vor-
genommen. Für das Jahr 2016 berechnen Schneider und 
Boockmann, dass das Verhältnis der informellen Wirt-
schaft zum Bruttoinlandsprodukt in Deutschland insge-
samt bei 10,4 % liegt und diese somit ein Gesamtvolumen 
von 330 Mrd. Euro besitzt (Universität Linz/IAW Tübingen 
2017: 4). 
Die Kritiker der Bargeldmethode argumentieren, dass 
diese keine Unterscheidung zwischen Brutto- und Netto-
wertschöpfung zulasse und dass ein Teil der Bargeldbe-
stände sich im Ausland befinde. Ebenfalls wird kritisiert, 
dass zwar die Menge des Schwarzgeldes festgestellt wer-
den kann, nicht aber wie viel davon für illegale Beschäfti-
gung ausgegeben wurde (Schneider 2005: 36f.).
Ein zweiter Ansatz ist mikroökonomischer Natur: Durch 
repräsentative Umfragen wird versucht zu ermitteln, wie 
viel Zeit illegal gearbeitet wurde, um ausgehend davon 
Rückschlüsse auf den Umfang der informellen Wirtschaft 
ziehen zu können. Seit 2001 führen Feld und Larsen im 
Auftrag der Rockwool-Foundation solche Befragungen 
in Deutschland durch. Circa 1.100 Personen werden zu 
ihrer Einstellung zu illegaler Beschäftigung befragt und 
dazu, ob sie selbst illegal gearbeitet bzw. illegale Beschäfti-
gung in Anspruch genommen haben. In ihrer Studie von 
2012 stellten Feld und Larsen fest, dass im Zeitraum von 
2001 bis 2008 der Anteil der informellen Wirtschaft am 
gesamten Wirtschaftsleben zurückgegangen sei: „Das Aus-
maß gemessen in geleisteten Arbeitsstunden fiel von etwa 
4 Prozent des BIP im Jahre 2001 auf etwa 2¼ Prozent im 
Jahre 2008“ (Feld/Larsen 2012: 124). Kritisch anzumerken 
ist, dass diese Methode lediglich Auskunft über den Anteil 
der illegalen Beschäftigung am Bruttoinlandsprodukt gibt 
und keine Auskünfte über andere Aktivitäten in der infor-
mellen Wirtschaft liefert, gleichzeitig aber suggeriert, dass 
sie die gesamte informelle Wirtschaft abbilde.
1.1.3 Akteure
In Deutschland sind verschiedene Akteure an der Ein-
dämmung der informellen Wirtschaft beteiligt. Für die 
Bekämpfung ihrer kriminellen Erscheinungsformen sind 
insbesondere die Polizeien (v. a. im Bereich der organi-
sierten Kriminalität und Wirtschaftskriminalität) und die 
Landesfinanzbehörden (v. a. im Bereich der Steuerhin-
terziehung) verantwortlich. Hauptverantwortlich für die 
Aufdeckung und Kontrolle illegaler Beschäftigungsver-
hältnisse sind die Behörden der Zollverwaltung (für die 
Zuständigkeiten im Detail s. Kapitel 3).
Infokasten Struktur und Aufgaben der Zollverwaltung
Die Behörden der Zollverwaltung mit ihren fast 40.000 
Mitarbeitenden sind dem Bundesfinanzministerium 
(BMF) nachgeordnet. Für ihre operative Steuerung ist 
die Generalzolldirektion zuständig. Diese gliedert sich in 
zwei Zentraldirektionen sowie sieben Fachdirektionen, 
welche für verschiedene Themenbereiche zuständig sind 
(z. B. Allgemeines Steuerrecht und Kontrollen, Grenzüber-
schreitender Warenverkehr und Besonderes Zollrecht, 
oder Finanzkontrolle Schwarzarbeit). Hauptaufgabe der 
Fachdirektionen ist „die Unterstützung der Ortsebene, 
insbesondere durch die Regelung fachlicher Fragestel-
lungen im Grundsatz und im Einzelfall. Außerdem üben 
sie, hinsichtlich ihres jeweiligen Themenbereichs, die 
Rechts- und Fachaufsicht über die örtlichen Behörden 
aus“ (Generalzolldirektion 2017a). Auf lokaler Ebene wer-
den die Aufgaben des Zolls von 43 Hauptzollämtern sowie 
acht Zollfahndungsämtern umgesetzt (Generalzolldirek-
tion 2017b).
In den Aufgabenbereich des Zolls fallen u. a.
  die Überwachung der Zollgrenze, Grenzaufsicht und 
zollamtliche Überwachung, 
  die Überwachung von Verboten und Beschränkungen 
bei der Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr von Waren,
  die Einnahme von Bundessteuern (besondere Ver-
brauchsteuern: Branntweinsteuer, Stromsteuer, Ta-
baksteuer, Energiesteuer usw., inklusive Biersteuer), 
die Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer, die Einnahme 
von Zöllen für die Europäische Union, die Einnahme 
der Einfuhrumsatzsteuer, 
  die Bekämpfung von illegaler Beschäftigung,
  die Verhinderung der Zufuhr von Fälschungen in den 
Wirtschaftskreislauf, und
  die Vollstreckung von Geldforderungen des Bundes 
und der bundesunmittelbaren juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts (Pfändungen und ggf. Verwer-
tungen) (Generalzolldirektion 2017c).
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1.2 Illegale Beschäftigung im Allgemeinen
1.2.1 Definition
Illegale Beschäftigung bildet nur eine Teilmenge der infor-
mellen Wirtschaft, wenngleich sie auch den „größten Pos-
ten“ ausmacht (Gerads 2017). Der englische Begriff „illegal 
employment“ lässt sich dabei nicht eins zu eins ins Deut-
sche übertragen, da im Deutschen zwei verschiedene Be-
griffe mit leicht unterschiedlicher Bedeutung existieren: 
Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung.
Der Begriff ‚Schwarzarbeit‘ ist in Deutschland im 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG)4 defi-
niert und bezeichnet das Erbringen oder Ausführenlassen 
von Dienst- oder Werkleistungen unter Verletzung von 
sozialversicherungsrechtlichen oder steuerrechtlichen 
Pflichten, bei unberechtigtem Sozialleistungsbezug oder 
unter Verletzung von Anzeige- und Eintragungspflichten 
nach Handwerks- und Gewerberecht. Schwarzarbeit leis-
tet demnach, „wer Dienst- oder Werkleistungen erbringt 
oder ausführen lässt und dabei
1. als Arbeitgeber, Unternehmer oder versicherungs-
pflichtiger Selbstständiger seine sich auf Grund der 
Dienst- oder Werkleistungen ergebenden sozial-
versicherungsrechtlichen Melde-, Beitrags- oder 
Aufzeichnungspflichten nicht erfüllt,
2. als Steuerpflichtiger seine sich auf Grund der 
Dienst- oder Werkleistungen ergebenden steuerli-
chen Pflichten nicht erfüllt,
3. als Empfänger von Sozialleistungen seine sich auf 
Grund der Dienst- oder Werkleistungen ergeben-
den Mitteilungspflichten gegenüber dem Sozial-
leistungsträger nicht erfüllt,
4. als Erbringer von Dienst- oder Werkleistungen sei-
ner sich daraus ergebenden Verpflichtung zur An-
zeige vom Beginn des selbstständigen Betriebes 
eines stehenden Gewerbes (§ 14 Gewerbeordnung) 
nicht nachgekommen ist oder die erforderliche 
Reisegewerbekarte (§ 55 der Gewerbeordnung) 
nicht erworben hat,
5. als Erbringer von Dienst- oder Werkleistungen 
ein zulassungspflichtiges Handwerk als stehen-
des Gewerbe selbstständig betreibt, ohne in der 
Handwerksrolle eingetragen zu sein (§ 1 der Hand-
werksordnung)“ (§ 1 Abs. 2 SchwarzArbG).
Ausgenommen sind von dieser Definition nicht nach-
haltig auf Gewinn ausgerichtete Dienst- oder Werkleis-
tungen, die von Angehörigen oder durch Lebenspartner, 
aus Gefälligkeit, im Wege der Nachbarschaftshilfe oder 
4 Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen 
Beschäftigung.
im Wege der Selbsthilfe ausgeführt werden (§ 1 Abs. 3 
SchwarzArbG).
Mit Schwarzarbeit eng verknüpft ist der Begriff der ‚il-
legalen Beschäftigung‘. Als Erscheinungsform illegaler 
Beschäftigung gelten insbesondere Verstöße gegen das 
Mindestlohngesetz (MiLoG)5, das Arbeitnehmer-Entsen-
degesetz (AEntG)6, das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
(AÜG)7 sowie illegale Ausländerbeschäftigung (Deutscher 
Bundestag 2013c: 3). 
Im rechtlichen Rahmen, in der gesellschaftlichen Diskus-
sion sowie in der wissenschaftlichen Literatur finden die 
beiden Begriffe oft gemeinsam Anwendung („Schwarzar-
beit und illegale Beschäftigung“), um möglichst viele For-
men von Verstößen abzudecken. In den allermeisten Fäl-
len werden beide Begriffe allerdings synonym gebraucht. 
Neben diesen beiden Begriffen findet im wissenschaftli-
chen und gewerkschaftlichen Diskurs ebenfalls der Begriff 
der ‚unangemeldeten Beschäftigung‘ verstärkt Anwen-
dung (Cyrus/Kip 2015). Mit ihm soll ein breites Feld mög-
licher Beschäftigungskonstellationen abgebildet und die 
Perspektive der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
stärker in den Fokus gerückt werden. Da die vorliegende 
Studie explizit Verstöße gegen geltendes Recht untersucht, 
findet dieser Begriff im weiteren Verlauf allerdings keine 
Anwendung. 
Von der rechtlichen Definition zu trennen ist die gesell-
schaftliche Diskussion um den Begriff ‚Schwarzarbeit‘. Ei-
nige Akteure sehen im Begriff (analog zu weiteren Begrif-
fen mit dem Wortbestandteil ‚schwarz‘, wie schwarzfahren, 
Schwarzgeld, Schwarzmarkt, etc.) rassistische Konnotatio-
nen (Lenders 2012). 
In der vorliegenden Studie wird ebenfalls der Begriff ‚il-
legale Beschäftigung‘ vorgezogen und meint damit sy-
nonym die nach Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz 
definierten Verstöße als auch Verstöße gegen das Mindest-
lohngesetz, das Arbeitnehmer-Entsendegesetz und das 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz. ‚Schwarzarbeit‘ wird 
verwendet, wenn dieser Begriff als solcher in offiziellen 
Verlautbarungen und Publikationen (z. B. Schwarzarbeits-
bekämpfungsgesetz) oder in direkten Zitaten erscheint.
1.2.2 Umfang 
Belastbare Daten zum Umfang illegaler Beschäftigung 
allgemein (also von deutschen Staatsangehörigen, EU-/
5 Gesetz zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns.
6 Gesetz über zwingende Arbeitsbedingungen für grenzüber-
schreitend entsandte und für regelmäßig im Inland beschäf-
tigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen.
7 Gesetz zur Regelung der Arbeitnehmerüberlassung.
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EWR-Bürgerinnen und –Bürgern sowie Drittstaatsan-
gehörigen) sind der verborgenen Natur dieser Beschäf-
tigungsform nach nicht zu erhalten. Annäherungen 
liefern wissenschaftliche Schätzungen sowie die Arbeits-
ergebnisse des Zolls zu den ermittelten Fällen illegaler 
Beschäftigung. 
Letztere weisen einen Anstieg der in straf- und bußgeld-
rechtlichen Ermittlungen aufgedeckten Schadenssumme 
von 795,4 Mio. Euro im Jahr 2014 auf 818,5 Mio. Euro im 
Jahr 2015 auf. Gleichzeitig ging die Anzahl der Personen-
prüfungen an der Arbeitsstelle zurück, was u. a. auf die 
Einführung der risikoorientierten Prüfungen (s. u.) zu-
rückzuführen ist. 
Feld und Larsen berechnen hierzu auf Basis ihrer älteren 
Zahlen, dass im Jahr 2008 ein Anteil von 0,75 % des BIP 
durch illegale Beschäftigung zustande gekommen sei. Dies 
bedeute, dass „etwa 10 % der deutschen Bevölkerung im 
Alter von 18-74 Jahren im Laufe eines Jahres Schwarzar-
beit [geleistet haben]“ (Feld/Larsen 2012: 124). Im Schnitt 
arbeiteten im Jahr 2008 die illegal Beschäftigten dabei fünf 
Stunden pro Woche (ebd.).
1.2.3 Profile
Nach den Ermittlungserfahrungen der FKS sind il-
legal Beschäftigte v. a. im Bereich der Hilfstätigkei-
ten einzelner Branchen anzutreffen. Der in § 2a des 
Tabelle 1:  Arbeitsergebnisse des Zolls im Bereich der Eindämmung illegaler Beschäftigung
Sachverhalt 2010 2011 2012 2013 2014 2015
Personenüberprüfungen an der 
Arbeitsstelle
510.425 524.015 543.120 523.340 512.763 360.345




115.980 112.474 105.680 94.962 100.763 104.778
Abschluss von Bußgeldverfahren 
wegen Ordnungswidrigkeiten 70.146 76.367 62.175 53.993 53.007 47.280
Summe der Bußgelder in  
Millionen Euro 44,0 45,2 41,3 44,7 46,7 43,4
Schadenssumme im Rahmen der 
straf- und bußgeldrechtlichen 
Ermittlungen in Millionen Euro




Millionen Euro, die auf Grund  
von Ermittlungserkenntnissen der 
FKS veranlasst wurden
42,4 31,5 46,3 22,0 29,1 36,8
Summe der Geldstrafen 
(einschließlich Wertersatz) von 
Urteilen und Strafbefehlen in 
Millionen Euro
29,8 30,6 27,2 26,1 28,2 28,8
Summe der erwirkten 
Freiheitsstrafen in Jahren
1.981 2.110 2.082 1.927 1.917 1.789
Quelle: Generalzolldirektion 2017d
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes genannte Branchen-
katalog ist gleichlautend mit dem der Sofortmeldepflicht 
nach § 28a Abs. 4 SGB IV.
Gesicherte statistische Daten in Bezug auf die Profile il-
legal beschäftigter Personen in Deutschland gibt es al-
lerdings nicht. Eine Annäherung an das Profil illegaler 
Beschäftigter lassen Studien zu, die auf repräsentativen 
Umfragen fußen, in denen Befragte selbst über mögliche 
illegale Beschäftigungen Auskunft geben. Zwei solcher 
Studien liegen aus dem Jahr 2012 vor; neuere Studien sind 
nicht erhältlich. Zum einen werten Feld und Larsen (2012) 
Umfragen aus den Jahren 2001 bis 2009 aus, in denen die 
Befragten Angaben dazu machten, ob sie in den letzten 
zwölf Monaten vor dem Zeitpunkt der Befragung illegal 
beschäftigt waren. Die Daten liegen z. T. in Jahresreihen 
und z. T. aggregiert für den Zeitraum 2001-2008 vor. Enste 
(2012) hingegen wertet die Ergebnisse einer repräsentati-
ven Umfrage für das Jahr 2007 aus. 
Geschlecht
In der Studie von Feld und Larsen gaben in den Jahren 
2001 bis 2008 durchschnittlich 13-14 % der Männer an, 
zum jeweiligen Befragungszeitpunkt innerhalb der letzten 
zwölf Monate illegal beschäftigt gewesen zu sein, während 
es bei den Frauen 6 % waren (Feld/Larsen 2012: 27f.). Dass 
illegale Beschäftigung eher unter Männern verbreitet ist, 
wird auch von Enste bestätigt: Laut seiner Studie gaben 
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25 % der Männer und 16 % der Frauen an, im Jahr 2007 il-
legal beschäftigt gewesen zu sein (Enste 2012: 137). 
Alter
Nach Feld und Larsens Erkenntnissen ist illegale Beschäf-
tigung eher unter jungen Menschen verbreitet: 2008 gaben 
18 % der 18-19-Jährigen und 19 % der 20-29-Jährigen an, 
innerhalb der letzten zwölf Monate illegal beschäftigt ge-
wesen zu sein, während die Quote bei den 50-59-Jährigen 
bei 8 % lag und bei den 60-69-Jährigen 6 % betrug (Feld/
Larsen 2012: 30). 
Bildung
Bei ihren Umfragen in den Jahren 2001-2008 stellten Feld 
und Larsen fest, dass 12 % der Befragten, die angaben, 
zum jeweiligen Befragungszeitpunkt innerhalb der letzten 
zwölf Monate illegal beschäftigt gewesen zu sein, keinen 
beruflichen Abschluss besaßen und nicht in beruflicher 
Ausbildung waren, 9 % verfügten über einen Fachschul-
abschluss o. Ä. als höchste Ausbildung, 5-6 % über einen 
Fachhochschulabschluss und 9 % über einen Hochschul-
abschluss. 3 % der Befragten gaben an, Studierende zu sein 
(Feld/Larsen 2012: 30f.). 
Enste nutzt zur Abfrage des Bildungsstands andere Kate-
gorisierungen als Feld und Larsen und beschreibt darüber 
hinaus auch nicht den prozentualen Anteil der einzel-
nen Bildungsstände an der Gruppe der illegal Beschäf-
tigten sondern die Quote illegaler Beschäftigung in den 
jeweiligen Bildungsgruppen: Demnach gaben 29,9 % 
der Befragten mit Haupt- oder Volksschulabschluss 
und ohne Berufsausbildung an, im Jahr 2007 illegal be-
schäftigt gewesen zu sein. In der Gruppe derjenigen mit 
gleicher Schulausbildung, aber mit einer Berufsausbil-
dung, waren es 20,9 %. Bei denjenigen mit weiterführen-
den Schulabschlüssen (ohne Abitur) waren es 18,1 %, bei 
denjenigen mit (Fach-)Hochschulreife 24,1 % und in der 
Gruppe der Personen mit universitärem Abschluss 21,4 % 
(Enste 2012: 137).
Beruf
Bei den Berufsklassen stechen in der Studie von Feld und 
Larsen mehrere hervor: Unter den Studierenden und Aus-
zubildenden waren im Jahr 2008 23 % laut Selbstauskunft 
mindestens temporär illegal beschäftigt. Bei den Selbst-
ständigen waren es 13 %, bei den Facharbeitern und Ar-
beitslosen je 12 % und bei den Angestellten 10 %. In der 
Gruppe der Rentnerinnen und Rentner hingegen wur-
den seltener illegale Beschäftigungen ausgeübt (4 %) 
(Feld/Larsen 2012: 31).
Auch bei den Berufsklassen nutzt Enste andere Katego-
risierungen und kommt für 2007 auf folgende Werte: In 
der Gruppe der Selbstständigen gaben 21,7 % an im Jahr 
2007 illegal beschäftigte gewesen zu sein, bei den Arbei-
terinnen und Arbeitern 30 %, bei den Angestellten 16,8 % 
und bei den Beamtinnen und Beamten 23,3 %. Unter den 
Rentnerinnen und Rentnern sowie Pensionären gaben 
19,9 % an, in 2007 illegal beschäftigt gewesen zu sein 
(Enste 2012: 137).
Einkommen
Enste schlüsselt in seiner Studie zusätzlich nach Ein-
kommensklassen auf: Befragte mit höherem Einkom-
men gaben häufiger an, in 2007 illegal beschäftigt gewe-
sen zu sein. Bei der Gruppe mit einem Nettoeinkommen 
von über 1.500 Euro lag der Anteil derer, die Angaben im 
Jahr 2007 illegal beschäftigt gewesen zu sein, bei 30,2 %, 
während er bei jenen, die unterhalb dieser Gehaltsgrenze 
lagen, bei 21,3 % lag (Enste 2012: 137).
1.2.4 Besonders betroffene Wirtschaftsbereiche und 
Unternehmensformen
Illegale Beschäftigung findet sich in fast allen Wirtschafts-
bereichen, v. a. aber in den lohnintensiven Wirtschafts-
zweigen. Die Branchen in § 2a SchwarzArbG8 haben 
gemein, dass dort regelmäßig eine große Personalfluktu-
ation herrscht oder Tätigkeiten nicht in festen Betriebs-
stätten ausgeübt werden. Hiervon sind folgende Branchen 
umfasst: 
  das Baugewerbe, 
  das Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe, 
  das Personenbeförderungsgewerbe, 
  das Speditions-, Transport- und damit verbundene 
Logistikgewerbe, 
  das Schaustellergewerbe, 
  Unternehmen der Forstwirtschaft, 
  das Gebäudereinigungsgewerbe, 
  Unternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Mes-
sen und Ausstellungen beteiligen sowie 
  die Fleischwirtschaft. 
Dabei herrscht keine Einigkeit über die Vollzähligkeit die-
ser Liste. In einem Sachstandsbericht des Wissenschaft-
lichen Dienstes des Bundestags argumentiert dieser, 
dass neben der Baubranche, der Landwirtschaft und der 
8 Der § 2a SchwarzArbG regelt die Ausweismitführungspflicht. 
Die Ausweismitführungspflicht und die Sofortmeldepflicht 
zur Sozialversicherung in bestimmten Branchen wurden 
bereits zum 1. Januar 2009 eingeführt. Die Ausweismitfüh-
rungspflicht nach § 2a SchwarzArbG ermöglicht der FKS, im 
Rahmen von Prüfungen die Identität der Erwerbstätigen und 
den Umfang der Beschäftigung leichter festzustellen.
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Gastronomie, die Haushaltsreinigung das „klassische Bei-
spiel“ für unangemeldete Beschäftigung sei (Deutscher 
Bundestag 2016a: 3). Es werden zudem immer wieder For-
derungen laut, bestimmte weitere Wirtschaftsbereiche 
in die Liste mit aufzunehmen (z. B. die Landwirtschaft) 
oder aber diese Liste einer jährlichen Evaluierung zu un-
terziehen und ggf. zu ändern (vgl. Deutscher Bundestag 
2016b: 20932 und CSU Mittelstandsunion 2015). 
Die wissenschaftliche Literatur geht nur zum Teil auf die 
besonders betroffenen Wirtschaftsbereiche ein. So diffe-
renzieren Feld und Larsen die Verteilung der illegal gear-
beiteten Stunden nach Branche und stellen für den von 
ihnen untersuchten Zeitraum (2001-2008) fest, dass ein 
Drittel der Stunden auf das Baugewerbe entfällt, gefolgt 
von persönlichen Dienstleistungen (10 %) und dem Pri-
märsektor, also Landwirtschaft, Fischerei etc. (10 %). Wirt-
schaftliche Dienstleistungen (z. B. Steuerberatung, Reini-
gungsarbeiten, Büroarbeiten, Schreibarbeiten), Verkehr, 
Handel und Reparatur, sowie das Gastgewerbe folgten mit 
jeweils 5-10 %. Im verarbeitenden Gewerbe finden sich 
nur 1 % der illegal geleisteten Stunden. Hieraus schließen 
die Autoren, dass es bei der illegalen Beschäftigung nicht 
primär um die Produktion von Waren gehe, sondern we-
sentlich um Arbeits- und Dienstleistungen (Feld/Larsen 
2012: 72f.). 
Daten zu den am häufigsten von illegaler Beschäfti-
gung betroffenen Unternehmensformen liegen nicht vor. 
Ebenso wenig gibt es wissenschaftliche Untersuchungen 
zur Verteilung illegaler Beschäftigung auf verschiedene 
Unternehmensformen. 
1.2.5 Politischer Stellenwert und gesellschaftliche 
Diskussion
Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vom 
Dezember 2013 wurde die „Bekämpfung der Schwarzar-
beit und illegalen Beschäftigung“ als wichtiger Baustein 
der Finanz- und Arbeitsmarktpolitik mehrfach hervor-
gehoben. So heißt es u. a. zum Thema Steuervereinfa-
chung und Steuervollzug: „Wir werden zur Verbesserung 
der Bekämpfung der Steuerhinterziehung, des Sozialver-
sicherungsbetrugs, der Schwarzarbeit und der illegalen 
Beschäftigung die rechtlichen Rahmenbedingungen u. a. 
im Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz und in der Gewer-
beordnung sowie die personelle und informationstechno-
logische Ausstattung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
verbessern und wirkungsvoller ausgestalten“ (CDU/CSU/
SPD 2013: 90). Konkret sollte dies bedeuten, die Arbeit der 
zuständigen Finanzkontrolle Schwarzarbeit zu „konzent-
rieren, organisatorisch effektiver zu gestalten, zu erleich-
tern und im ausreichenden Umfang zu personalisieren“ 
(CDU/CSU/SPD 2013: 69).
Umsetzung fanden die Vorgaben des Koalitionsvertrags 
unter anderem in der Reform des Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetzes9, die am 10. März in Kraft trat, und im Ge-
setz zur Änderung des AÜG10 das am 01. April 2017 in 
Kraft trat (BGBl 2017). 
Die Gesetzesinitiative zur Reform des SchwarzArbG kam 
von der Bundesregierung und wurde von ihr wie folgt 
begründet:
„Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung schädigen 
in erheblichem Maße die Volkswirtschaft, haben gra-
vierende Beitragsausfälle in der Sozialversicherung zur 
Folge und gehen dadurch zulasten der Solidargemein-
schaft. Darüber hinaus beeinträchtigen Schwarzarbeit 
und illegale Beschäftigung den Wettbewerb. Gesetzes-
treue Unternehmen können im Wettbewerb gegen die 
illegal handelnden Anbieter, die oft erheblich günsti-
gere Angebote abgeben, nicht bestehen und werden 
in ihrer Existenz bedroht. Dies führt zum Verlust von 
legalen Arbeitsplätzen und verhindert die Schaffung 
neuer legaler Arbeitsplätze. Zusätzlich schädigen ille-
gale Beschäftigungsverhältnisse rechtstreue Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer, die mit ihren Sozialversiche-
rungsbeiträgen die entstehenden Ausfälle ausgleichen 
müssen“ (Deutscher Bundestag 2016c: 1).
Alle im Bundestag vertretenen Parteien teilen die Ansicht 
der Bundesregierung in Bezug auf die Sozialschädlichkeit 
illegaler Beschäftigung. Uneinigkeit besteht allerdings in 
der Frage der Ansätze und Methoden zur Eindämmung. 
Die CDU und auch die SPD argumentieren, dass die FKS 
in der Vergangenheit große Fortschritte bei der Eindäm-
mung von illegaler Beschäftigung gemacht habe, aber 
dennoch weitere gesetzliche Regelungen veranlasst wer-
den müssten, um die Effektivität der FKS zu erhöhen, sie 
technologisch besser auszustatten und Schnittstellen-
probleme zu minimieren (Deutscher Bundestag 2016b: 
20934). 
Bündnis 90/Die Grünen fordern über eine bessere Aus-
stattung der FKS hinaus, dass Arbeitgeber, die auf Grund 
von Verstößen in Zusammenhang mit illegaler Beschäf-
tigung verurteilt werden, konsequenter von öffentlichen 
Aufträgen ausgeschlossen werden müssten (Deutscher 
Bundestag 2016b: 20932). 
Die Linke fordert, der Fokus der FKS solle auf der Be-
kämpfung organisierter Kriminalität v. a. im Bauge-
werbe liegen, da hier der überwiegende Teil der illegalen 
9 Gesetz zur Stärkung der Bekämpfung der Schwarzarbeit und 
illegalen Beschäftigung.
10 Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
und anderer Gesetze.
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Infokasten Finanzkontrolle Schwarzarbeit
Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) ist ein Bestand-
teil der Zollverwaltung. Ihre Aufgaben und Kompetenzen 
sind im Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz geregelt. Sie ist 
gemäß § 2 SchwarzArbG dafür zuständig, im Rahmen der 
Erbringung oder des Ausführenlassens von Dienst- oder 
Werkleistungen die dort genannten Pflichten zu prüfen 
und damit festzustellen ob Schwarzarbeit oder illegale Be-
schäftigung vorliegen und, falls ja, entsprechende Buß-
geld- bzw. Strafverfahren einzuleiten.
Im Einzelnen prüft sie, „ob die sich aus den Dienst- oder 
Werkleistungen ergebenden Pflichten nach § 28a SGB IV 
erfüllt werden oder wurden, auf Grund der Dienst- oder 
Werkleistungen Sozialleistungen […] zu Unrecht bezo-
gen werden oder wurden, die Angaben des Arbeitgebers, 
die für die Sozialleistungen […] erheblich sind, zutreffend 
bescheinigt wurden, Ausländer nicht entgegen § 284 Ab-
satz 1 SGB III oder § 4 Absatz 3 Satz 1 und 2 AufenthG 
und nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als ver-
gleichbare deutsche Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerin-
nen beschäftigt werden oder wurden, oder entgegen § 4 
Absatz 3 Satz 1 und 2 AufenthG mit entgeltlichen Dienst 
oder Werkleistungen beauftragt werden oder wurden, Ar-
beitsbedingungen […] und die Mindestarbeitsentgelte […] 
eingehalten werden oder wurden“ (Deutscher Bundestag 
2013: 17). Zudem prüft sie, „ob Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass Steuerpflichtige den sich aus den Dienst- oder 
Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pflichten nicht 
nachgekommen sind“ (ebd.).
Die FKS führt ihre Prüfungen vor Ort an der Arbeits-
stelle durch, wobei sie berechtigt ist, Grundstücke und 
Geschäftsräume des Arbeitgebers und Auftraggebers zu 
betreten, Auskünfte der dort tätigen Personen einzuho-
len, Einsicht in Geschäfts- und sonstige Unterlagen zu 
nehmen, Personalien der dort angetroffenen tätigen Per-
sonen sowie bei nicht-deutschen Staatsbürgerinnen und 
-bürgern auch des Aufenthaltstitels zu kontrollieren. Diese 
Personen sind zur Mitwirkung verpflichtet. „Darüber hi-
naus hat die Finanzkontrolle Schwarzarbeit […] bei der 
Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten [die 
mit einem der in § 2 Abs. 1 genannten Prüfgegenstände 
unmittelbar zusammenhängen; J. T.] die gleichen Befug-
nisse wie die Polizeivollzugsbehörden nach der Strafpro-
zessordnung und dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten. 
Ihre Bediensteten sind insoweit Ermittlungspersonen der 
Staatsanwaltschaft“ (Deutscher Bundestag 2013: 17f.).
Eine ausführliche Beschreibung der FKS findet sich in Ka-
pitel 3.
Beschäftigung anzutreffen sei (Deutscher Bundestag 
2016d: 19606). 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) merkte in einer 
Anhörung zum Gesetzesvorhaben im zuständigen Fi-
nanzausschuss an, dass sich die Eindämmung illegaler 
Beschäftigung stärker als bisher auf „halblegale“ Formen 
der Beschäftigung richten sollte, in denen Lohndum-
ping praktiziert werde oder die Rechte der Beschäftigten 
missachtet oder unterlaufen werden. Zudem sollten das 
Bäckereihandwerk und der Einzelhandel in die Liste der 
Risikobranchen nach § 2a SchwarzArbG aufgenommen 
und so auch in Kontrollen der FKS eingebunden werden 
(Deutscher Gewerkschaftsbund 2016).
Die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) 
wiederum forderte die Liste der Risikobranchen nach § 2a 
SchwarzArbG um die Landwirtschaft zu erweitern, da es 
hier häufig zu illegalen Beschäftigungspraktiken komme. 
Weiterhin sollte die FKS in Privathaushalten Kontrollen 
vornehmen können, da es auch hier zur Ausbeutung von 
Arbeitskraft komme (IG BAU 2016).
1.2.6 Rechtliche Entwicklung
Die gesetzgeberische Auseinandersetzung mit der Ein-
dämmung illegaler Beschäftigung reicht in der Bundesre-
publik Deutschland weit zurück. Im Jahr 1957 verabschie-
dete der Gesetzgeber mit dem Gesetz zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit eine erste Norm in diesem Bereich, welche 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sowie Arbeitge-
ber, die sich der illegalen Beschäftigung schuldig mach-
ten, gleichermaßen mit Strafe bedrohte. 1981 wurde das 
Gesetz zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung ver-
abschiedet, wodurch die Zuständigkeiten bei der Eindäm-
mung illegaler Beschäftigung festgelegt sowie Zusammen-
arbeits- und gegenseitige Unterrichtungspflichten der 
zuständigen Behörden festgeschrieben wurden (Bundes-
rechnungshof 2008: 8ff.). 
War bis in die 1990er Jahre hinein die Bundesanstalt für 
Arbeit die zentrale Stelle zur Verhütung und Eindämmung 
von illegaler Beschäftigung, wurden 1992 erstmals der 
Zollverwaltung entsprechende Kontrollaufgaben übertra-
gen. In den Folgejahren wurden ihre Kompetenzen stetig 
ausgeweitet, bis den prüfenden Zöllnerinnen und Zöll-
nern mit Inkrafttreten des SGB III-Änderungsgesetzes11 
im Jahr 1997 schließlich die „Rechte und Pflichten der 
Bediensteten des Polizeidienstes nach der Strafprozess-
ordnung und dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten“ 
übertragen wurden (Bundesrechnungshof 2008: 9). An-
fang der 2000er Jahre wurden erstmals Rechtsvorschriften 
11 Erstes Gesetz zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch und anderer Gesetze.
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für einzelne besonders betroffene Branchen geschaffen. 
So wurden 2001 sowohl das Gesetz zur Eindämmung ille-
galer Betätigung im Baugewerbe als auch das Gesetz zur 
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung im gewerblichen 
Güterkraftverkehr verabschiedet. 2002 wurde das Gesetz 
zur Erleichterung der Bekämpfung von illegaler Beschäf-
tigung und Schwarzarbeit verabschiedet, „zusammen mit 
Vorschriften u. a. zur Generalunternehmerhaftung für So-
zialversicherungsbeiträge im Baugewerbe, zur Verbesse-
rung der behördlichen Zusammenarbeit, zum Ausschluss 
von der Vergabe öffentlicher Aufträge und zur Erhöhung 
von Straf- und Bußgeldrahmen“ (Bundesrechnungshof 
2008: 10).
Die Bemühungen kulminierten 2004 in der Verabschie-
dung des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes. Es bildet 
auch nach mehrfachen Reformen und Erweiterungen bis 
heute die Grundlage der Arbeit der in die Verhütung und 
Eindämmung von illegaler Beschäftigung eingebunde-
nen Behörden. Es definiert den Begriff der Schwarzarbeit, 
beschreibt die Prüfungsaufgaben der verschiedenen Be-
hörden, legt ihre Kompetenzen sowie ihre Zusammenar-
beits- und Unterrichtungspflichten fest und stellt einen 
Straf- und Ordnungswidrigkeitskatalog auf (Bundesrech-
nungshof 2008: 8). 
Neben dem SchwarzArbG spielen bei der Eindämmung 
von illegaler Beschäftigung v. a. noch das AÜG, das AEntG 
und das MiLoG eine Rolle. Die FKS kontrolliert bei ihren 
Prüfungen ebenso, ob „Arbeitsbedingungen nach Maß-
gabe des Mindestlohngesetzes, des Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetzes und des § 10 Absatz 5 des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes eingehalten werden oder wurden“ 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 5 SchwarzArbG). 
Das am 21. Juni 1972 verabschiedete AÜG dient „sowohl 
dem Schutz der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit-
nehmer als auch dem Schutz der Entleiher vor unzuverläs-
sigen Verleihern“ (Deutscher Bundestag 2014a: 6). Es regelt, 
wie Leiharbeit in Deutschland funktioniert, dass Verleiher 
eine Erlaubnis zum Verleih von Arbeitnehmerinnen und 
-nehmern benötigen, und welche Arbeitsbedingungen für 
Leiharbeitnehmerinnen und -nehmer eingehalten werden 
müssen. Es soll ganz allgemein den Missbrauch von Zeit-
arbeit unterbinden (ebd.). Durchgeführt wird das Gesetz 
von der Bundesagentur für Arbeit (§ 17 Abs. 1 AÜG), welche 
auch zuständig für die Verleiherlaubnis ist, die ein Verleih-
unternehmer besitzen muss. Mit dem Gesetz zur Änderung 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und des Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetzes vom 20. Juli 2011 wurden die 
Kontrollen der Arbeitsbedingungen im Rahmen von Leih-
arbeitsverhältnissen auf die Behörden der Zollverwaltung, 
also die FKS, übertragen (BGBl 2011a: 1506ff.). Dies gilt je-
doch nur für die Einhaltung der Lohnuntergrenze, wäh-
rend die BA für die Kontrolle von Equal Pay zuständig ist.
Das AEntG, welches am 01. März 1996 in Kraft trat, war 
ursprünglich nur auf den Bausektor beschränkt. Ziel der 
Gesetzesinitiative war, „die Anwendbarkeit in Deutsch-
land zwingender Arbeitsbedingungen im Bereich der 
Bauwirtschaft auf grenzüberschreitende Entsendefälle 
[durchzusetzen, sodass] gespaltene Arbeitsmärkte und die 
aus ihnen resultierenden sozialen Spannungen vermie-
den werden“ (Deutscher Bundestag 1995: 1). In mehreren 
Reformen wurde die zwingende Anwendung der Bran-
chentarifverträge für entsandte Beschäftigte auf zunächst 
neun im Gesetz konkret genannte Branchen ausgedehnt 
(§ 4 Abs. 1 AEntG)12. Mit dem Tarifautonomiestärkungsge-
setz13, welches am 11. August 2014 verkündet wurde (BGBl 
2014: 1348ff.), wurde das AEntG dahingehend reformiert, 
dass nun auch in allen anderen Branchen, die nicht in § 4 
Abs. 1 AEntG genannt werden, Branchenmindestlöhne 
durch Rechtsverordnung vorgeschrieben werden können 
(§ 4 Abs. 2 AEntG).
Mit dem Tarifautonomiestärkungsgesetz wurde auch das 
MiLoG verabschiedet, welches zum ersten Mal für alle Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen Anspruch auf 
Zahlung eines Arbeitsentgeltes „mindestens in Höhe des 
Mindestlohns durch den Arbeitgeber“ (§ 1 Abs. 1 MiLoG) 
vorschreibt. Der Mindestlohn wurde im Gesetz auf zu-
nächst 8,50 Euro (derzeit 8,84 Euro) pro gearbeiteter Zeit-
stunde festgelegt (§ 1 Abs. 2 MiLoG). Ziel des Gesetzes ist, 
dass „Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor unan-
gemessen niedrigen Löhnen geschützt [werden]. Zugleich 
trägt der Mindestlohn dazu bei, dass der Wettbewerb zwi-
schen den Unternehmen nicht zu Lasten der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer durch die Vereinbarung 
immer niedrigerer Löhne, sondern um die besseren Pro-
dukte und Dienstleistungen stattfindet“ (Deutscher Bun-
destag 2014b: 2). Das MiLoG sieht vor, dass der flächen-
deckende Mindestlohn durch die FKS kontrolliert wird 
(§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 SchwarzArbG, § 14 MiLoG) und Ver-
stöße gegen die Zahlung des Mindestlohns mit Geldbußen 
geahndet werden (§ 21 MiLoG). Hinzu kommt i. d. R. noch 
die strafrechtliche Verfolgung nach § 266a StGB, weil bei 
einer Mindestlohnunterschreitung auch Sozialversiche-
rungsbeiträge den Einzugsstellen vorenthalten werden.
12 Dies „gilt für Tarifverträge 1. des Bauhauptgewerbes oder des 
Baunebengewerbes im Sinne der Baubetriebe-Verordnung 
vom 28. Oktober 1980 (BGBl. I S. 2033), zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom 26. April 2006 (BGBl. I S. 1085), in der 
jeweils geltenden Fassung einschließlich der Erbringung von 
Montageleistungen auf Baustellen außerhalb des Betriebs-
sitzes, 2. der Gebäudereinigung, 3. für Briefdienstleistungen, 
4. für Sicherheitsdienstleistungen, 5. für Bergbauspezialar-
beiten auf Steinkohlebergwerken, 6. für Wäschereidienst-
leistungen im Objektkundengeschäft, 7. der Abfallwirtschaft 
einschließlich Straßenreinigung und Winterdienst, 8. für 
Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen nach dem Zweiten 
oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch und 9. für Schlachten 
und Fleischverarbeitung“ (§ 4 Abs. 1 AEntG).
13 Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie.
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1.3 Illegale Beschäftigung von  
Drittstaatsangehörigen
Bei der illegalen Beschäftigung von Drittstaatsangehö-
rigen spielt im Gegensatz zu jener von Deutschen und 
EU-Bürgerinnen und -Bürgern die aufenthaltsrechtliche 
Situation des betroffenen Arbeitnehmers oder der be-
troffenen Arbeitnehmerin eine Rolle. Entsprechend sind 
bei Prüfungen auf illegale Beschäftigung zusätzliche auf-
enthaltsrechtliche Prüfprozesse erforderlich und weitere 
Kontrollbehörden in die Überprüfungen mit eingebunden 
(v. a. Ausländerbehörden). Insbesondere aber zeigen sich 
die Unterschiede in den Folgen für Arbeitgeber und be-
schäftigte Drittstaatsangehörige.
1.3.1 Definition
Grundsätzlich gilt, dass Drittstaatsangehörige eine Er-
werbstätigkeit nur ausüben dürfen, wenn sie im Besitz 
eines entsprechenden Aufenthaltstitels sind und dieser 
Aufenthaltstitel sie zur Ausübung der jeweiligen Erwerbs-
tätigkeit berechtigt, oder wenn „auf Grund einer zwi-
schenstaatlichen Vereinbarung, eines Gesetzes oder einer 
Rechtsverordnung die Erwerbstätigkeit gestattet ist, ohne 
dass [sie] hierzu durch einen Aufenthaltstitel berechtigt 
sein [müssen]“ (§ 4 Abs. 3 Satz 3 AufenthG). Im Folgen-
den werden die verschiedenen Konstellationen, innerhalb 
derer Drittstaatsangehörige illegal beschäftigt sein kön-
nen, dargelegt.
Regulärer Aufenthalt mit Aufenthaltstitel
Sind Drittstaatsangehörige im Besitz eines Aufenthaltsti-
tels, muss dieser immer erkennen lassen, ob der betreffen-
den Person die Erwerbstätigkeit gestattet ist, und, wenn ja, 
in welchem Umfang. Die Erwerbstätigkeit kann dabei un-
beschränkt gestattet oder mit zeitlichen oder räumlichen 
Beschränkungen, sowie Beschränkungen auf bestimmte 
Branchen gestattet sein. Diese Angaben sind im Doku-
ment festgehalten, sodass sowohl für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer als auch für Arbeitgeber nachvollzieh-
bar ist, ob einer Erwerbstätigkeit nachgegangen werden 
darf oder nicht. 
In Deutschland wird zwischen fünf Aufenthaltstiteln 
unterschieden: das Visum, die Aufenthaltserlaubnis, die 
Niederlassungserlaubnis, die Erlaubnis zum Dauerauf-
enthalt-EU und die Blaue Karte EU.14 Sie werden zu unter-
schiedlichen Aufenthaltszwecken vergeben, wobei sie teil-
weise von Gesetzes wegen von vornherein zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit berechtigen und teilweise eine 
14 Eine ausführliche Beschreibung der Aufenthaltstitel und 
ihrer grundsätzlichen Voraussetzungen findet sich bei Grote/
Vollmer 2016: 14ff.
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit (BA) für die 
Ausübung einer Beschäftigung benötigt wird.
Sind Drittstaatsangehörige im Besitz eines Aufenthalts-
titels, dann liegt illegale Beschäftigung dann vor, wenn 
der Titel ihnen die Erwerbstätigkeit nicht erlaubt, sie aber 
dennoch erwerbstätig sind bzw. beschäftigt werden. Er-
laubt das Dokument die Erwerbstätigkeit innerhalb eines 
bestimmten (zeitlichen, räumlichen oder branchenspezi-
fischen) Rahmens, kann von illegaler Beschäftigung bzw. 
Schwarzarbeit gesprochen werden, wenn diese Beschrän-
kungen unterlaufen werden. Erlaubt der Aufenthaltstitel 
die Erwerbstätigkeit uneingeschränkt, kann illegale Be-
schäftigung (wie bei deutschen oder EU-Arbeitnehmerin-
nen oder -Arbeitnehmern) vorliegen, wenn die Beschäf-
tigung nicht angemeldet wird, Sozialversicherungsbetrug 
begangen oder Steuern nicht gezahlt werden (nach § 1 
Abs. 2 SchwarzArbG). Sind Drittstaatsangehörige im Besitz 
eines befristeten oder unbefristeten Aufenthaltstitels eines 
anderen EU-Mitgliedstaates und gehen sie während ihres 
erlaubten temporären Aufenthalts in Deutschland einer 
Beschäftigung nach, kann dies auch eine illegale Beschäf-
tigung darstellen (s. Kapitel 5).
Regulärer Aufenthalt als Schutzberechtigte, Kontingent- und 
Resettlement-Flüchtlinge
Für anerkannte Flüchtlinge, Asylberechtigte und subsi-
diär Schutzberechtigte gilt, dass ihre Aufenthaltserlaub-
nis eine uneingeschränkte Erwerbstätigkeit zulässt (§ 25 
Abs. 1 Satz 4 und § 2 Satz 2 AufenthG). Kontingentflücht-
linge erhalten sofort mit ihrer Ankunft eine Aufenthalts-
erlaubnis, welche eine uneingeschränkte Erwerbstätigkeit 
erlaubt (§ 23 Abs. 2 Satz 5 AufenthG). Gleiches gilt für Re-
settlement-Flüchtlinge (§ 23 Abs. 4 Satz 2 AufenthG). Für 
diese Gruppe von Drittstaatsangehörigen liegt illegale Be-
schäftigung bzw. Schwarzarbeit also nur dann vor, wenn 
sie (genau wie bei deutschen oder EU-Arbeitnehmerinnen 
und -Arbeitnehmern) eine Erwerbstätigkeit ausüben, ohne 
vom Arbeitgeber zur Sozialversicherung gemeldet worden 
zu sein, wenn sie Sozialversicherungsbetrug begehen oder 
ihren steuerlichen Verpflichtungen nicht nachkommen 
(nach § 1 Abs. 2 SchwarzArbG).
Aufenthalt ohne Aufenthaltstitel 
Neben der Gruppe der Drittstaatsangehörigen mit regu-
lärem Aufenthaltstitel gibt es Drittstaatsangehörige, die 
über keinen gültigen Aufenthaltstitel verfügen, sondern 
deren Aufenthalt gestattet oder geduldet wird. 
Als Duldung wird die vorübergehende Aussetzung der Ab-
schiebung bezeichnet. Dieser Fall tritt ein, wenn „die Ab-
schiebung aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen 
unmöglich ist und keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird“ 
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(§ 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG). Drittstaatsangehörigen, die 
eine Duldung besitzen, darf die Erwerbstätigkeit nicht er-
laubt werden, wenn 
1. sie sich in das Inland begeben haben, um Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zu 
erlangen,
2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihnen aus 
Gründen, die sie selbst zu vertreten haben, nicht 
vollzogen werden können oder
3. sie Staatsangehörige eines sicheren Herkunfts-
staates nach § 29a AsylG sind und ihr nach dem 
31. August 2015 gestellter Asylantrag abgelehnt 
wurde (§ 60a Abs. 6 Satz 1 AufenthG).
Darüber hinaus gilt, dass Drittstaatsangehörigen, „die 
eine Duldung besitzen, eine Zustimmung zur Aus-
übung einer Beschäftigung erteilt werden [kann], wenn 
sie sich seit drei Monaten erlaubt, geduldet oder mit 
einer Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhalten“ 
(§ 32 Abs. 1 Satz 1 BeschV). Für die Erteilung der Erlaubnis 
zur Erwerbstätigkeit ist die jeweilige Ausländerbehörde 
zuständig, die grundsätzlich die Zustimmung der BA ein-
holen muss.15 
Die Aufenthaltsgestattung wird Personen zur Durchfüh-
rung ihres Asylverfahrens erteilt (§ 55 Abs. 1 AsylG). Sie 
ist kein Aufenthaltstitel und berechtigt nur dann zur Er-
werbstätigkeit, wenn die Ausländerbehörde dies geneh-
migt. Für die Dauer der Pflicht, in einer Aufnahmeein-
richtung zu wohnen, dürfen Drittstaatsangehörige mit 
Aufenthaltsgestattung keine Erwerbstätigkeit ausüben 
(§ 61 Abs. 1 AsylG). Diese Pflicht kann bis zu sechs Mona-
ten bestehen (§ 47 Abs. 1 Satz 1 AsylG). 
Drittstaatsangehörigen, die sich seit drei Monaten gestat-
tet im Bundesgebiet aufhalten, kann die Ausübung einer 
Beschäftigung erlaubt werden, wenn die BA zugestimmt 
hat oder durch Rechtsverordnung bestimmt ist, dass die 
Ausübung der Beschäftigung ohne Zustimmung der BA 
zulässig ist (§ 61 Abs. 2 AsylG). Rechtmäßige oder gedul-
dete Voraufenthalte werden auf diese „Wartezeit“ ange-
rechnet (§ 61 Abs. 2 Satz 2 AsylG). Asylbewerberinnen 
und -bewerber aus sicheren Herkunftsstaaten (nach § 29a 
AsylG), die nach dem 31. August 2015 einen Asylantrag ge-
stellt haben, erhalten grundsätzlich keine Beschäftigungs-
erlaubnis (§ 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG).
Sowohl für die Duldung als auch für die Aufenthaltsge-
stattung gilt, dass es bei der Erteilung einer Erlaubnis der 
Ausländerbehörde zur Ausübung 
15 Eine Übersicht zum Zugang zur Beschäftigung mit Duldung 
findet sich unter Gemeinnützige Gesellschaft zur Unterstüt-
zung Asylsuchender 2017 (Stand: 15. Januar 2017).
1. eines mindestlohnfreien Praktikums,
2. einer Berufsausbildung in einem staatlich an-
erkannten oder vergleichbar geregelten 
Ausbildungsberuf,
3. einer Beschäftigung nach § 2 Abs. 1 (Hochqualifi-
zierte, Erfüllung der Voraussetzungen für die Blaue 
Karte EU, Hochschulabsolventinnen und Hoch-
schulabsolventen einer deutschen Hochschule), 
§ 3 Nr. 1 bis 3 (Führungskräfte), § 5 (Wissenschaft, 
Forschung und Entwicklung), § 14 Abs. 1 (Sonstige 
Beschäftigungen, hier: Freiwilligendienste), § 15 
Nr. 2 (Praktika zu Weiterbildungszwecken, hier: im 
Rahmen der EU oder bilateraler Entwicklungszu-
sammenarbeit geförderte Praktika), § 22 Nr. 3 bis 5 
(Besondere Berufsgruppen) und § 23 (Internatio-
nale Sportveranstaltungen) BeschV,
4. einer Beschäftigung von Ehegatten, Lebenspart-
nern und -partnerinnen, Verwandten und Ver-
schwägerten ersten Grades eines Arbeitgebers in 
dessen Betrieb, wenn der Arbeitgeber mit diesen in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, oder
5. jeder Beschäftigung nach einem ununterbroche-
nen vierjährigen erlaubten, geduldeten oder ge-
statteten Aufenthalt im Bundesgebiet 
keiner Zustimmung der BA bedarf (§ 32 Abs. 2 BeschV). 
Sind Drittstaatsangehörige im Besitz einer Duldung oder 
einer Aufenthaltsgestattung, liegt illegale Beschäftigung 
dann vor, wenn ihnen die Erwerbstätigkeit nach den be-
schriebenen Vorgaben (noch) nicht erlaubt ist, sie aber 
dennoch erwerbstätig sind. Ist ihnen die Erwerbstätigkeit 
innerhalb eines bestimmten (zeitlichen, räumlichen oder 
branchenspezifischen) Rahmens erlaubt, kann von ille-
galer Beschäftigung gesprochen werden, wenn diese Be-
schränkungen unterlaufen werden. Wird geduldet oder 
gestattet aufhältigen Drittstaatsangehörigen die Erwerbs-
tätigkeit erlaubt, kann Schwarzarbeit (wie bei deutschen 
oder EU-Arbeitnehmerinnen oder -Arbeitnehmern) vor-
liegen, wenn die Beschäftigung nicht angemeldet wird, 
Sozialversicherungsbetrug begangen wird oder Steuern 
nicht bezahlt werden (nach § 1 Abs. 2 SchwarzArbG). 
Irregulärer Aufenthalt16 
Die EU-Rückführungsrichtlinie (2008/115/EG)17 definiert 
‚illegalen Aufenthalt‘ als „die Anwesenheit von Drittstaats-
angehörigen, die nicht oder nicht mehr die Einreisevor-
aussetzungen nach Artikel 5 des Schengener Grenzkodex 
16 Die folgenden Ausführungen zu irregulärem Aufenthalt 
basieren auf Grote 2015: 14-18.
17 Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame Normen 
und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal 
aufhältiger Drittstaatsangehöriger.
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oder andere Voraussetzungen für die Einreise in einen 
Mitgliedstaat oder den dortigen Aufenthalt erfüllen, im 
Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats“ (Art. 3 Nr. 2). Diese 
Definition schließt auch die oben beschriebene Gruppe 
der geduldeten Drittstaatsangehörigen mit ein. Da davon 
ausgegangen werden kann, dass gerade irregulär aufhäl-
tige Drittstaatsangehörige einer illegalen Beschäftigung 
nachgehen, um ihren Lebensunterhalt zu sichern, sind für 
den Zweck dieser Studie zwei Gruppen irregulär aufhälti-
ger Drittstaatsangehöriger von besonderer Wichtigkeit: 
„Irregulär aufhältige Drittstaatsangehörige, die 
vormals im Behördenkontakt standen, deren 
Aufenthaltsort jedoch nicht mehr bekannt ist (Un-
tergetauchte). Diese Personengruppe umfasst u. a. 
Asylsuchende, die im Zuge der Erstverteilung auf die 
zuständigen Erstaufnahmeeinrichtungen unterge-
taucht sind, abgelehnte Asylantragsteller, die nach 
Zustellung des negativen Bescheids untergetaucht 
sind, legal Eingereiste, deren Visum abgelaufen (Visa-
Overstayer) und deren Aufenthaltsort den Behörden 
unbekannt ist, sowie weitere unerlaubt aufhältige 
Migranten, beispielsweise Personen, die sich einer 
Alternative zur Abschiebungshaft entzogen haben und 
untergetaucht sind.
Irregulär aufhältige Drittstaatsangehörige, deren 
Aufenthalt den Behörden zu keinem Zeitpunkt 
bekannt war (Personen ohne bisherigen Behörden-
kontakt). Diese Personengruppe umfasst all jene, die 
ohne gültige Papiere nach Deutschland eingewandert 
sind oder geschleust wurden, ohne ihren Aufenthalt 
bei den Behörden anzumelden oder je mit ihnen in 
Kontakt zu kommen (z. B. in einer Polizeikontrolle 
[oder einer Kontrolle der FKS; J. T.]). Auch unfreiwillig 
oder unter falschen Versprechungen im Rahmen von 
Menschenhandel eingeschleuste und von Zwangspro-
stitution ausgebeutete Personen, deren Aufenthalt den 
Behörden nicht bekannt ist, werden unter diese Perso-
nengruppe gefasst. Für diese Personengruppe existiert 
eine Vielzahl an Bezeichnungen“ (Grote 2015: 14f.).18  
18 Zu den gängigeren Bezeichnungen gehören „Papierlose“ 
(Huschke 2013), „Undokumentierte“ (Angenendt 2007: 10), 
„Klandestine“ (Vogel 2015), „Menschen ohne Papiere“ (An-
derson 2011: 173; Bommes/Wilmes 2007), „Illegalisierte“ 
(Fleischer 2007; Schreiber 2007) oder „Sans Papiers“ (Mylius 
et al. 2011). Darüber hinaus findet die Bezeichnung „Illegale“ 
bzw. „illegale Einwanderung“ breite Verwendung, wobei die 
Bezeichnung insbesondere dann kritisiert wird, wenn sie sich 
auf die Menschen selbst und nicht den Akt der Einwanderung 
bzw. den unerlaubten Aufenthalt bezieht (zur Begriffskritik 
u. a. Neue Deutsche Medienmacher 2014: 20f.; Schneider 
2012: 20; Angenendt 2007: 10f.; Schönwälder et al. 2004: 6).
Konstellationen illegaler Beschäftigung von  
Drittstaatsangehörigen
Die folgende Tabelle fasst die möglichen Konstellationen 
illegaler Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen nach 
dem Beschäftigungsverhältnis (legal/illegal) und dem Auf-
enthaltsstatus (irregulär/regulär) zusammen. 
1.3.2 Umfang
Wie im Fall der illegalen Beschäftigung allgemein stellt 
sich auch bei der Bestimmung des Umfangs illegaler Be-
schäftigung von Drittstaatsangehörigen im Speziellen das 
Problem einer eingeschränkten Datenlage. 
Daten der Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
Die FKS nutzt für ihre Arbeit ein zentrales Informa-
tionssystem, das sogenannte ProFis, in dem die nach 
dem SchwarzArbG erforderlichen Daten automatisiert 
Tabelle 2:  Konstellationen in denen Drittstaatsangehörige legal/






































gestattung und ohne die 
Berechtigung zur Erwerbstätigkeit
Drittstaatsangehörige im 
Besitz eines befristeten oder 
unbefristeten Aufenthaltstitels 
eines anderen EU-Mitgliedstaates, 
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a) mit legalem Arbeitsvertrag 
beschäftigte Drittstaatsangehörige, 
die unter illegalen Bedingungen 
einer Erwerbstätigkeit nach-
gehen (z. B. Unterlaufen des 
Mindestlohns, bei Studierenden 
Überschreitung der maximalen 
Arbeitstage pro Jahr, Unterlaufen 
der Beschränkungen der Erlaubnis 
zur Erwerbstätigkeit)
b) Arbeitserlaubnis wurde mit 
falschen Angaben erworben 
(z. B. durch Scheinentsendung 











Aufenthaltstiteln, die zur 
Erwerbstätigkeit berechtigen 
oder Personen mit Aufenthalts-
gestattung oder Duldung, die 
zur Erwerbstätigkeit berechtigen 
und die nur einer ihr erlaubten 
Tätigkeit nachgehen
Quelle: nach Junkert/Kreienbrink 2008: 22, modifiziert
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verarbeitet werden.19 Es beinhaltet Angaben dazu, wel-
che Unternehmen zu welchem Zeitpunkt geprüft wurden 
und welche Konsequenzen die Prüfung hatte. Sollte ein 
Ermittlungsverfahren eingeleitet und rechtskräftig abge-
schlossen werden, können Daten bis zu fünf Jahre nach-
gehalten werden. Die FKS registriert bei ihren Kontrollen 
zudem Fälle, in denen sie den Verdacht der illegalen Be-
schäftigung – auch von Drittstaatsangehörigen – feststel-
len. ProFis wertet solche Fälle allerdings lediglich nach 
einem von der Ermittlerin oder dem Ermittler vergebenen 
führenden Tatbestand aus.20 Eine Auswertung der Daten 
nach allen Rechtsverstößen erfolgt nicht. Daten zur An-
zahl der Prüfungen, in denen illegale Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen nachgewiesen werden konnte, 
oder zur Anzahl von identifizierten illegal beschäftigten 
Drittstaatsangehörigen sind derzeit nicht vorgesehen (Ge-
spräch GZD). Diese Auswertungslücke wurde schon 2008 
bei der Prüfung der FKS durch den Bundesrechnungshof 
(BRH) als Kritikpunkt angeführt. 
Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik
Einen weiteren Datenzugang bietet die Polizeiliche Krimi-
nalstatistik (PKS). „Die PKS enthält die der Polizei bekannt 
gewordenen rechtswidrigen Straftaten einschließlich der 
mit Strafe bedrohten Versuche, die Anzahl der ermittel-
ten Tatverdächtigen und eine Reihe weiterer Angaben zu 
Fällen, Opfern oder Tatverdächtigen“ (BKA 2016a). Die PKS 
enthält allerdings keine Angaben zu tatsächlich verurteil-
ten Personen. 
In Bezug auf Ordnungswidrigkeits- und Strafverfahren 
auf Grund illegaler Beschäftigung sind die vorhandenen 
Daten nur eingeschränkt verwendbar. Dies liegt daran, 
dass die Verfolgung von Verstößen gegen das Schwarz-
ArbG in erster Linie in den Zuständigkeitsbereich des 
Zolls fällt, und die PKS somit lediglich die Fälle beinhal-
tet, die von der Polizei selbst bearbeitet wurden. Hierzu 
ist sie nach § 163 StPO ebenfalls befugt. Aber auch die 
19 Gesetzliche Grundlage ist § 16 SchwarzArbG. Neben der 
Auflistung der speicherbaren Daten (Abs. 2) wird hier auch 
bestimmt, dass diese u. a. nur „für die Durchführung von 
Prüfungen nach § 2 Abs. 1 sowie für die Verhütung und Ver-
folgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten im Zu-
sammenhang mit den Prüfgegenständen nach § 2 Abs. 1 und 
für die Besteuerung, soweit sie im Zusammenhang mit der 
Erbringung von Dienst- oder Werkleistungen steht, verwen-
det werden“ dürfen (Abs. 3). § 18 SchwarzArbG regelt die 
Auskunft aus der Datenbank an betroffene Personen und 
§ 19 beschreibt die Löschfristen (Speicherung für maximal 
fünf Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem ein Ermitt-
lungsverfahren rechtskräftig abgeschlossen worden ist).
20 „Der führende Tatbestand wird von dem Ermittler nach ei-
gener Bewertung vergeben. Werden mit einer Tat mehrere 
Tatbestände erfüllt, spiegelt der führende Tatbestand den 
Tatvorwurf wieder, der nach Einschätzung des Ermittlers 
am schwersten wiegt, d. h. mit der höchsten Strafe bewehrt 
ist (daher: führender Tatbestand)“ (Bundesrechnungshof 
2008: 31).
vorhandenen Daten in der PKS liegen nicht nach einzel-
nen Deliktformen gemäß SchwarzArbG aufgeschlüsselt, 
sondern nur aggregiert als ‚Delikte im Zusammenhang 
mit [dem] Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz und [dem] 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz‘ (BKA 2016a) vor.
Dass die Verfolgung von Straftatbeständen und Ord-
nungswidrigkeiten im Falle von illegaler Beschäftigung 
hauptsächlich im Verantwortungsbereich des Zolls liegt, 
spiegelt sich auch in den Zahlen der PKS wieder. So be-
wegt sich die Anzahl der bearbeiteten Fälle der Polizei seit 
fünf Jahren konstant bei 120-170 Fällen pro Jahr. Grund-
sätzlich erlaubt die PKS eine weitere Differenzierung 
hinsichtlich einzelner aufenthaltsrechtlicher Merkmale, 
was auf Grund der geringen Fallzahl aber kaum Aussage-
kraft hat: So waren im Jahr 2014 in den 169 durch die Po-
lizei bearbeiteten Delikten im Zusammenhang mit dem 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz und dem Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz die Tatverdächtigen in 95 Fällen 
nicht Deutsche. Hiervon waren 91 Fälle nicht-deutsche 
Tatverdächtige mit erlaubtem Aufenthalt und vier Perso-
nen mit unerlaubtem Aufenthalt (BKA 2015).
Datenkritik
Die Datenlage zu illegalen Beschäftigungsverhältnissen 
von Drittstaatsangehörigen in Deutschland ist dement-
sprechend als sehr eingeschränkt zu bezeichnen. Selbst 
wenn die Datenlage differenzierter auswertbar wäre, wür-
den die Aufgriffszahlen nur bedingt Aussagen über die Ge-
samtheit der illegalen Beschäftigung von Drittstaatsange-
hörigen zulassen. 
Die statistisch erfassbaren Zahlen geben nur Auskunft 
über die durchgeführten Kontrollen und festgestellten 
Verstöße. Die Zahlen wären daher eher aussagekräftig in 
Bezug auf die Kontrolltätigkeiten und die Sensibilisierung 
der Strafverfolgungsbehörden (Rabe/Brandt 2015). Ana-
log zu den wissenschaftlichen Schätzungen des CLAN-
DESTINO-Projekts zu irregulärem Aufenthalt (Vogel/Ko-
vacheva 2008; Vogel/Aßner 2011; Vogel 2015) würde es 
hier auch einer Kontextualisierung der Daten bedürfen, 
um daraus Schätzungen über das „Dunkelfeld“ ableiten 
zu können.21 Lediglich die bereits erwähnte Studie von 
Schneider/Boockmann (2016) zum Umfang der informel-
len Wirtschaft enthält ein Kapitel mit einer Schätzung der 
illegalen Beschäftigung von geflüchteten Menschen in 
Deutschland (s. Kap 1.3.4).
21 Die Schätzungen zum Umfang der irregulär in Deutschland 
aufhältigen Drittstaatsangehörigen beruhen auf Daten der 
Polizeilichen Kriminalstatistik, wobei von 2010 bis 2014 eine 
kontinuierliche Steigerung zu verzeichnen war. Während sich 
den Berechnungen zufolge im Jahr 2010 136.000 bis 337.000 
Untergetauchte und Personen ohne bisherigen Behörden-
kontakt in Deutschland aufhielten, waren es 2014 180.000 bis 
520.000 (Vogel 2015; Vogel/Aßner 2011).
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1.3.3 Profile und besonders betroffene  
Wirtschaftsbereiche 
Auf Grund der unzureichenden Datenlage sind auch keine 
präzisen Informationen über die Profile von illegal be-
schäftigten Drittstaatsangehörigen oder die Wirtschafts-
bereiche, in denen diese aktiv sind, vorhanden. 
Dennoch gibt es Studien zu den Profilen irregulär aufhäl-
tiger Personen. Diese lassen zwar keine Aussage zur ge-
samten Gruppe der illegal beschäftigten Drittstaatsange-
hörigen zu, erlauben aber zumindest, eine Tendenz für die 
Teilgruppe der irregulär aufhältigen, illegal beschäftigten 
Drittstaatsangehörigen abzuleiten. Demnach sind irre-
gulär aufhältige Migranten eher jung. Die Geschlechter-
struktur ist stark von den Wirtschaftsbereichen abhängig, 
in denen irregulär Aufhältige eine Beschäftigung finden. 
Frauen arbeiten häufiger in der Kinderbetreuung, der Al-
tenpflege, als Reinigungskräfte oder in der Sexindustrie. 
Männer sind auf der anderen Seite z. B. häufiger im Bau-
gewerbe tätig (Kovacheva 2010: 8f.).
Dies deckt sich mit den Erfahrungen der FKS, dass ille-
gal beschäftigte Drittstaatsangehörige v. a. in den in § 2a 
SchwarzArbG angeführten Risikobranchen anzutreffen 
seien und dort im Wesentlichen ungelernte oder niedrig 
qualifizierte Tätigkeiten ausüben (Gespräch GZD).
1.3.4 Gesellschaftliche Diskussion
Mit der stark gestiegenen Anzahl an Schutzsuchenden in 
den Jahren 2015 und 2016 ist das Thema illegaler Beschäf-
tigung wieder verstärkt in den Fokus gerückt, wobei vor 
allem über illegale Beschäftigungsverhältnisse und Ar-
beitsausbeutung von Asylsuchenden, abgelehnten Asylan-
tragstellenden, Geduldeten und Schutzberechtigten disku-
tiert wird (Heinzle 2016, Dowideit 2016a, Steiner 2015).
Auf Grund des Mangels an verlässlichen Zahlen wurde 
unter anderem die Studie von Schneider/Boockmann 
(2016) zum Ausmaß der informellen Wirtschaft medial 
stark rezipiert. In dieser wird auch der Frage nachgegan-
gen, wie sich die stärkere Zuwanderung Asylsuchender auf 
die informelle Wirtschaft auswirken könnte. Auf Grund-
lage einiger Annahmen berechnen Schneider/Boockmann 
aber lediglich Szenarien, wie sich die informelle Wirt-
schaft verändern würde, falls ihre Annahmen zuträfen. 
Die Ergebnisse sagen folglich wenig über die tatsächlichen 
illegalen Beschäftigungsverhältnisse von Asylsuchenden 
aus, wenngleich sie in diversen Medien fälschlich als sol-
che präsentiert wurden (s. Bund 2016). Entsprechend kur-
sierten Zahlen von 100.000 bis zu 30 % der 2015 ins Land 
gekommenen Asylsuchenden, die irregulär arbeiten wür-
den (Heinzle/Weydt 2016; Huffington Post 2016; Deutsch-
landfunk 2016; DGB Bildungswerk 2016). 
Die Fehldarstellung der Studienergebnisse in der medi-
alen Berichterstattung hatte Einfluss auf den gesamtge-
sellschaftlichen Diskurs zum Thema und führte teilweise 
zu dem Eindruck, es gebe gesicherte Erkenntnisse zum 
Ausmaß illegaler Beschäftigungsverhältnisse von Geflüch-
teten. Dabei wird auch von den meisten zivilgesellschaft-
lichen Akteuren und Wirtschaftsvereinigungen nicht 
bestritten, dass es angesichts der herrschenden Rahmen-
bedingungen zu vermehrter illegaler Beschäftigung durch 
die hohe Anzahl der Schutzsuchenden kommen dürfte. So 
argumentiert z. B. die Diakonie, dass bei einem Unteran-
gebot von Integrationskursen bei gleichzeitiger Beibehal-
tung der Bedingung einen solchen Kurs absolviert haben 
zu müssen, um sich auf Arbeitsplätze bewerben zu kön-
nen, Geflüchtete in die illegale Beschäftigung getrieben 
würden (Dowideit 2016b).
Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände e. V. (BDA) fordert als Präventivmaßnahme eine 
schnelle und erfolgreiche Integration der Geflüchteten 
mit Bleibeperspektive. Vor allem durch Zeitarbeit soll-
ten Geflüchtete ohne Arbeitserfahrung von illegaler Be-
schäftigung abgehalten und in legale Beschäftigungs-
verhältnisse gebracht werden (BDA 2016). Der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) plädiert für eine zügige Ar-
beitsmarktintegration von Geflüchteten unter Wahrung 
der arbeitsrechtlichen Standards (Handelsblatt 2016).
1.3.5 Rechtliche Entwicklung
Verschiedene Rechtsbereiche, die für das Thema der ille-
galen Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen relevant 
sind, wurden vor kurzem reformiert. Dies betrifft vor allen 
Dingen das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz und das 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz. 
Reform des SchwarzArbG
Ziel des Gesetzes zur Stärkung der Bekämpfung der 
Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung (Deutscher 
Bundestag 2016c; Bundesrat 2017), das am 10. März 2017 
in Kraft getreten ist, ist es, „die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für die Prüfungs- und Ermittlungstätigkeiten der 
Finanzkontrolle Schwarzarbeit und der zuständigen Lan-
desbehörden [zu verbessern] und die Voraussetzungen für 
die Optimierung der informationstechnologischen Aus-
stattung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit [zu schaffen]“ 
(Deutscher Bundestag 2016c: 1). 
Mit dem Gesetz wurden die folgenden Änderungen umge-
setzt (vgl. BGBl 2017a):
  IT-System: § 16 SchwarzArbG legitimiert das Zentrale 
Informationssystem für die FKS. Durch die Reform 
des SchwarzArbG und damit verbundene Einführung 
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eines neuen Systems (ProFiS 2.0) wird insbesondere 
die Vorgangsbearbeitung optimiert und, anders als mit 
der bisherigen Datenbank, eine bundesweit verfah-
rensübergreifende Bearbeitung und ein standortun-
abhängiger Zugriff durch alle Hauptzollämter und die 
GZD sowie eine bessere Datenanalyse ermöglicht.
  Zugriff auf Daten des Zentralen Fahrzeugregisters: Um 
den Zöllnerinnen und Zöllnern der FKS bei Prüfungen 
und Ermittlungen einen automatisierten Zugriff auf 
bestimmte Fahrzeug- und Halterdaten aus dem Zent-
ralen Fahrzeugregister des Kraftfahrt-Bundesamtes zu 
ermöglichen, wird das Straßenverkehrsgesetz entspre-
chend geändert.
  Befugnisse der FKS bei der Ahndung von Meldever-
stößen nach dem Vierten Buch Sozialgesetzbuch: Die 
FKS wird für eine effizientere Ermittlungsarbeit nun 
auch dann für die Ahndung von sozialversicherungs-
rechtlichen Meldeverstößen nach dem SGB IV (d. h. 
Sozialversicherungsbetrug) zuständig sein, wenn die 
Verstöße erst im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens 
der FKS aufgedeckt wurden. Bisher war dies nur mög-
lich, wenn der Sozialversicherungsbetrug direkt bei 
einer Prüfung festgestellt wurde.
  Befugnisse der Landesbehörden: Die nach § 2 Abs. 1a 
SchwarzArbG für die Bekämpfung von handwerks- 
und gewerberechtlicher Schwarzarbeit nach Landes-
recht zuständigen Behörden erhalten eigene Prüfbe-
fugnissen (vgl. Kapitel 3.4.5). 
  Dienstleistungs- und Lieferaufträge: Nach einer Ver-
urteilung wegen der in § 21 Abs. 1 SchwarzArbG ge-
nannten Tatbestände (u. a. § 266a StGB, §§ 10 und 11 
SchwarzArbG) konnten Arbeitgeber bisher nur von 
der Teilnahme an einem Wettbewerb um öffentliche 
Aufträgen im Bausektor ausgeschlossen werden (vgl. 
Kapitel 4). Der Ausschluss wird nun entsprechend den 
Regelungen im MiLoG und AEntG  auf Liefer- und 
Dienstleistungsaufträge ausgeweitet.
Arbeitnehmerüberlassung
Am 01. April 2017 ist das Gesetz zur Änderung des AÜG22 
in Kraft getreten (BGBl 2017b). Ziel der Reform des AÜG 
ist, sowohl den Missbrauch von Werkverträgen zu verhin-
dern, hinter denen tatsächliche, direkte Beschäftigungs-
verhältnisse stehen, als auch verdeckte Arbeitnehmer-
überlassung zu unterbinden. Letzteres ist gegeben, wenn 
Unternehmen einen als Werkvertrag bezeichneten Vertrag 
abschließen, tatsächlich aber bei der Durchführung des 
Vertrages Arbeitnehmerüberlassung praktizieren (Deut-
scher Bundestag 2016e: 1f.). Im Einzelnen sind u. a. fol-
gende Änderungen enthalten: 
22 Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
und anderer Gesetze.
  Die Überlassungshöchstdauer für Leiharbeitneh-
merinnen und Leiharbeitnehmer bei einem Entleiher 
wird auf 18 Monate beschränkt. Längere Einsatzzeiten 
sind nur in tarifgebundenen Unternehmen möglich 
(§ 1 Abs. 1b AÜG). 
  Nach neun Monaten sollen Leiharbeitnehmerinnen 
und Leiharbeitnehmer grundsätzlich hinsichtlich des 
Arbeitsentgelts den Stammarbeitnehmerinnen und 
-arbeitnehmern eines entleihenden Unternehmens 
gleichgestellt werden (§ 8 Abs. 4 AÜG). Zudem sollen 
grundsätzlich keine Leiharbeitnehmerinnen und Leih-
arbeitnehmer eingesetzt werden dürfen, wenn der Be-
trieb des Entleihers unmittelbar von einem Arbeits-
kampf betroffen ist (§ 11 Abs. 5 Satz 1 und 2 AÜG). 
1.4 Menschenhandel als verwandtes  
Problemfeld 
Eng verflochten mit dem Bereich der illegalen Beschäfti-
gung von Drittstaatsangehörigen, aber dennoch analy-
tisch davon zu trennen, ist die Thematik des „Menschen-
handels zum Zweck der Arbeitsausbeutung“. Obwohl in 
der Praxis fließende Übergänge zwischen beiden Delikt-
formen bestehen, ist eine getrennte Behandlung der Phä-
nomene sinnvoll, da im Gegensatz zu Menschenhandel/
Ausbeutung bei der illegalen Beschäftigung
  nicht in jedem Fall eine klare Täter/Opfer-Situation 
existiert, 
  die Arbeitsbedingungen durchaus vom Arbeitnehmer 
oder der Arbeitnehmerin mitgestaltet sein können, 
  Menschen beschäftigt sein können, die einen regulä-
ren Aufenthaltsstatus besitzen (s. Definition), 
  Formen der Beschäftigung gemeint sein können, die 
vom Gesetzgeber als minder schwer eingestuft werden 
und Ordnungswidrigkeiten darstellen.
Hinzu kommt, dass in Deutschland unterschiedliche Ak-
teure federführend sind: Während illegale Beschäftigung 
v. a. als ein wirtschaftskriminelles Delikt gesehen wird 
und nach dem SchwarzArbG den Behörden der Zollver-
waltung die Prüfkompetenz obliegt, werden die Themen 
Menschenhandel und Ausbeutung aus einer Perspektive 
der Verletzung der Menschenrechte der betroffenen Per-
sonen heraus gesehen und direkt von der Polizei (v. a. dem 
LKA) bekämpft. 
Auch die Bekämpfung des Menschenhandels zum Zweck 
der Arbeitsausbeutung sollte laut Koalitionsvertrag ver-
stärkt in den Fokus genommen werden (CDU/CSU/SPD 
2013: 104). Praktisch führte dies in der aktuellen Legis-
laturperiode unter anderem zu einer Neufassung etli-
cher Paragraphen des Strafgesetzbuches und der Einrich-
tung einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe Bekämpfung des 
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Menschenhandels zum Zweck der Arbeitsausbeutung23 
(BMAS 2016a; Bündnis gegen Menschenhandel 2015). 
Neufassung des StGB
Zur Umsetzung der EU-Richtlinie zur Bekämpfung des 
Menschenhandels (2011/36/EU)24 wurde der Straftatbe-
stand „Menschenhandel“ im StGB neu gefasst und an die 
international gebräuchliche Definition angepasst. Die Re-
form beinhaltete die Ausdifferenzierung der bisherigen 
Rechtsnormen: Fielen zuvor in den beiden §§ 232 (Men-
schenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung) und 
233 (Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der 
Arbeitskraft) der Tatbestand des Menschenhandels mit 
der jeweiligen Ausbeutungsform zusammen, wurde in der 
Neufassung ein eigener Tatbestand „Menschenhandel“ 
(§ 232 StGB) eingeführt und die Ausbeutungsformen dann 
jeweils in nachfolgenden Paragraphen festgehalten (§ 232a 
(Zwangsprostitution) und § 232b (Zwangsarbeit)). 
Während „Menschenhandel“ sich auf das Anwerben, Be-
fördern, Weitergeben, Beherbergen oder Aufnehmen einer 
Person in einer Zwangslage zum Zwecke der Ausbeutung 
bezieht (§ 232 StGB), stellen die §§ 232a und 232b die Be-
einflussung des Opferwillens zu den genannten Hand-
lungen unter Strafe („veranlassen“ statt bisher „dazu 
bringen“). Zusätzlich wurden die Straftatbestände des 
Menschenhandels zur Bettelei, zur Begehung strafbarer 
Handlungen sowie zum Organhandel neu aufgenommen 
(§ 232 Abs. 1 Satz 1. c und d StGB). 
Als weiterer Straftatbestand wurde die Ausbeutung der 
Arbeitskraft (§ 233 StGB) eingeführt. Er soll die Verurtei-
lung anhand objektiver Kriterien von Ausbeutung ermög-
lichen. Hintergrund der Neuerung ist, dass nach den alten 
Regelungen erforderlich war, die Willensbeeinflussung 
des Ausbeutungsopfers durch den Täter oder die Täterin 
nachzuweisen. Die Opfer waren aber häufig nicht zu Aus-
sagen bereit, da sie zu verängstigt waren oder die Aus-
beutungssituation im Vergleich zur Lebenssituation im 
Herkunftsland bevorzugten (Deutscher Bundestag 2016f: 
19). Dies führte im Effekt zu wenigen Verurteilungen.  Der 
neue Straftatbestand der „Ausbeutung der Arbeitskraft“ 
soll diesem Umstand Rechnung tragen. Es genügt nun, 
dass der Täter oder die Täterin „die schlechte Situation des 
Opfers, mit der eine wesentliche Einschränkung der Ent-
scheidungs- und Handlungsmöglichkeiten verbunden ist, 
kennt und er [oder sie] dies für sich nutzbar macht, indem 
23 Bereits im Jahr 1997 wurde die Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
Menschenhandel beim Bundesministerium für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) eingerichtet (KOK 2017).
24 Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 5. April 2011 zur Verhütung und Bekämpfung des 
Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer sowie zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates.
er das Opfer zu ausbeuterischen Bedingungen beschäftigt“ 
(Deutscher Bundestag 2016f: 20). Diese Regelung erlaubt 
es, dass „zukünftig auch Fälle erfasst werden, in denen 
das Opfer aus einer Not heraus die Initiative für die Auf-
nahme einer ausbeuterischen Beschäftigung ergreift und 
der Täter, die Zwangslage des Opfers erkennend, die sich 
ihm bietende Gelegenheit zur Ausbeutung des Opfers aus-
nutzt“ (ebd.).
Bund-Länder-Arbeitsgruppe
Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe ‚Bekämpfung des Men-
schenhandels zum Zweck der Arbeitsausbeutung‘ wurde 
im Februar 2015 beim Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) eingerichtet und hat den Auftrag, unter 
Einbeziehung möglichst vieler Akteure aus Politik und Zi-
vilgesellschaft, ein umfassendes Konzept zur Bekämpfung 
dieses Delikts zu erstellen. Neben Bundesministerien, der 
Konferenz der Ministerinnen und Minister, Senatorinnen 
und Senatoren für Arbeit und Soziales, dem BKA, Gewerk-
schaften, Arbeitgebern, sowie den Fachberatungsstellen 
für Opfer von Menschenhandel ist auch die FKS an den 
Beratungen, die sowohl juristische als auch praktische An-
sätze diskutieren, beteiligt (BMAS 2016b).
Umfang des Menschenhandels
Seit 1999 erstellt das BKA jedes Jahr ein „Bundeslagebild 
Menschenhandel“. Es enthält in gestraffter Form die je-
weils aktuellen Erkenntnisse zur Lage und Entwicklung in 
den Bereichen Menschenhandel zum Zweck der sexuellen 
Ausbeutung sowie des Menschenhandels zum Zweck der 
Ausbeutung der Arbeitskraft. 
Im Berichtsjahr 2015 wurden 364 Ermittlungsverfah-
ren mit insgesamt 573 registrierten Tatverdächtigen im 
Bereich des Menschenhandels zum Zweck der sexuellen 
Ausbeutung abgeschlossen. Im Vergleich zum Vorjahr be-
deutet dies einen Rückgang um 7 % bei den Ermittlungs-
verfahren und einen Anstieg um 13 % hinsichtlich der 
Tatverdächtigen. Die Anzahl der offiziell erfassten Opfer 
des Menschenhandels zum Zweck der sexuellen Ausbeu-
tung lag 2015 bei 416, wobei dies nur Opfer in abgeschlos-
senen Ermittlungsverfahren umfasst (BKA 2016c: 3ff.). Im 
Bereich des Menschenhandels zum Zweck der Ausbeu-
tung der Arbeitskraft wurden im Jahr 2015 insgesamt 19 
Ermittlungsverfahren abgeschlossen (2014: 11), wobei 
24 Tatverdächtige ermittelt wurden (2014: 16). In diesem 
Zusammenhang wurden 54 Opfer von Menschenhan-
del zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft regist-
riert (2014: 26). Die Opfer von Ausbeutung der Arbeitskraft 
kamen 2015 zu fast zwei Dritteln aus Rumänien (34 Perso-
nen). 81 % aller Betroffenen waren männlich. Sie wurden 
hauptsächlich im Baugewerbe (18 Personen) oder in der 




Über die vergangenen Jahre hat es zahlreiche präven-
tive Maßnahmen zur Eindämmung illegaler Beschäfti-
gung gegeben, wobei diese mehrheitlich die Eindämmung 
von illegaler Beschäftigung im Allgemeinen und weni-
ger die illegale Beschäftigung von Drittstaatsangehöri-
gen im Speziellen betrafen. Die Maßnahmen reichten von 
Informationskampagnen für Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber, über Kooperations- und Partnerschaftsvereinbarun-
gen zwischen Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften und 
Kontrollbehörden, bis hin zu Steuererleichterungen und 
-vorteilen für die Anmeldung von Beschäftigungsverhält-
nissen in spezifischen Tätigkeitsbereichen., wie die folgen-
den Tabellen darstellen. 







Informationen über die Strafbarkeit der illegalen Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen für Arbeitgeber sowie 
über die Vorzüge eines legalen Beschäftigungsverhältnisses wurden in den vergangenen Jahren auf vielfältige Weise 
in den unterschiedlichen Branchen und auf unterschiedlichen Ebenen (lokal, regional, bundesweit) verbreitet. Die 
Vermittlung und Finanzierung der Informationskampagnen erfolgte dabei durch sowohl staatliche als auch nicht-




Flyer der Generalzolldirektion im Januar 2017 mit dem Titel ‚Der Zoll – Gegen Schwarzarbeit und Illegale 
Beschäftigung‘ (Generalzolldirektion 2017j).
Flyer der Arbeitnehmerkammer Bremen für Arbeitgeber zu den Vorzügen einer Anmeldung von Haushaltshilfen 
(Arbeitnehmerkammer Bremen 2014). 
Kampagne der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (zuständig für die Anmeldung von 
Minijobs), die zur Anmeldung von Haushaltshilfen aufrief. In halbminütigen humoristischen TV-Spots wurden 






Bisher wurden keine Kampagnen explizit zur Prävention illegaler Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen 
durchgeführt. Für Arbeitgeber bieten verschiedene Institutionen allerdings ein breites Informationsangebot zur 
legalen Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen an. Am umfassendsten informiert dabei die BA und die Zentrale 
Auslands- und Fachvermittlung (ZAV) der BA. Z. T. auf Arbeitgeber zugeschnitten, bieten sie Informationen zu 
Voraussetzungen, Genehmigungsverfahren und rechtlichen Grundlagen zu allen möglichen Konstellationen, in 
denen Drittstaatsangehörige in Deutschland arbeiten können - von ausländischen Künstlerinnen und Künstlern, über 
Au-pair-Beschäftigte bis hin zu Spezialitätenköchen und -köchinnen (Bundesagentur für Arbeit o. J.; Bundesagentur 
für Arbeit 2015a). Dabei werden auch innovative, niedrigschwellige Informations-Zugänge geboten, wie z. B. der 
‚Migration-Check‘, eine Online-Eingabemaske, bei dem Arbeitgeber durch einzelne Fragen zu der Beschäftigung und 
der Herkunft der potentiellen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu den für ihren Fall relevanten Informationen 
geleitet werden (Bundesagentur für Arbeit 2013).
Partnerschafts-
vereinbarungen/ 
Bündnisse mit und 
Initiativen von 
Sozialpartnern
In Deutschland existieren trilaterale Partnerschaften zwischen dem BMF, den Arbeitgeberverbänden und den 
Gewerkschaften der besonders von illegaler Beschäftigung betroffenen Wirtschaftszweige auf Bundes- und z. T. auf 
Landesebene seit 2004. Derzeit gibt es neun Bündnisse auf Bundesebene: in der Bau- und in der Fleischwirtschaft, 
in der Gebäudereinigung, im Speditions-, Transport- und Logistikgewerbe, im Maler- und Lackiererhandwerk, in 
der Textilreinigung/dem Textil Service, im Elektrohandwerk, im Gerüstbauer-Handwerk, sowie im Friseurhandwerk. 
Daneben gibt es 13 regionale Bündnisse, v. a. in der Bau- und Gebäudereinigungsbranche (Gespräch GDZ).
Die Bündnisse zielen darauf ab, durch Informationskampagnen Arbeitgeber, Arbeitnehmende und die Öffentlichkeit 
über die negativen Auswirkungen illegaler Beschäftigung und über rechtliche Konsequenzen aufzuklären, den 
Informationsaustausch zwischen der FKS und den Verbänden zu gewährleisten und zu verbessern, und durch 
Arbeitskreise auf Bundesebene praktische Ansätze zur besseren Eindämmung illegaler Beschäftigung zu entwickeln. 
Der bessere Informationsaustausch soll auch zu effektiveren Kontrollen beitragen (vgl. z. B. BMF 2014). Gemeinsam 
geben die Bündnispartner Merkblätter zu den Prüfungen der FKS in den einzelnen Wirtschaftszweigen heraus, welche 
Informationen zu Prüfungen, den Befugnissen der FKS, benötigten Unterlagen, gesetzlichen Mitwirkungspflichten 
und möglichen Verstößen sowie deren rechtlichen Folgen enthalten (vgl. z. B. BMF 2016a). Im Hotel- und 
Gaststättengewerbe besteht kein Bündnis, wohl aber ein gemeinsam vom BMF, dem Bundesverband der Deutschen 
Hotel- und Gaststättenverbände e. V. (DEHOGA) und der Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG) 
herausgebrachtes Merkblatt (Generalzolldirektion 2017e), welches auf Deutsch, Chinesisch, Englisch, Griechisch, 









Ein gesondertes Meldeverfahren für Arbeitgeber bei der Einstellung von Drittstaatsangehörigen besteht 
nicht. Arbeitgeber müssen (wie bei deutschen und EU-Beschäftigten) Beschäftigte aus Drittstaaten bei der 
Sozialversicherung (nach § 28a SGB IV) und beim Finanzamt (zur Abfrage der elektronischen Lohnsteuermerkmale) 
anmelden. Ansonsten gilt, dass Drittstaatsangehörige eingestellt werden dürfen, wenn sie über die entsprechende 
Genehmigung verfügen (vgl. Kapitel 1.3.).
Darüber hinaus besteht seit 2009 eine allgemeine Sofortmeldepflicht für verschiedene Risikobranchen (§ 28a 
Abs. 4 SGB IV). Diese explizit zur Eindämmung illegaler Beschäftigung eingeführte Regelung bestimmt, dass der 
Arbeitgeber den Beginn der Beschäftigung am Tag des Beginns eines Beschäftigungsverhältnisses, spätestens 
aber bei dessen Aufnahme, an die Datenstelle der Rentenversicherung zu melden hat. Die Sofortmeldepflicht 
betrifft die folgenden Wirtschaftsbereiche: Baugewerbe; Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe; 
Personenbeförderungsgewerbe; Speditions-, Transport- und damit verbundenes Logistikgewerbe; 
Schaustellergewerbe; Unternehmen der Forstwirtschaft; Gebäudereinigungsgewerbe; Unternehmen, die sich am 




Die FKS hat eine Reihe weiterer präventiver Maßnahmen durchgeführt. So wurden u. a. FKS-Bedienstete in 
Unternehmen zur Hospitation eingesetzt, um diese für die Arbeit der FKS zu sensibilisieren (Bundesrechnungshof 
2008: 21).
Darüber hinaus wurden für einzelne Arbeitsbereiche Steuervorteile geschaffen, die Arbeitgeber dazu motivieren 
sollen, Beschäftigungsverhältnisse anzumelden. Dies betrifft beispielsweise die geringfügige Beschäftigung bis 
zu 450 Euro im Privathaushalt (nach § 8a SBG IV). Private Haushalte als Arbeitgeber sind dabei in besonderem 
Maße abgabenrechtlich privilegiert: Für Privathaushalte gelten bezüglich der Arbeitgeberbeiträge geringere 
Beitragssätze zur Sozialversicherung als im gewerblichen Bereich. Der Arbeitgeber zahlt für geringfügig 
entlohnte Beschäftigte („450-Euro-Jobs“) in Privathaushalten grundsätzlich Pauschalbeiträge von jeweils 5 % des 
Arbeitsentgelts zur gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung; gewerbliche Arbeitgeber zahlen hingegen 
10 % des Arbeitsentgelts zur Kranken- und 15 % zur Rentenversicherung. Zudem stehen Privathaushalten mit 
dem Haushaltsscheckverfahren ein vereinfachtes Verfahren zur Meldung einer geringfügigen Beschäftigung und 
Entrichtung der Abgaben zur Verfügung (vgl. Minijob-Zentrale 2017).




Finanzielle Anreize  
für Arbeitnehmer
Keine.
Die Vorzüge von sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungen gegenüber illegaler Beschäftigung allgemein 






Informationsangebot unter www.zoll.de auf Deutsch, Englisch und Französisch (Generalzolldirektion 2017f).
Die im Rahmen der Aktionsbündnisse erarbeiteten Flyer und Merkblätter (s. o.) sind auch zur Information von 





und Arbeitnehmer  
aus Drittstaaten (I)
Informationen zu legalen Arbeitsmöglichkeiten vor Abreise
Zur Vorbereitung der Erwerbstätigkeit in Deutschland bietet die BA ein weit gefächertes Informationsangebot. Das 
Virtuelle Welcome Center der ZAV bietet telefonisch oder schriftlich umfassende Beratung und Information zum 
Arbeitsmarktzugang, zum erforderlichen Aufenthaltstitel, zu Rechtsgrundlagen sowie zu weiterführenden Links und 
Publikationen (Bundesagentur für Arbeit 2016a). Darüber hinaus bietet der Internetauftritt der BA Informationen 
für besondere Berufs- und Personengruppen an (u. a. für Akademikerinnen und Akademiker oder Pflegekräfte). Das 
Angebot steht auf Deutsch, Englisch und Französisch zur Verfügung (ebd.). Für Drittstaatsangehörige bietet die BA 
einen ‚Migration-Check‘ an (Bundesagentur für Arbeit 2015b). Besonders für Fachkräfte bietet das von verschiedenen 
Bundesministerien und der BA getragene Onlineportal „Make it in Germany“ detaillierte Informationen zu Arbeits- 
und Aufenthaltsbestimmungen (BMWi 2017; auch Mayer 2013: 18f.).
Informationen zu legalen Arbeitsmöglichkeiten bei regulärem Aufenthalt
Für einzelne Personengruppen finden sich weitergehende Informationsangebote. Für ausländische Studierende 
stellen neben den International Offices der einzelnen Universitäten beispielsweise auch das Deutsche 
Studentenwerk, die BA, einzelne Ministerien sowie der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) 
Informationen zu den rechtlichen Rahmenbedingungen der Erwerbstätigkeit internationaler Studierender in 
Deutschland zur Verfügung (Deutsches Studentenwerk 2017; Bundesagentur für Arbeit 2014; BMI/Beauftragte der 
Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration/DAAD 2012). 
Auch das Informations- und Beratungsangebot für geflüchtete Menschen ist v. a. in den letzten zwei Jahren weiter 
ausgebaut worden, sodass heute unterschiedliche Träger auf lokaler, regionaler und Bundesebene Informationen zu 
den Möglichkeiten des legalen Arbeitsmarktzugangs für Geflüchtete bereit stellen (u. a. BA auf Deutsch, Englisch, 





und Arbeitnehmer  
aus Drittstaaten (II)
Information und Beratung für irregulär aufhältige Personen
Für Drittstaatsangehörige, die irregulär aufhältig und illegal beschäftigt in Deutschland leben, existieren verschiedene 
Beratungs- und Informationsangebote. Diese meist gewerkschaftlichen Angebote sind lokal begrenzt und zielen auf 
die Beratung vor Ort ab. Zwei Beratungsangebote seien beispielhaft genannt:
1.
2.
Die Beratungsstelle „Migration und Arbeit (MigrAr)“ des DGB in Hamburg. Die Zielgruppe wird vor allem 
über Mund-zu-Mund-Propaganda erreicht, z. T. aber auch über einen Flyer angesprochen, welcher in sieben 
Sprachen über das Beratungsangebot von MigrAr informiert (DGB 2015). Zentrales Problem der jährlich  
ca. 30 Beratungsfälle ist nicht gezahlter Lohn. Gemeinsam mit den Ratsuchenden versuchen die 
Mitarbeitenden von MigrAr, den ausstehenden Lohn durch direkten Kontakt zum Arbeitgeber, schriftliche 
Geltendmachungen oder eine Klage beim zuständigen Arbeitsgericht einzufordern (Gespräch MigrAr). 
Arbeitskreis „Undokumentierte Arbeit“ von ver.di in Berlin. Die von Ehrenamtlichen innerhalb der 
Gewerkschaft geleistete Beratungstätigkeit findet zwei Mal im Monat statt. Seit seiner Gründung im Jahr 2009 
bis zum Jahr 2015 führte der Arbeitskreis 40 Beratungen durch, wobei ebenfalls am häufigsten das Thema 




Grundsätzlich haben alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegenüber einzelnen Behörden Meldepflichten, 
wenn sie ihre Arbeitsstelle wechseln. Bei Drittstaatsangehörigen, deren Aufenthaltstitel an eine spezifische 
Beschäftigung, eine bestimmte Branche oder einen konkreten Arbeitgeber geknüpft ist, besteht darüber hinaus in 
der Regel die Notwendigkeit, im Falle eines Arbeitgeber- oder Branchenwechselns diesen Wechsel bei der lokalen 
Ausländerbehörde in Abstimmung mit der Arbeitsagentur zu beantragen  (vgl. Land Berlin 2017).
Informations- und 
Beratungsangebote 
für Opfer von 
Menschenhandel/
Arbeitsausbeutung
Für Opfer von Menschenhandel zum Zweck der Arbeitsausbeutung bzw. von Opfern von Ausbeutung der Arbeitskraft 
gibt es bundesweit ein breites Informations- und Beratungsangebot bei Fachberatungsstellen z. B. der Wohlfahrts- 
und Gewerkschaftsverbände. Viele Beratungsstellen richten sich dabei allgemein an Opfer von Menschenhandel, z. B. 
auch zur sexuellen Ausbeutung. Der größte Dachverband ist der von der Bundesregierung geförderte KOK e. V., ein 
Zusammenschluss aus 37 Frauenorganisationen und Fachberatungsstellen (KOK o. J.).
Von 2013 bis 2015 existierte zudem das Bündnis gegen Menschenhandel zur Arbeitsausbeutung. Ziel des Projekts 
war die Vernetzung und Unterstützung aller relevanten Akteure im Bereich Menschenhandel zur Arbeitsausbeutung. 
Hierzu brachte das Bündnis u. a. ein Unterrichtsmodul heraus, dass Teilnehmende an Integrations- und Sprachkursen 
mit ihren Arbeitsrechten vertraut machen und sie für unrechtmäßige Arbeitsverhältnisse sensibilisieren soll (Bündnis 
gegen Menschenhandel zur Arbeitsausbeutung 2014). Das Bündnis gab ebenfalls Arbeitszeitkalender heraus, die 
von Ausbeutung betroffene Personen dazu anhalten sollen, ihre Arbeitszeiten nachzuhalten, um ihre Ausbeutung 
zu dokumentieren, und die sie gleichzeitig in einfacher Sprache über ihre Arbeitsrechte informieren. Die Kalender 
wurden auf 13 Sprachen publiziert (Bündnis gegen Menschenhandel zur Arbeitsausbeutung 2013).
2.2 Risikoanalysen 
Zu den Präventionsmaßnahmen gegen illegale Beschäfti-
gung gehören auch die Risikoanalysen und die mit ihnen 
verbundenen Schwerpunktprüfungen. Die FKS hat ihre 
Arbeit seit Anfang 2015 auf einen verstärkt risikoorien-
tierten Ansatz umgestellt. Hierfür werden von der Ge-
neralzolldirektion (GZD) VII (Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit) zentrale Analysen erstellt, die das Risiko illegaler 
Beschäftigung in bestimmten Bereichen eruieren und den 
Hauptzollämtern als Grundlage ihrer Prüftätigkeit dienen. 
Laut BMF hatte die Umstellung auf den risikoorientier-
ten Ansatz zwar einen Rückgang der Zahl der Arbeitge-
berüberprüfungen zur Folge, aber eine gleichzeitige Stei-
gerung der Anzahl der eingeleiteten Ermittlungsverfahren 
wegen illegaler Beschäftigung. Dies wird als Erfolg bewer-
tet (Bundesregierung 2016). Eine spezifische Ausrichtung 
der Risikoanalysen auf erlaubt oder unerlaubt aufhältige 
Drittstaatsangehörige findet dabei nicht statt.
Methoden und Instrumente, beteiligte Akteure,  
Nutzen in der Praxis
Die Risikoanalysen werden von Erkenntnissen vorherge-
hender Prüfungen, von externen Hinweisen sowie von 
Daten weiterer Stellen (z. B. der Rentenversicherung) ge-
speist. Ein zentraler Anhaltspunkt ist auch die Anzahl der 
Beschäftigten eines Betriebes oder einer Branche (Ge-
spräch GZD). 
Nach ihrer Erstellung werden diese den Hauptzollämtern 
zur Verfügung gestellt, um die Entscheidungen vor Ort zu 
vereinfachen. Die Hauptzollämter erstellen für ihre jewei-
ligen regionalen Kontexte ebenfalls Lageeinschätzungen. 
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Identifikation illegaler  
Beschäftigung von  
Drittstaatsangehörigen
3
In Deutschland existiert keine Stelle, die explizit für die 
Identifikation von illegal beschäftigten Drittstaatsangehö-
rigen zuständig wäre – weder als eigenständige Behörde, 
noch als Einheit innerhalb der für die Eindämmung il-
legaler Beschäftigung zuständigen Behörden. Illegal be-
schäftigte Drittstaatsangehörige werden im Rahmen des 
ganzheitlichen Ansatzes bei allgemeinen Prüfungen auf il-
legale Beschäftigung festgestellt (Gespräch GZD).
3.1 Prüfende Akteure 
In Deutschland sind verschiedene Akteure für die Prü-
fung auf illegale Beschäftigung im Allgemeinen zustän-
dig. Das SchwarzArbG definiert in § 2 die Prüfungsaufga-
ben der Behörden der Zollverwaltung sowie in §§ 3 und 4 
deren Befugnisse. Andere Akteure können im Rahmen 
ihrer regulären Prüftätigkeit ebenfalls illegale Beschäfti-
gung aufdecken.
3.1.1 Prüfungen nach  
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz
Zoll – Finanzkontrolle Schwarzarbeit
Bis Anfang der 1990er Jahre lag die alleinige Zuständig-
keit für die Kontrolle von Betrieben bei den örtlichen 
Arbeitsämtern. 1992 wurden den Behörden der Zollver-
waltung ebenfalls Kontrollaufgaben zur Eindämmung il-
legaler Beschäftigung übertragen. 1997 erhielten mit dem 
SGB III-Änderungsgesetz die Beamtinnen und Beamten 
des Zolls die Rechte und Pflichten von Polizeibediens-
teten, wodurch sie faktisch den Untersuchungsbeam-
ten der Staatsanwaltschaft gleichgestellt wurden. Hier-
durch entfiel die Notwendigkeit, bei Verdachtsmomenten 
in Kontrollsituationen die Polizei rufen zu müssen. 2004 
wurden die Kontrollaufgaben mit dem Dritten Gesetz für 
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz III) 
nochmals gebündelt und insgesamt der Zollverwaltung 
übertragen (Junkert/Kreienbrink 2008: 52). Innerhalb des 
Zolls wurde der Arbeitsbereich ‚Bekämpfung der illega-
len Beschäftigung‘ zur ‚Finanzkontrolle Schwarzarbeit‘ 
ausgebaut. Mitarbeitende der Arbeitsmarktinspektion, der 
Rentenversicherung, der Landesfinanzverwaltung und 
der Polizei wurden dieser überstellt (Deutscher Bundestag 
2014c: 20). 
Die FKS untersteht innerhalb des Zolls der GZD VII mit 
Hauptsitz in Köln. An 41 der insgesamt 43 Hauptzollämter 
existieren Arbeitseinheiten der FKS. Die operative Arbeit 
findet an insgesamt 113 Standorten statt. 
Insgesamt beschäftigt die FKS ca. 6.700 Mitarbeitende 
(Deutscher Bundestag 2016g: 309) in zwei Arbeitsgebie-
ten: im Sachgebiet E (Prüfung und Ermittlung) arbei-
ten ca. 85 % der Beschäftigten z. T. im Außendienst. Sie 
sind mit den Prüfungen der Arbeitsstellen sowie mit den 
nachbereitenden Ermittlungen betraut. Im Sachgebiet F 
(Ahndung) sind ca. 15 % des Personals der FKS eingesetzt, 
welche ausschließlich im Innendienst die Ordnungswid-
rigkeitsverfahren im Rahmen von illegaler Beschäftigung 
bearbeiten (Gespräch GZD).  Im Prüf- und Ermittlungs-
bereich können wiederum Schwerpunktteams gebildet 
werden, in denen branchenspezifisches Wissen und Kom-
petenzen gesammelt werden, wodurch gezieltere Über-
prüfungen bestimmter Branchen ermöglicht werden sol-
len. Die Entscheidung, solche Teams einzurichten, liegt bei 
den jeweiligen Hauptzollämtern. In mehreren Hauptzoll-
ämtern finden sich solche Schwerpunktteams beispiels-
weise für das Bau- oder Gebäudereinigungsgewerbe.
Im Rahmen ihrer Prüftätigkeit nach § 2 Abs. 1 Schwarz-
ArbG hat die FKS zu prüfen, „ob 
1. die sich aus den Dienst- oder Werkleistungen er-
gebenden Pflichten nach § 28a des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch erfüllt werden oder wurden,
2. auf Grund der Dienst- oder Werkleistungen Sozi-
alleistungen nach dem Zweiten und Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch oder Leistungen nach dem Al-
tersteilzeitgesetz zu Unrecht bezogen werden oder 
wurden,
3. die Angaben des Arbeitgebers, die für die Sozi-
alleistungen nach dem Dritten Buch Sozialge-
setzbuch erheblich sind, zutreffend bescheinigt 
wurden,
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4. Ausländer nicht 
a)  entgegen § 284 Abs. 1 des Dritten Buches Sozial-
gesetzbuch oder § 4 Abs. 3 Satz 1 und 2 des Auf-
enthaltsgesetzes und nicht zu ungünstigeren 
Arbeitsbedingungen als vergleichbare deutsche Ar-
beitnehmer oder Arbeitnehmerinnen beschäftigt 
werden oder wurden, oder
b)  entgegen § 4 Abs. 3 Satz 1 und 2 des Aufenthalts-
gesetzes mit entgeltlichen Dienst- oder Werkleis-
tungen beauftragt werden oder wurden“ (§ 2 Abs. 1 
Satz 1 SchwarzArbG).
Darüber hinaus stellt die FKS fest, ob die „Arbeitsbedin-
gungen nach Maßgabe des Mindestlohngesetzes, des Ar-
beitnehmer-Entsendegesetzes und des § 10 Absatz 5 des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes eingehalten werden 
oder wurden“ (ebd.). Prüfungen der FKS nach Schwarz-
ArbG sind daher im Rahmen des ganzheitlichen Ansatzes 
auch Prüfungen zu diesen drei Gesetzen. 
Es gibt keine strategische Ausrichtung auf die Identifi-
kation von illegal beschäftigen Drittstaatsangehörigen, 
weshalb auch kein Personal spezifisch für diese Auf-
gabe eingestellt ist. Dennoch kann, falls es Anhaltspunkte 
dafür gibt, dass es an einer zu prüfenden Stelle vermehrt 
zur illegalen Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen 
kommt, die FKS spezifische Kontrollen durchführen. In 
solchen Fällen können die lokalen Ausländerbehörden 
entweder gleich in die Kontrolle vor Ort mit einbezogen 
oder aber zumindest über die anstehende Kontrolle in-
formiert werden (Gespräch GZD). Die Durchführung der 
Außenprüfungen der FKS werden in Kapitel 3.4 detailliert 
beschrieben.
Landesfinanzbehörden
Die Prüfung, ob der Erfüllung der steuerlichen Pflich-
ten nachgekommen wurde, obliegt den Landesfinanzbe-
hörden, wobei die FKS zur Mitwirkung an ihren Prüfun-
gen berechtigt ist (§ 2 Abs. 1 Satz 2 und 3 SchwarzArbG). 
Innerhalb der Landesfinanzbehörden sind v. a. die für die 
Besteuerung zuständigen Finanzämter und die Steuer-
fahndung für die Eindämmung illegaler Beschäftigung 
zuständig (vgl. Kapitel 3.4.5). Die Aufgabe der Steuerfahn-
dung besteht darin, unbekannte Steuerfälle zu ermitteln 
und aufzudecken, Steuerstraftaten und Steuerordnungs-
widrigkeiten zu erforschen und die Besteuerungsgrund-
lagen in diesen Verfahren zu ermitteln (§ 208 Abga-
benordnung). Dabei ist in einigen Bundesländern die 
Steuerfahndung den Finanzämtern angegliedert, in ande-
ren Bundesländern wurden wiederum eigenständige Fi-
nanzämter für Steuerfahndung eingerichtet (BMF 2016b). 
Ein spezifischer Fokus auf der Identifizierung illegaler Be-
schäftigung von Drittstaatsangehörigen besteht bei den 
Prüfungen der Landesfinanzbehörden nicht. 
Die nach Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung 
gewerbe- und handwerksrechtlicher Verstöße zuständigen 
Behörden
Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung ge-
werbe- und handwerksrechtlicher Verstöße ist nach Lan-
desrecht geregelt. Dies hat zur Folge, dass in den Bun-
desländern unterschiedliche Akteure mit den gleichen 
Prüfungsaufgaben betraut sind (s. Tabelle 5).
Tabelle 5:  Nach Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz zur 




Landratsämter, große Kreisstädte, Verwaltungs-




Das örtlich zuständige Bezirksamt sowie das 
Landeskriminalamt (für die Überwachung 
von Gewerbetreibenden und die Verfolgung 
von Ordnungswidrigkeiten, die sich aus der 
Gewerbeüberwachung ergeben)
Brandenburg Kreisordnungsbehörden
Bremen Stadtamt Bremen, Stadt Bremerhaven – Ortspolizeibehörde
Hamburg
Bezirksamt Hamburg-Mitte, 
Verbraucherschutzamt (M/VS 14) und Zentrale 
Schwarzarbeitsbekämpfung
Hessen Die Kreisausschüsse der Landkreise, in kreisfreien Städten der Magistrat
Mecklenburg-
Vorpommern
Landräte und Oberbürgermeister (Bürgermeister)
Nieder-
sachsen
Landkreise, kreisfreie Städte, große selbstständige 
Städte und die selbstständigen Gemeinden Stadt 
Bad Pyrmont, Stadt Norden
Nordrhein-
Westfalen
Ordnungsbehörden der kreisfreien Städte 
und der großen kreisangehörigen Städte, im 
Übrigen die Kreisordnungsbehörden; es besteht 
die Möglichkeit, dass benachbarte große 
kreisangehörige Städte bzw. Kreise und kreisfreie 
Städte die Aufgabe gemeinsam ausüben; ebenfalls 




Kreisverwaltungen, Stadtverwaltungen der kreis-
freien Städte und großen kreisangehörigen Städte
Saarland Landkreise, der Regionalverband Saarbrücken und die Landeshauptstadt Saarbrücken
Sachsen Landkreise und Kreisfreie Städte
Sachsen-
Anhalt
Landkreise und kreisfreie Städte
Schleswig-
Holstein
Landräte, Bürgermeister der Städte mit mehr als 
20.000 Einwohnern
Thüringen Landesverwaltungsamt
Quellen: § 5 Abs. 4 Anmerkung Anordnung über Mitteilungen in Zi-
vilsachen (MiZi). NRW: Ministerium für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk des Landes Nordrhein-Westfalen (2015): 
Handreichung für die mit der Verfolgung und Ahndung von Schwarz-
arbeit beauftragten Ordnungsbehörden in Nordrhein-Westfalen, S. 
1. Berlin: § 1 Abs. 2 Verordnung über sachliche Zuständigkeiten für 
die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten in Berlin 
(ZustVO-OWiG), Nr. 23 Abs. 6 Allgemeines Gesetz zum Schutz der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung in Berlin (ASOG Bln).
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Aufgabe dieser Stellen nach § 2 Abs. 1a SchwarzArbG ist, 
zu prüfen, „ob der Verpflichtung zur Anzeige der Auf-
nahme eines selbstständigen Betriebes eines stehenden 
Gewerbes (§ 14 GewO) nachgekommen wurde, die erfor-
derliche Reisegewerbekarte (§ 55 GewO) erworben wurde 
oder ein zulassungspflichtiges Handwerk als stehendes 
Gewerbe selbstständig betrieben wird und die Eintragung 
in die Handwerksrolle vorliegt. Etwaige Verstöße können 
die Landesbehörden im Ordnungswidrigkeitenverfahren 
sanktionieren“ (Deutscher Bundestag 2013: 22). Die Identi-
fizierung illegal beschäftigter Drittstaatsangehöriger steht 
nicht im Fokus der zuständigen Behörden.
3.1.2 Prüfungen anderer Akteure
Weitere Akteure, durch die illegale Beschäftigung aufge-
deckt werden kann, deren Prüfinhalte aber nicht explizit 
im SchwarzArbG geregelt sind, sind die Polizeibehörden, 
die Sozialversicherungsträger und die BA.
Polizei
Die Bundespolizei und die Polizeien der Länder sind im 
Rahmen ihrer Ermittlungstätigkeiten dazu verpflichtet, 
Anhaltspunkte für illegale Beschäftigung an die FKS wei-
terzuleiten. Dabei ergeben sich v. a. im Rahmen der Er-
mittlungstätigkeit zu Organisierter Kriminalität und Men-
schenhandel immer wieder Schnittpunkte zum Thema 
illegale Beschäftigung.25 
Sozialversicherungsträger 
Die Deutsche Rentenversicherung (DRV) ist alleinig für die 
Betriebsprüfungen der Sozialversicherungsträger verant-
wortlich. Ihr Prüfdienst prüft im Rahmen seines gesetz-
lichen Auftrages nach § 28p SGB IV, ob Arbeitgeber „ihre 
Meldepflichten und ihre sonstigen Pflichten nach [SGB 
IV], die im Zusammenhang mit dem Gesamtsozialversi-
cherungsbeitrag stehen, ordnungsgemäß erfüllen […].“ Die 
Prüfung findet mindestens alle vier Jahre statt. Sollte bei 
der Überprüfung eine illegale Beschäftigung aufgedeckt 
werden, wird die FKS hierüber informiert. Neben diesen 
regelmäßigen Arbeitgeberprüfungen wird der Prüfdienst 
auch aktiv, wenn die FKS bei ihren Prüfungen Verstöße 
gegen sozialversicherungsrechtliche Melde-, Beitrags- 
oder Aufzeichnungspflichten feststellt.
25 Einen Sonderfall stellt das Landeskriminalamt Berlin dar, 
welches in seiner Funktion als nach Landesrecht zustän-
diger Behörde für die Verfolgung von gewerberechtlichen 
Ordnungswidrigkeiten nach dem SchwarzArbG direkt mit 
Aufgaben im Bereich der Bekämpfung illegaler Beschäftigung 
betraut ist (Land Berlin - Senatsverwaltung für Integration, 
Arbeit und Soziales o. J.).
Die Prüfung auf illegale Beschäftigung im Allgemeinen 
oder von Drittstaatsangehörigen im Speziellen ist nicht 
Haupttätigkeitsschwerpunkt des Prüfdienstes der Renten-
versicherungsträger. Innerhalb der DRV wurde allerdings 
eine Projektgruppe eingerichtet, die für die Prüfdienste 
ein Handbuch zu den rechtlichen Aspekten der illegale 
Beschäftigung erstellt hat (Gespräch DRV Bund).
Bundesagentur für Arbeit (BA) / Jobcenter
Wer in Deutschland Sozialleistungen bezieht, also auch 
Leistungen der Arbeitsförderung (nach Kapitel 3 und 4 
SGB III) oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit bzw. 
zum Lebensunterhalt (nach Kapitel 3 SGB II), hat „alle Tat-
sachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und 
auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers der Ertei-
lung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustim-
men“ (§ 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB I), sowie „Änderungen in 
den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder 
über die im Zusammenhang mit der Leistung Erklärungen 
abgegeben worden sind, unverzüglich mitzuteilen“ (§ 60 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB I). Um den Missbrauch von Sozial-
leistungen einzudämmen, haben die Agenturen für Arbeit 
und die Jobcenter die Möglichkeit, die Angaben der Leis-
tungsempfänger umfangreich zu prüfen (vgl. Kapitel 3.4.5). 
Es besteht hier kein spezieller Fokus auf Drittstaatsange-
hörige, die Leistungen nach SGB beziehen. Darüber hin-
aus ist die BA nach § 67e SGB X für die Überprüfung von 
Angaben zu Sozialleistungen im Rahmen von Prüfungen 
der FKS zuständig. Hierfür besteht eine telefonische Aus-
kunftsstelle für die FKS bei der BA.
Prüfstellen für spezifische Wirtschaftsbereiche 
In Deutschland existieren keine Stellen, die für die Prü-
fung spezifischer Wirtschaftsbereiche zuständig wären. 
Die FKS fokussiert mit ihren Prüfungen alle in § 2a ge-
nannten Risikobranchen, wobei je nach Sachlage einzelne 
Branchen stärker im Fokus stehen können. Die einzelnen 
Hauptzollämter können Schwerpunktteams zu bestimm-
ten Branchen einrichten (vgl. Kapitel 3.1.1).
3.2 Zusammenarbeit – Rechtliche  
Grundlagen und Organisation 
Diverse Akteure arbeiten im Bereich der Eindämmung 
von illegaler Beschäftigung auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene zusammen. Dabei muss zwischen 
operativer sowie konzeptioneller/koordinierender Zu-
sammenarbeit unterschieden werden. Für die in § 2 Abs. 1 
SchwarzArbG genannten Aufgaben sind die Behörden der 
Zollverwaltung zuständig, aus deren Perspektive im Fol-
genden die Zusammenarbeit beschrieben wird.
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3.2.1 Operative Zusammenarbeit
Zusammenarbeitsbehörden
Die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Behör-
den bei der Eindämmung illegaler Beschäftigung ist in 
Deutschland gesetzlich geregelt. Die FKS wird dabei nach 
§ 2 Abs. 2 SchwarzArbG unterstützt von den sog. „Zusam-
menarbeitsbehörden“. Diese sind 
  die Finanzbehörden,
  die Bundesagentur für Arbeit,
  die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom-
munikation, Post und Eisenbahnen,
  die Einzugsstellen (§ 28i des Vierten Buches Sozialge-
setzbuch – d. h. die Krankenkassen),
  die Träger der Rentenversicherung,
  die Träger der Unfallversicherung,
  die gemeinsamen Einrichtungen und die zugelassenen 
kommunalen Träger nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (d. h. die Träger der Sozialhilfe) sowie die 
Bundesagentur für Arbeit als verantwortliche Stelle 
für die zentral verwalteten IT-Verfahren nach § 50 Ab-
satz 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch,
  die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständi-
gen Behörden,
  die in § 71 Abs. 1 bis 3 des Aufenthaltsgesetzes genann-
ten Behörden (d. h. die Ausländerbehörden, die deut-
schen Botschaften und Generalkonsulate sowie die 
Bundespolizei),
  das Bundesamt für Güterverkehr,
  die nach Landesrecht für die Genehmigung und Über-
wachung des Gelegenheitsverkehrs mit Kraftfahrzeu-
gen nach § 46 des Personenbeförderungsgesetzes zu-
ständigen Behörden,
  die für den Arbeitsschutz zuständigen 
Landesbehörden,
  die Polizeivollzugsbehörden des Bundes und der Län-
der auf Ersuchen im Einzelfall,
  die nach Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach SchwarzArbG zu-
ständigen Behörden und
  die nach § 14 der Gewerbeordnung für die Entgegen-
nahme der Gewerbeanzeigen zuständigen Stellen.
Die Zusammenarbeit dieser Stellen zielt auf „(a) die ge-
genseitige Unterrichtung über das Vorliegen konkreter 
Anhaltspunkte für Verstöße, bei denen die ermittelnde 
Behörde nicht selbst zuständig ist, (b) die Abstimmung 
von Einsätzen und (c) das Durchführen gemeinsamer Ein-
sätze bei größeren zu prüfenden Arbeitsstätten oder Fir-
men“ (Generalzolldirektion 2017g) ab. Rechtsgrundlage 
für die gegenseitige Unterrichtung ist § 6 SchwarzArbG. 
Die Möglichkeit gemeinsamer Außenprüfungen der FSK 
mit den Zusammenarbeitsbehörden ist in § 2 Abs. 2 Satz 3 
SchwarzArbG festgehalten. Die FKS arbeitet darüber hin-
aus auch mit weiteren Behörden und Stellen zusammen, 
so z. B. den Einwohnermelde- und Gewerbeämtern bzw. 
der Sozialkasse der Bauwirtschaft (Deutscher Bundestag 
2013: 4). Gerade auf lokaler Ebene spielt der persönliche 
Austausch der Bediensteten der involvierten Stellen eine 
wichtige Rolle. Dieser wird z. B. durch gemeinsame Work-
shops oder Schulungen gefördert. „[Ein] regelmäßiger Er-
fahrungsaustausch zwischen den Behörden der Zollver-
waltung und den Zusammenarbeitsbehörden auf allen 
Ebenen trägt dazu bei, Probleme im Rahmen der Zusam-
menarbeit zu analysieren, zu besprechen und zu beheben“ 
(Deutscher Bundestag 2013: 5). 
Zusammenarbeitsvereinbarungen
Die gesetzlich festgelegte Kooperation mit den Zusam-
menarbeitsbehörden wird in der Praxis durch Zusammen-
arbeitsvereinbarungen des BMF mit diesen umgesetzt. „Sie 
stellen Rechtsgrundlagen und Zweck der Zusammenar-
beit, Aufgaben und Befugnisse der beteiligten Behörden 
und deren organisatorischen Aufbau dar. Weiterhin ent-
halten sie Regelungen über Wege des Informationsaus-
tausches und der Kontaktaufnahme auf örtlicher Ebene“ 
(BMF 2008: 4f.). Ebenso können in den Vereinbarungen ge-
meinsame Prüfaktionen in bestimmten Bereichen verein-
bart werden, so z. B. mit der BA für Prüfungen von in- und 
ausländischen Verleihbetrieben im Inland nach dem AÜG 
(Deutscher Bundestag 2014a: 17). In vielen der Vereinba-
rungen ist ein jährliches Austauschtreffen festgelegt (Ge-
spräch GZD; vgl. auch Deutscher Bundestag 2013: 19f.). 
Auf Grund der föderalen Struktur der Bundesrepublik 
existieren dabei, je nach Ansiedlung der Behörde, Ver-
einbarungen sowohl auf Ebene des Bundes als auch auf 
Ebene der Länder (Gespräch GZD). Zum Zeitpunkt des 
letzten Berichtsjahres der Bundesregierung zum Schwarz-
ArbG im Jahr 201326 hatte das BMF Zusammenarbeitsver-
einbarungen mit sieben Zusammenarbeitsbehörden bzw. 
den jeweils fachaufsichtsführenden Länderministerien 
abgeschlossen:
  den Landesfinanzbehörden,
  den gewerblichen Berufsgenossenschaften,
  der Deutschen Rentenversicherung,
  den Gewerbebehörden und den nach Landesrecht zu-
ständigen Schwarzarbeitsbekämpfungsbehörden auf 
dem Gebiet des Handwerks- und Gewerberechts,
  der Bundesagentur für Arbeit,
  der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom-
munikation, Post und Eisenbahnen und
26 Dem Jahr, in dem das letzte Mal ein Bericht der Bundesregie-
rung zum SchwarzArbG den aktuellen Sachstand zum Thema 
umfassend dokumentiert hat. Der vorgesehene Berichts-
zeitraum beträgt vier Jahre, sodass der nächste Bericht 2017 
erscheinen wird (vgl. Deutscher Bundestag 2013).
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  den für den Arbeitsschutz zuständigen Behörden der 
Länder (Deutscher Bundestag 2013).
Mit den Ausländerbehörden (den Innenministerien der 
Länder als Verhandlungspartner) wurde keine Zusam-
menarbeitsvereinbarung geschlossen, sondern ein Leitfa-
den für die gemeinsame Arbeit erstellt. 
Evaluation der Zusammenarbeit
Leitfäden und Vereinbarungen werden regelmäßig durch 
das BMF und die jeweiligen Partner evaluiert und ange-
passt. Auf Seiten der FKS werden hierzu einmal jährlich 
die 113 Dienststellen der FKS von der GZD zu ihren Er-
fahrungen in der Zusammenarbeit befragt. Die Rückmel-
dungen lassen Rückschlüsse auf bewährte Praktiken und 
Verbesserungspotentiale zu (Gespräch GZD; Deutscher 
Bundestag 2013: 20). 
Informationsaustausch zwischen den verschiedenen  
Akteuren
Im Zentrum der operativen Zusammenarbeit der FKS mit 
den Zusammenarbeitsbehörden steht der Informations-
austausch. Die FKS und die sie unterstützenden Stellen 
sind dazu verpflichtet, einander die Ergebnisse ihrer je-
weiligen Prüfungen mitzuteilen und die Informationen 
(einschließlich personenbezogener Daten) zu übermit-
teln, die für die Erfüllung der Aufgaben der jeweiligen 
Behörden oder Stellen erforderlich ist (§ 6 Abs. 1 Satz 1 
SchwarzArbG). 
1. Sozialversicherung 
So meldet beispielsweise die FKS, wenn sie im 
Rahmen ihrer Prüfungen Verstöße gegen sozial-
versicherungsrechtliche Melde-, Beitrags- oder 
Aufzeichnungspflichten feststellt, diese dem zu-
ständigen Rentenversicherungsträger zur Ermitt-
lung des beitragsrechtlichen Schadens. Um in der 
Kommunikation den nötigen Sozialdatenschutz zu 
gewährleisten, besteht ein gesicherter Kommuni-
kationskanal, der sog. Bidirektionale Datenkanal 
zwischen der FKS und den Trägern der Renten-
versicherung (Gespräch DRV Bund). Andersherum 
meldet beispielsweise die Rentenversicherung der 
FKS, wenn im Rahmen einer regulären Überprü-
fung eine illegale Beschäftigung aufgedeckt wird. 
2. Gewerbeämter 
Weitere Stellen, mit denen die FKS im operativen 
Bereich zusammenarbeitet, sind die Gewerbemel-
deämter sowie die Neugründungsstellen bei den 
Festsetzungsfinanzämtern. Bei dieser Kooperation 
geht es um Verstöße gegen das Handwerks- und 
Gewerberecht, v. a. in Bezug auf Scheinselbststän-
digkeit. Falls Anhaltspunkte bestehen, dass eine 
Selbstständigkeit vorgetäuscht ist, kommunizie-
ren die zuständigen Behörden dies an die FKS und 
umgekehrt. 
3. Strafverfolgungsbehörden 
Im SchwarzArbG wird besonders der beidseitige 
Informationsaustausch der FKS mit den Strafver-
folgungsbehörden und den Polizeivollzugsbehör-
den hervorgehoben. Diese „übermitteln einander 
die erforderlichen Informationen für die Verhü-
tung und Verfolgung von Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten, die in Zusammenhang mit 
einem der in § 2 Abs. 1 [SchwarzArbG] genann-
ten Prüfgegenstände stehen“ (§ 6 Abs. 1 Satz 2 
SchwarzArbG). Der Sozialdatenschutz spielt eine 
entscheidende Rolle bei der Übermittlung der 
Daten der FKS in Richtung der Strafverfolgungs-
behörden und Polizeivollzugsbehörden. Die FKS 
darf personenbezogene Daten nur dann über-
mitteln, wenn „tatsächliche Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass die Daten für die Verhütung und 
Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrig-
keiten, die in Zusammenhang mit einem der in 
§ 2 Abs. 1 [SchwarzArbG] genannten Prüfgegen-
stände stehen, erforderlich sind“ (§ 6 Abs. 1 Satz 3 
SchwarzArbG). 
4. Ausländerbehörden 
Sollten bei der Überprüfung von Drittstaatsange-
hörigen Anhaltspunkte für aufenthaltsrechtliche 
Verstöße bestehen und vorhandene Dokumente 
eingezogen worden sein, ist die FKS verpflichtet, 
diese Dokumente unverzüglich der zuständigen 
Ausländerbehörde zu übermitteln (§ 6 Abs. 3 Satz 2 
SchwarzArbG). Darüber hinaus sind die Behör-
den der Zollverwaltung dazu verpflichtet, Anhalts-
punkte für die illegale Beschäftigung von nicht 
deutschen Staatsangehörigen an die nach § 71 
AufenthG zuständigen Stellen weiterzuleiten (§ 18 
Abs.  2 AÜG).
5. Bundesagentur für Arbeit 
Bei der BA besteht seit 2012 eine zentrale Aus-
kunftsstelle für telefonische Abfragen der FKS, 
sodass diese bei Außenprüfungen unmittelbar 
Informationen darüber erhält, ob eine Person 
Leistungen nach SGB II bezieht und falls ja, von 
welcher Stelle (Deutscher Bundestag 2013: 5). Da-
rüber hinaus ist die FKS berechtigt, automatisch 
Daten der BA zu erteilten Arbeitsgenehmigun-
gen-EU und Zustimmungen zur Beschäftigung 
sowie über im Rahmen von Werkvertragskontin-
genten beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen aus Drittstaaten abzurufen, soweit dies 
zur Wahrnehmung ihrer Prüfungsaufgaben nach 
SchwarzArbG sowie zur Verfolgung von Straftaten 
oder Ordnungswidrigkeiten dient (§ 6 Abs. 2 Satz 1 
SchwarzArbG). 
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Gemeinsame Ermittlungsgruppen
Auf Landesebene kann die FKS mit weiteren Behörden 
gemeinsame Ermittlungsgruppen bilden. Diese sog. Ge-
meinsamen Ermittlungsgruppen Arbeit (GEA) sind Zu-
sammenschlüsse der Zollverwaltung mit anderen Straf-
verfolgungsbehörden, wie z. B. den Landespolizeien, der 
Bundespolizei und den Landesfinanzverwaltungen (Wirth 
2011: 243). Dies kann fallbezogen notwendig sein (vgl. Ge-
neralzolldirektion 2015), oder als längerfristige Koope-
ration auf Landesebene angelegt werden. Solche for-
mellen Vereinbarungen helfen, „die Ermittlungen von 
Steuerfahndung und Finanzkontrolle Schwarzarbeit im 
Einzelfall nun mit Zustimmung der jeweiligen Staats-
anwaltschaft noch einfacher [zu bündeln], um parallele 
Ermittlungen beider Behörden zu vermeiden und die 
Kräfte zu konzentrieren“ (Generalzolldirektion 2016).
Gemeinsame Prüfungen
Die FKS kann mit den Zusammenarbeitsbehörden ge-
meinsame Prüfungen durchführen (§ 2 Abs. 2 Satz 3 
SchwarzArbG). Dabei prüft die FKS auf illegale Beschäf-
tigung und die weiteren involvierten Behörden zu den 
Sachverhalten in ihrem Zuständigkeitsbereich. Die Vor-
schriften über die Unterrichtung und Zusammenarbeit 
bleiben allerdings durch die gemeinsamen Prüfungen un-
berührt (§ 2 Abs. 2 Satz 3 SchwarzArbG). 
Gemeinsame Prüfungen sind v. a. zwischen der BA und 
der FKS im Rahmen der Überprüfung von in- und auslän-
dischen Verleihbetrieben in Deutschland nach AÜG vor-
gesehen (Deutscher Bundestag 2014a: 17): „Die Agentu-
ren für Arbeit informieren die Zollverwaltung regelmäßig 
über die Prüfungsplanungen. Vor Prüfungen der Finanz-
kontrolle Schwarzarbeit wird den Agenturen für Arbeit re-
gelmäßig die Teilnahme an den Prüfmaßnahmen angebo-
ten“ (Deutscher Bundestag 2014a: 22f.). 
Die Polizei wird v. a. bei Prüfungen in gefährlichen Mi-
lieus mit einbezogen oder wenn ein besonders großes 
Areal abgesichert werden muss. Gerade im Bereich der il-
legalen Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen kann 
es dazu kommen, dass die FKS die Polizei bei Prüfun-
gen hinzuzieht, wenn deren Zuständigkeit berührt ist 
oder deren Expertise gefragt ist, so z. B. bei der Prüfung 
von Dokumenten bei Fälschungsverdacht (vgl. § 6 Abs. 4 
SchwarzArbG).
Prüfungen gemeinsam mit den Finanzbehörden, v. a. mit 
der Steuerfahndung, sind u. a. bei größeren Fällen mög-
lich, wenn angenommen werden kann, dass illegale Be-
schäftigung mit Steuerhinterziehung einhergeht – so z. B. 
im Bereich von organisierten Formen von illegaler Be-
schäftigung im Baugewerbe. Prüfungen der FKS können 
auch zusammen mit der zuständigen Ausländerbehörde 
umgesetzt werden, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass besonders viele aufenthaltsrechtliche Fälle auftreten 
werden (Gespräch GZD).
Gemeinsame Aktionstage
Mit dem Ziel, in der Öffentlichkeit das Rechtsempfinden 
gegenüber illegaler Beschäftigung zu stärken, besteht für 
die benannten Akteure die Möglichkeit, gemeinsame Ak-
tionstage durchzuführen. Hierbei führen in einem Bun-
desland oder einer Region möglichst viele Akteure ge-
meinsame Kontrollen durch, die zentral koordiniert und 
medienwirksam vor- und aufbereitet werden (Landtag von 
Sachsen-Anhalt 2008: 68). 
3.2.2 Koordinierende Zusammenarbeit auf  
Bundes- und Landesebene
Neben der operativen Zusammenarbeit im Bereich des In-
formationsaustauschs und von Prüfungen bestehen auf 
Bundes- und Landesebene verschiedene Gremien, welche 
konzeptionell und koordinierend zur Eindämmung illega-
ler Beschäftigung arbeiten.
Bundesebene
Auf Bundesebene tauschen sich das BMF als federführen-
des Bundesministerium im Bereich der Bekämpfung der 
Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung und weitere 
Bundesressorts (BMWi, BMAS) sowie die in den Ländern 
für die Eindämmung illegaler Beschäftigung zuständigen 
Landesministerien regelmäßig aus. Hierzu besteht als na-
tionale Austauschplattform der sog. Bund-Länder-Erfah-
rungsaustausch zur Eindämmung von Schwarzarbeit, in 
dessen Rahmen ebenfalls mit Vertreterinnen und Vertre-
tern zivilgesellschaftlicher Organisationen zusammenge-
arbeitet wird (Gespräch Senatsverwaltung für Integration, 
Arbeit und Soziales, Berlin).
Landesebene
Die Eindämmung von illegaler Beschäftigung ist in den 
Ländern in jeweils unterschiedlichen Ressorts angesiedelt. 
Einige Bundesländer haben koordinierende Stellen einge-
richtet, welche die Zusammenarbeit durch die Organisa-
tion von regelmäßigen Austauschforen auf Landesebene 
moderieren. So findet z. B. in Berlin auf Initiative der ‚Zen-
tralen Informations- und Anlaufstelle zur Eindämmung 
von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung im Land 
Berlin‘ mindestens einmal jährlich ein Arbeitskreis ‚Ver-
folgung und Ahndung von Schwarzarbeit im Land Berlin‘ 
statt, bei dem die verschiedenen Akteure zusammenge-
bracht werden. Ebenfalls einmal jährlich tritt die Arbeits-
gruppe ‚Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler 
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Beschäftigung in Berlin und Brandenburg‘ zusammen 
und berät landesgrenzüberschreitend zu bestimmten 
Schwerpunktthemen (Gespräch Senatsverwaltung für In-
tegration, Arbeit und Soziales, Berlin).
Darüber hinaus haben sich in etlichen Bundesländern Ko-
ordinierungsgruppen gebildet, die nicht von den zustän-
digen Landesministerien koordiniert werden, aber „vor 
allem dem Informations- und Erfahrungsaustausch der 
zuständigen Bundes- und Landesbehörden, der Identifi-
zierung von Schnittstellen und der Erörterung konkre-
ter Problemfälle dienen“ (Deutscher Bundestag 2013: 5). 
Ein konkretes Beispiel sind die Koordinierungsstellen zur 
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung (KIB) in Hessen, 
welche unter der Federführung verschiedener Staatsan-
waltschaften Vertreterinnen und Vertreter der Arbeitsver-
waltung, der Rentenversicherungsträger, der Berufsgenos-
senschaften, der Zoll- und Steuerbehörden, der Stadt- und 
Gewerbeämter sowie der Handwerkskammern und der 
Polizei zu regelmäßigen Koordinierungstreffen zusam-
menbringen (Meißauer 2015: 10). 
3.3 Identifikation von illegal beschäftigten 
Drittstaatsangehörigen 
Illegal beschäftigte Drittstaatsangehörige werden nicht 
spezifisch sondern im Rahmen der allgemeinen Prüfun-
gen der o. g. Behörden als solche identifiziert. 
3.4 Prüfungen 
Die FKS prüft zum einen durch regelmäßige Prüfungen 
der Dienststellen, zum anderen aber mittels sog. Schwer-
punktprüfungen auf Bundes- und regionaler Ebene. Die 
Prüfungen der Dienststellen leiten sich aus dem gesetz-
lichen Prüfungs- und Ermittlungsauftrag ab (§§ 2 und 14 
SchwarzArbG). Die Wahrnehmung der Prüfungsaufgabe 
erfolgt maßgeblich durch Außenprüfungen gemäß § 2 
SchwarzArbG. 
Die Schwerpunktprüfungen finden bundesweit, regional 
oder örtlich statt und sind langfristig im Voraus geplant. 
Dabei sind alle Dienststellen (bundesweit oder der ent-
sprechenden Region) involviert und fokussieren an min-
destens zwei Tagen Betriebe einer bestimmten Branche 
(Gespräch GZD).
3.4.1 Auswahl der zu prüfenden Arbeitgeber
Grundsätzlich liegt die Prüfungsplanung der regelmäßi-
gen Prüfungen bei den Hauptzollämtern. Sie richten die 
Prüfungen an lokalen oder regionalen Gegebenheiten aus 
(z. B. Großstädte oder eher ländlich geprägte Regionen, 
regional oder lokal wichtige Branchen, etc.). Die Ausrich-
tung der Schwerpunktprüfungen orientiert sich wesent-
lich an den Risikoanalysen der GZD (vgl. Kapitel 2.2). 
3.4.2 Prüfungsplanung
Sowohl Schwerpunktprüfungen als auch reguläre Prüfun-
gen werden von den Dienststellen umfangreich vorberei-
tet, wobei Informationen aus Risikoanalysen und Daten 
anderer Behörden eine wichtige Rolle spielen. Die Prüfun-
gen werden vor Ort bei der Arbeitsstelle durchgeführt und 
die gewonnenen Erkenntnisse anschließend nachbereitet 
(weitere Prüfungen, Einleitung von Straf- oder Ordnungs-
widrigkeitsverfahren, Absprache mit anderen Behörden, 
Weiterleitung von Informationen). Die gewonnenen Er-
kenntnisse fließen wiederum in die weitere Prüfungspla-
nung mit ein (Gespräch GZD).
3.4.3 Hinweise und Anzeigen
Prüfungen der FKS finden meist unangekündigt und ver-
dachtsunabhängig statt, können aber auch verdachts-
bezogen durchgeführt werden (vgl. BMF 2016a). Eine 
verdachtsbezogene Prüfung kann sich auf Grund von 
Hinweisen ergeben, die postalisch, per E-Mail oder tele-
fonisch eingehen. Hinweise aus der Bevölkerung laufen 
bei den lokalen Dienststellen der FKS auf und werden 
an einer zentralen Stelle in der jeweiligen Dienststelle 
zusammengetragen. 
In einem ersten Schritt werden die Hinweise mit weite-
ren Informationen angereichert, sodass eine Gewichtung 
vorgenommen werden kann, welche Hinweise tatsäch-
lich Verdachtsfälle darstellen könnten. Bietet ein Hinweis 
zu wenig konkrete Informationen oder lässt er sich nicht 
weiter verfolgen, kann eine Ermessensentscheidung erge-
ben, dass eine Prüfung auf illegale Beschäftigung vor Ort 
nicht sinnvoll ist. Die Entscheidung hierüber liegt bei den 
Hauptzollämtern. Schon aus logistischen Gründen kann 
nicht allen Hinweisen nachgegangen werden: So gehen 
beispielsweise allein in Köln pro Monat ca. 400 Hinweise 
auf illegale Beschäftigung ein, in Berlin ca. 1.000 (Gespräch 
GZD).
Illegale Beschäftigung kann direkt bei einem der 
43 Hauptzollämter angezeigt werden. Es wird ausdrück-
lich auf bestehende Datenschutzregularien hingewie-
sen und erwähnt, dass Hinweise auch anonym abgegeben 
werden können (Generalzolldirektion 2017h). Eine zent-
rale Hotline zur Meldung von Fällen illegaler Beschäfti-
gung existiert nicht. 
Einige Bundesländer bieten über ihre Internetseiten 
die Möglichkeit, umfassende Anzeigeformulare online 
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auszufüllen, welche wiederum nach einer Vorprüfung 
an die zuständigen Verfolgungsbehörden weitergeleitet 
werden.27 
3.4.4 Prüfungsentscheidung 
Grundsätzlich liegt die Prüfungsentscheidung für die 
regulären Prüfungen bei den einzelnen Hauptzolläm-
tern bzw. FKS-Dienststellen, welche die Prüfungen selbst 
durchführen. Die GZD wird immer dann eingebunden, 
wenn größere Aktionen einzelner oder mehrerer Haupt-
zollämter geplant werden. Sie koordiniert auch die Koope-
ration von mehreren Dienststellen, wenn eine Dienststelle 
zur Umsetzung größerer Prüfungen Unterstützung von 
weiteren Dienststellen benötigt. Die Fachdirektion VII ist 
ebenfalls involviert, wenn ein größeres gesellschaftliches 
oder mediales Echo zu erwarten ist (so z. B. bei Kontrollen 
von karitativen Organisationen). 
3.4.5 Prüfungsbefugnisse, Prüfungsdurchführung 
und Informationsweitergabe
Prüfung der Beschäftigten
Die FKS und die sie nach § 2 Abs. 2 SchwarzArbG unter-
stützenden Stellen haben bei ihren Prüfungen die Befug-
nis, Geschäftsräume und Grundstücke des Arbeitgebers 
und des Auftraggebers von selbstständig tätigen Perso-
nen sowie des Entleihers (im Rahmen einer Prüfung nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 SchwarzArbG)28 zu betreten (§ 3 Abs. 1 
SchwarzArbG). Diese Befugnis gilt während der Arbeits-
zeit der dort Beschäftigten, wobei nicht unterschieden 
wird, ob es sich bei den zu kontrollierenden Personen um 
direktbeschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
handelt oder um Personen, die im Rahmen eines Beschäf-
tigungsverhältnisses mit Dritten vor Ort tätig sind (§ 3 
Abs. 2 SchwarzArbG). Die FKS hat insbesondere das Recht, 
„dabei von diesen Auskünfte hinsichtlich ihrer Beschäfti-
gungsverhältnisse oder ihrer Tätigkeiten einzuholen und-
Einsicht in von ihnen mitgeführte Unterlagen zu nehmen, 
von denen anzunehmen ist, dass aus ihnen Umfang, Art 
oder Dauer ihrer Beschäftigungsverhältnisse oder Tätig-
keiten hervorgehen oder abgeleitet werden können“ (§ 3 
Abs. 1 SchwarzArbG).
Die FKS und die sie unterstützenden Stellen sind da-
rüber hinaus ermächtigt, „die Personalien der in den 
27 Ein solches Online-Anzeigenformular findet sich beispiels-
weise in Berlin auf der Seite der Senatsverwaltung für Integ-
ration, Arbeit und Soziales: https://www.berlin.de/sen/arbeit/
berlinarbeit-ziel-2/schwarzarbeitsbekaempfung/anzeigen-
aufnahme/formular.337738.php (15.02.2017).
28 Prüfung, ob Arbeitsbedingungen nach Maßgabe des Mindest-
lohngesetzes, des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und des 
§ 10 Absatz 5 des AÜG eingehalten werden oder wurden.
Geschäftsräumen oder auf dem Grundstück des Arbeitge-
bers, Auftraggebers oder des Dritten sowie des Entleihers 
im Rahmen einer Prüfung nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 [Prüfung, 
ob Arbeitsbedingungen nach Maßgabe des MiLoG, des 
AEntG und des § 10 Abs. 5 des AÜG eingehalten werden 
oder wurden, J. T.] tätigen Personen zu überprüfen. Sie 
können zu diesem Zweck die […] Personen anhalten, sie 
nach ihren Personalien (Vor-, Familien- und Geburtsna-
men, Ort und Tag der Geburt, Beruf, Wohnort, Wohnung 
und Staatsangehörigkeit) befragen und verlangen, dass 
sie mitgeführte Ausweispapiere zur Prüfung aushändi-
gen“ (§ 3 Abs. 3 SchwarzArbG).29 Darüber hinaus haben die 
Prüferinnen und Prüfer nach § 67e Satz 1 SGB X auch das 
Recht, erweiterte Sozialdaten abzufragen, etwa
1. ob und welche Art von Sozialleistungen nach dem 
Sozialgesetzbuch oder Leistungen nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz die überprüften Personen 
beziehen und von welcher Stelle sie diese Leistun-
gen beziehen,
2. bei welcher Krankenkasse die Personen versichert 
sind oder ob sie als Selbstständige tätig sind,
3. ob und welche Art von Beiträgen nach dem Sozial-
gesetzbuch sie abführen und
4. ob und welche ausländischen Arbeitnehmer Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgeber mit einer für ihre 
Tätigkeit erforderlichen Genehmigung und nicht 
zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als ver-
gleichbare deutsche Arbeitnehmer beschäftigen.
Diese Angaben dürfen direkt an die zuständige Stelle 
(Leistungsträger, Einzugsstelle und/oder BA) übermittelt 
werden, wo sie unverzüglich zu überprüfen sind (§ 67e 
Satz 2 SGB X).
Grundsätzlich gilt: Die FKS darf im Rahmen ihrer Befug-
nisse nach dem SchwarzArbG handeln, wenn sie Personen 
bei ihrer Tätigkeit antrifft. Zur ordnungsgemäßen Prü-
fungsvorbereitung gehört auch die Erkundung von Ein-
satzorten. Die Nachverfolgung von Transportmitteln zum 
Einsatzort und/oder die Zuordnung von aufnehmenden 
Transportmitteln zu möglichen Arbeitgebern/Auftragge-
bern kommt ggf. bei einer Ansammlung von Menschen (z. 
B. sog. „illegale Arbeiterbörse“) in Betracht. Da die Prüfung 
und Befragung nur am Ort der Beschäftigung möglich 
ist, muss dort geprüft werden, ob die gemachten Angaben 
plausibel und schlüssig sind und die Dokumente entspre-
chend den gesetzlichen Vorgaben vorliegen. Einen Son-
derfall in Bezug auf das Betretungsrecht stellt die Prüfung 
in Privatwohnungen dar: Als Eingriff in die Grundrechte 
29 § 3 Abs. 5 SchwarzArbG legt darüber hinaus fest, dass es dem 
Personal der Zollverwaltung gestattet ist, Beförderungsmittel 
anzuhalten und diese zu kontrollieren. Zudem regelt die Vor-
schrift, dass die Zollverwaltung die Polizeivollzugsbehörden 
der Länder über groß angelegte Kontrollen unterrichtet.
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(Art. 13 GG) braucht es für einen Zutritt entweder das Ein-
verständnis des Wohnungsinhabers oder einen richterli-
chen Beschluss (Gespräch GZD).
Prüfung der Geschäftsunterlagen
Für die Überprüfung von Geschäftsunterlagen gelten die 
Geschäftszeiten und nicht die Arbeitszeiten der Beschäf-
tigten. Die FKS und die sie nach § 2 Abs. 2 SchwarzArbG 
unterstützenden Stellen sind befugt Lohn- und Meldeun-
terlagen, Bücher und andere Geschäftsunterlagen einzu-
sehen, aus denen Umfang, Art oder Dauer von Beschäfti-
gungsverhältnissen sowie die Vergütung von Dienst- oder 
Werkleistungen zu entnehmen sind. Diese Befugnisse 
gelten nicht nur für Unterlagen zu direkt Beschäftigten, 
sondern auch für Unterlagen, aus denen die Vergütung 
von Leiharbeitsverhältnissen hervor geht (§ 4 Abs. 1 und 2 
SchwarzArbG). Falls der Auftraggeber nicht Unternehmer 
im Sinne des § 2 Umsatzsteuergesetzes sein sollte, kann 
die FKS auch bei diesem Einsicht in relevante Unterlagen 
nehmen (§ 4 Abs. 3 SchwarzArbG).
§ 5 SchwarzArbG regelt die Duldungs- und Mitwirkungs-
pflichten von Arbeitgebern, Arbeitnehmerinnen und 
-nehmern, Auftraggebern und Dritten im Falle einer Prü-
fung durch die FKS. Diese haben die Prüfung in den Ge-
schäftsräumen zu dulden und alle erforderlichen Un-
terlagen auszuhändigen. Allerdings können Auskünfte 
verweigert werden, wenn der oder die Befragte sich selbst 
oder eine nahestehende Person der Gefahr aussetzen 
würde, wegen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit ver-
folgt zu werden (§ 5 Abs. 1 Satz 3 SchwarzArbG). 
Es besteht eine spezifische Verpflichtung für nicht-deut-
sche Staatsangehörige, ihren Pass, Passersatz oder Auswei-
sersatz und ihren Aufenthaltstitel, ihre Duldung oder ihre 
Aufenthaltsgestattung vorzulegen, falls die Prüferinnen 
und Prüfer danach fragen. Sollte sich dabei herausstellen, 
dass es Verstöße gegen aufenthaltsrechtliche Vorschriften 
geben könnte, können die Dokumente von den Prüferin-
nen und Prüfern einbehalten werden, um sie an die Aus-
länderbehörde weiterzuleiten. In diesem Fall muss der be-
treffenden Person eine Bescheinigung ausgestellt werden, 
aus der hervorgeht, dass die Dokumente eingezogen wur-
den und an welche Ausländerbehörde sie weitergeleitet 
werden. Die Bescheinigung enthält ebenfalls den Hinweis, 
dass die betreffende Person unverzüglich bei der entspre-
chenden Behörde zu erscheinen hat, wo das weitere Vor-
gehen geklärt wird (§ 5 Abs. 1 Satz 4-8 SchwarzArbG).
Das Ergebnis der Prüfungen der FKS wird in die Arbeits-
statistik eingetragen und ggf. bis zu fünf Jahre gespeichert 
(§ 19 SchwarzArbG). 
Neben der FKS haben noch weitere in der Eindämmung 
illegaler Beschäftigung involvierte Behörden auf Grund 
weiterer Rechtsvorschriften die Befugnis, Außenprüfun-
gen durchzuführen, wobei das Ziel dieser Prüfungen nicht 
explizit die Aufdeckung illegaler Beschäftigung ist. Eine 
Übersicht gibt Tabelle 6:
Tabelle 6:  Außenprüfbefugnisse weiterer Behörden
Prüfende Stelle Befugnisse bei der Außenprüfung
Finanzbehörden
Die Finanzbehörden haben das Recht im Rahmen der Steuerprüfung Außenprüfungen durchzuführen (§§ 193-
203a Abgabenordnung, AO). Zuständig für die Durchführung der Prüfung ist das für die Besteuerung zuständige 
Finanzamt (§ 195 AO). Analog zu den Prüfungen der FKS finden die Prüfungen während der üblichen Geschäfts- 
oder Arbeitszeiten statt und die Prüferinnen und Prüfer sind berechtigt, Grundstücke und Betriebsräume zu betreten 
und zu besichtigen (§ 200 Abs. 3 AO). Die FKS ist zur Mitwirkung an diesen Prüfungen berechtigt (§ 2 Abs. 1 Satz 3 
SchwarzArbG).
Steuerfahndung
Die Steuerfahndung ist ebenfalls berechtigt, Außenprüfungen durchzuführen (§ 208 AO). Die Steuerfahnderinnen 
und Steuerfahnder sind Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft (§ 404 Satz 2 AO). Sie können u. a. 
Beschlagnahmungen, Notveräußerungen, Durchsuchungen, Untersuchungen und sonstige Maßnahmen nach den für 
Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft geltenden Vorschriften der Strafprozessordnung anordnen (§ 399 AO).
Renten- 
versicherungsträger
Die Betriebsprüfdienste der Rentenversicherungsträger  haben bei ihren Prüfungen nach § 28p SGB IV die Befugnis, 
in den Geschäftsräumen des Arbeitgebers zu prüfen, ob dieser seinen Meldepflichten nachgekommen ist, wenn die 
Umstände dies erforderlich machen (§ 7 Abs. 1 Satz 4 Beitragsverfahrensverordnung, BVV). „Der Arbeitgeber muss 
die [für die Prüfung; J. T.] erforderlichen Darstellungsprogramme sowie Maschinenzeiten und sonstigen Hilfsmittel, 
z. B. Personal, Bildschirme, Lesegeräte, bereitstellen“ (§ 10 BVV). Für Prüfungen der Betriebsprüfdienste gilt wie auch 
bei den Prüfungen nach SchwarzArbG, dass nach § 67e SGB X die erweiterten Sozialdaten abgefragt werden dürfen.
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3.4.6 Häufigkeit und zeitlicher Abstand 
Im Rahmen ihrer regulären Prüfungen prüfen die Haupt-
zollämter täglich. Die Schwerpunktprüfungen hingegen 
werden nach klaren zeitlichen Vorgaben durchgeführt: 
Auf Bundesebene werden derzeit pro Jahr vier bundes-
weite Schwerpunktprüfungen durchgeführt. Auf regio-
naler bzw. lokaler Ebene führt jedes HZA jährlich zwei 
Schwerpunktprüfungen durch.
3.5 Instrumente und Methoden
Im Fokus der Prüfung durch die FKS steht das Beschäf-
tigungsverhältnis der befragten Person, wozu sowohl die 
persönliche Befragung als auch die genaue Überprüfung 
der vorgelegten Dokumente und Unterlagen dient. Die 
Befragung wird anhand eines Personenerfassungsbogens 
durchgeführt, welcher in einem Abschnitt auch auf auf-
enthaltsrechtliche Aspekte eingeht. Sollte es bei der Prü-
fung zu sprachlichen Problemen kommen, kann die FKS 
eine Dolmetscherin oder einen Dolmetscher hinzuziehen 
(Gespräch GZD). Viele Hauptzollämter sind darüber hin-
aus mit mobilen Geräten zur Überprüfung der Echtheit 
von vorgelegten Dokumenten ausgestattet und schulen 
ihre Prüferinnen und Prüfer im Erkennen von Fälschun-
gen von Aufenthaltstiteln und Arbeitsgenehmigungen. 
3.6 Identifikation von Menschenhandel/
Arbeitsausbeutung
Drittstaatsangehörige können im Rahmen von Prüfun-
gen der FKS identifiziert werden. Soweit diese Opfer von 
Menschenhandel zum Zweck der Arbeitsausbeutung oder 
Opfer von Ausbeutung der Arbeitskraft geworden sind, 
werden Polizeidienststellen informiert. Die Zuständigkeit 
für die formelle Identifizierung von Menschenhandels-
opfern liegt bei den Strafverfolgungsbehörden (GRETA 
2015: 9).
Prüfende Stelle Befugnisse bei der Außenprüfung
BA und Jobcenter
Empfänger von Sozialleistungen als auch deren Arbeit- oder Auftraggeber haben der BA und den Jobcentern 
„Einsicht in Lohn-, Meldeunterlagen, Bücher und andere Geschäftsunterlagen und Aufzeichnungen“, sowie 
„während der Geschäftszeit Zutritt zu [ihren] Grundstücken und Geschäftsräumen zu gewähren“ (§ 319 Abs. 1 
Satz 1 SGB III sowie § 64 Abs. 1 SGB II). Diese Prüfung kann ebenfalls bei einem Dritten (z. B. einem (ehemaligen) 
Arbeitgeber) durchgeführt werden (§ 319 Abs. 1 Satz 2 SGB III sowie §§ 60 Abs. 5 und 64 Abs. 1 SGB II). Prüfungen 
im Außendienst werden dabei verdachtsabhängig vorgenommen und beziehen sich auf die Überprüfung von 
Sachverhalten, die nicht nach Aktenlage zu ermitteln sind. 
Die BA teilt sich darüber hinaus mit dem Zoll die Prüfungen im Rahmen des AÜG. Die BA prüft in diesem Rahmen 
die Zuverlässigkeit der Verleiherlaubnisinhaber durch Geschäftsunterlagenprüfungen und Prüfungen vor Ort (§ 7 
Abs. 3 AÜG, vgl. auch Deutscher Bundestag 2014a: 17-20). 
Nach Landesrecht 
zuständige Behörden
Mit der Reform des SchwarzArbG (s. o.) haben die nach Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten zuständigen Behörden erweiterte Prüfbefugnisse erhalten (s. Kapitel 1.3.5). Genauso wie 
die FKS dürfen ihre Bediensteten nun „Geschäftsräume und Grundstücke einer selbstständig tätigen Person, 
des Arbeitgebers und des Auftraggebers während der Arbeitszeit der dort tätigen Personen […] betreten und 
dort Einsicht in Unterlagen […] nehmen, von denen anzunehmen ist, dass aus ihnen Umfang, Art oder Dauer 
der Ausübung eines Gewerbes, eines Reisegewerbes oder eines zulassungspflichtigen Handwerks oder der 
Beschäftigungsverhältnisse hervorgehen oder abgeleitet werden können, sofern Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass Schwarzarbeit im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 4 und 5 [SchwarzArbG] geleistet wird“ (Deutscher Bundestag 
2016c: 7). Ebenfalls wurde die Auskunftspflicht für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach § 2a SchwarzArbG 
auf diese Behörden ausgeweitet.
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Folgen für Arbeitgeber4
4.1 Sanktionen für illegale Beschäftigung 
im Allgemeinen
Illegale Beschäftigung ist in Deutschland als ein Verstoß 
definiert, der nicht nur von den ausführenden Beschäftig-
ten sondern auch von den Arbeitgebern bzw. der Person 
begangen wird, die Dienst- oder Werkleistungen ausfüh-
ren lässt und dabei ihre sozialversicherungsrechtlichen 
und/oder steuerlichen Melde-, Beitrags- oder Aufzeich-
nungspflichten nicht erfüllt (§ 1 Abs. 2 SchwarzArbG). Eine 
Reihe von Rechtsvorschriften zu Ordnungswidrigkeiten 
und Straftaten findet bei der Sanktionierung Anwendung. 
Zentral ist § 266a StGB, der Strafmaße im Falle des Vor-
enthaltens und Veruntreuens von Arbeitsentgelt, v. a. von 
Sozialabgaben, definiert. Dort heißt es: „Wer als Arbeit-
geber der Einzugsstelle Beiträge des Arbeitnehmers zur 
Sozialversicherung einschließlich der Arbeitsförderung, 
unabhängig davon, ob Arbeitsentgelt gezahlt wird, vorent-
hält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft“ (§ 266a Abs. 1 StGB). Gleiches gilt für 
einen Arbeitgeber, der gegenüber der für den Einzug der 
Beiträge zuständigen Stelle unrichtige „oder unvollstän-
dige Angaben über sozialversicherungsrechtlich erhebli-
che Tatsachen macht oder die für den Einzug der Beiträge 
zuständige Stelle pflichtwidrig über sozialversicherungs-
rechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt und 
dadurch dieser Stelle vom Arbeitgeber zu tragende Bei-
träge zur Sozialversicherung einschließlich der Arbeitsför-
derung […] vorenthält“ (§ 266a Abs. 2 StGB). Dies gilt unab-
hängig davon, ob überhaupt Arbeitsentgelt gezahlt wurde 
oder nicht (ebd.). In besonders schweren Fällen kann eine 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren ver-
hängt werden (§ 266a Abs. 4 StGB). Außerdem wird mit 
Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe be-
straft, „wer als Arbeitgeber sonst Teile des Arbeitsentgelts, 
die er für den Arbeitnehmer an einen anderen zu zah-
len hat, dem Arbeitnehmer einbehält, sie jedoch an den 
anderen nicht zahlt und es unterlässt, den Arbeitnehmer 
spätestens im Zeitpunkt der Fälligkeit oder unverzüglich 
danach über das Unterlassen der Zahlung an den anderen 
zu unterrichten […]“ (§ 266a Abs. 3 StGB). Von einer Bestra-
fung kann hingegen abgesehen werden, wenn der Arbeit-
geber zum Zeitpunkt ihrer Fälligkeit die Höhe der vorent-
haltenen Beiträge meldet und erklärt, warum diese trotz 
ernsthaftem Bemühen nicht fristgerecht gezahlt werden 
konnten  (§ 266a Abs. 6 Satz 1 StGB). Liegen diese Voraus-
setzungen vor, und werden die Beiträge dann nachträg-
lich entrichtet, wird der Arbeitgeber nicht bestraft (§ 266a 
Abs. 6 Satz 2 StGB). Weitere strafrechtliche Sanktionen 
können in Zusammenhang mit Steuerhinterziehung ein-
treten. In all diesen Fällen drohen hohe Freiheits- oder 
Geldstrafen. Darüber hinaus kommen weitere Ordnungs-
widrigkeiten in Betracht.
Zudem kommen bei der Sanktionierung von Arbeitgebern 
noch weitere Regelungen zur Anwendung, so z. B. die Ord-
nungswidrigkeitentatbestände des  MiLoG beim Unter-
laufen des gesetzlichen Mindestlohns, des AEntG bei Ver-
stößen gegen zwingende Branchenmindestlöhne und des 
AÜG (bei illegaler Arbeitnehmerüberlassung oder Verstö-
ßen gegen die dortige Lohnuntergrenze). 
4.2 Sanktionen für illegale Beschäftigung 
von Drittstaatsangehörigen 
4.2.1 Rechtlicher Rahmen
Etliche Strafvorschriften richten sich explizit auf die 
Sanktionierung illegaler Beschäftigung von Drittstaatsan-
gehörigen. Arbeitgeber dürfen Drittstaatsangehörige nur 
beschäftigen oder mit entgeltlichen Dienst- oder Werk-
leistungen beauftragen, wenn sie ihr Aufenthaltstitel dazu 
berechtigt (§ 4 Abs. 3 AufenthG).30 Arbeitgeber sind bei der 
Einstellung von Drittstaatsangehörigen verpflichtet, zu 
prüfen, ob der Aufenthaltstitel, die Aufenthaltsgestattung 
oder die Duldung zur entsprechenden Erwerbstätigkeit 
berechtigt. Für die Dauer der Beschäftigung müssen sie 
zudem eine Kopie dieses Dokuments aufbewahren. Dies 
kann in elektronischer oder in Papierform erfolgen (§ 4 
Abs. 3 Satz 4 und 5 AufenthG). 
Wesentlicher Rechtsrahmen für die Sanktionierung von 
Arbeitgebern, die Drittstaatsangehörige illegal beschäfti-
gen, sind die folgenden Gesetze:
  Das SchwarzArbG (insb. §§ 10, 10a und 11)
  Das AÜG (insb. §§ 15, 15a und 16)
  Das AufenthG (insb.  §§ 98a-98c)
  Das Dritte Buch SGB (insb. § 404)
30 „Dies gilt nicht, wenn dem Ausländer auf Grund einer zwi-
schenstaatlichen Vereinbarung, eines Gesetzes oder einer 
Rechtsverordnung die Erwerbstätigkeit gestattet ist, ohne 
dass er hierzu durch einen Aufenthaltstitel berechtigt sein 
muss“ (§ 4 Abs. 3 Satz 3 AufenthG).
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  Das StGB insbesondere bei Menschenhandel, Zwangs-
prostitution, Zwangsarbeit oder Ausbeutung der Ar-
beitskraft (§§ 232-233a)
4.2.2 Konstellationen
Bei der illegalen Beschäftigung von Drittstaatsangehöri-
gen kommen zwei verschiedene Konstellationen in Be-
tracht (vgl. Kapitel 1.3.1), die sich bezüglich der Sanktio-
nierung des Arbeitgebers unterscheiden:
1. Der Arbeitgeber beschäftigt eine irregulär aufhäl-
tige Person und ihr irregulärer Aufenthaltsstatus 
ist dem Arbeitgeber bekannt (für Fälle, in denen 
unbeabsichtigt Drittstaatsangehörige eingestellt 
wurden, s. Kapitel 4.4). In diesem Fall wird der Ar-
beitgeber i. d. R. wegen Beihilfe zum unerlaub-
ten Aufenthalt (§ 27 StGB i. V. m. § 95 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG)31 verfolgt. Die Höhe der Strafe richtet 
sich hier nach dem Strafmaß für den irregulär auf-
hältigen Beschäftigten (§ 27 Abs. 2 Satz 1 StGB). Er-
folgt eine Verurteilung wegen Beihilfe, wird eine 
31 Der Begriff der Beihilfe setzt voraus, dass das Verhalten des 
Arbeitgebers die Fortdauer des unerlaubten Aufenthalts „er-
möglicht, erleichtert, intensiviert oder absichert,“ unabhängig 
davon, ob irregulär aufhältige Drittstaatsangehörige zur Fort-
setzung des Aufenthalts entschlossen sind oder erst durch die 
Arbeit motiviert werden, diesen fortzusetzen. Die Beschäf-
tigung von irregulär aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist 
nach gängigen Kommentaren als „eine Beihilfehandlung zu 
der Verletzung der Ausreisepflicht“ anzusehen (Kluth/Heusch 
2016: § 95 AufenthG Rn. 26).
eventuell anfallende Geldbuße nichtig. Es können 
darüber hinaus noch weitere Strafvorschriften zur 
illegalen Beschäftigung von Drittstaatsangehöri-
gen betroffen sein (s. u.). 
2. Der Arbeitgeber beschäftigt eine regulär aufhältige 
Person, aber das Beschäftigungsverhältnis ist ille-
gal. Zum einen kann dies vorkommen, wenn die 
Beschäftigung nicht entsprechend den Vorgaben 
des Aufenthaltstitels ausgeübt wird. Zum anderen 
kann das Beschäftigungsverhältnis zwischen dem 
Arbeitgeber und der regulär aufhältigen Person 
(wie bei der illegalen Beschäftigung von deutschen 
Staatsangehörigen) illegal sein, wenn die gesetz-
lichen Vorgaben zu Meldepflichten, Zahlung des 
Mindestlohns oder von Sozialversicherungsbeiträ-
gen nicht eingehalten werden. In diesem Fall grei-
fen für den Arbeitgeber die Sanktionen für illegale 
Beschäftigung allgemein.
4.2.3 Straf- und Bußgeldvorschriften
In der nachfolgenden Tabelle werden die Straf- und Buß-
geldvorschriften bei illegaler Beschäftigung von Dritt-
staatsangehörigen aufgeführt. Wo dies angezeigt ist, wird 
nach den beiden eben beschriebenen Konstellationen un-
terschieden. Weitere Sanktionen, die bei illegaler Beschäf-
tigung allgemein Anwendung finden können (z. B. Rege-
lungen zu Steuerhinterziehung oder zu Meldepflichten 
nach dem SGB IV) und die über die u. g. Sanktionen hin-
aus verhängt werden können, werden im Folgenden nicht 
betrachtet.
 
Tabelle 7:  Straf- und Bußgeldvorschriften bei illegaler Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen
Sanktionen 
Irregulärer Aufenthalt / illegale Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen
Regulärer Aufenthalt / illegale Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen
Geldbußen (I)
Ordnungswidrig handelt, wer Drittstaatsangehörige beschäftigt, ohne dass diese einen entsprechenden Aufenthalts-
titel, der zur Erwerbstätigkeit berechtigt, oder eine Genehmigung zur Erwerbstätigkeit besitzen oder die Erwerbstä-
tigkeit anderweitig gestattet ist. Dabei kann sowohl die vorsätzliche als auch die fahrlässige illegale Beschäftigung mit 
einer Geldbuße von bis zu 500.000 Euro geahndet werden (§ 404 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 SGB III).
Wer als Unternehmer Dienst- oder Werkleistungen in „erheblichem Umfang“ von anderen Unternehmen ausführen 
lässt, von denen er weiß (oder fahrlässig nicht weiß), dass diese oder wiederum Nachunternehmen, Drittstaatsange-
hörige beschäftigen, ohne dass diese einen entsprechenden Aufenthaltstitel, der zur Erwerbstätigkeit berechtigt, oder 
eine Genehmigung besitzen oder die Erwerbstätigkeit anderweitig gestattet ist, kann ebenfalls mit einer Geldbuße 
von bis zu 500.000 Euro beleget werden (§ 404 Abs. 1 SGB III). 
Wer Drittstaatsangehörige vorsätzlich oder leichtfertig zu einer nachhaltigen entgeltlichen Dienst- oder Werkleistung 
beauftragt, welche von diesen mit der Absicht der Gewinnerzielung ausgeübt wird, ohne dass diese einen entspre-
chenden Aufenthaltstitel, der zur Erwerbstätigkeit berechtigt, oder eine Genehmigung besitzen oder die Erwerbs-
tätigkeit anderweitig gestattet ist handelt ordnungswidrig. Die Geldbuße beträgt bis zu 500.000 Euro (§ 98 Abs. 5 
AufenthG).
Wer überlassene Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer vorsätzlich oder fahrlässig tätig werden lässt, die einen 
erforderlichen Aufenthaltstitel, eine Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, die zur Ausübung der Beschäftigung 
berechtigen, oder eine nötige Genehmigung nicht besitzen, wird mit einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro belegt (§ 16 
Abs. 2 AÜG).
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Sanktionen 
Irregulärer Aufenthalt / illegale Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen
Regulärer Aufenthalt / illegale Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen
Geldbußen (II)
Falls der Verleiher keine gültige Verleihgenehmigung besitzt (also Leiharbeiterinnen oder Leiharbeiter illegal überlas-
sen hat) wird der Arbeitsvertrag zwischen Verleiher und dem Leiharbeitnehmer oder der Leiharbeitnehmerin ungültig 
(§ 9 Abs. 1 AÜG).  
Nach § 10 Abs. 1 AÜG wird dann automatisch der Entleiher zum Arbeitgeber. Falls Leiharbeitnehmerinnen oder Leih-
arbeitnehmer ohne gültigen Aufenthaltstitel oder Erwerbsgenehmigung beim Verleiher angestellt waren und an den 
Entleiher überlassen wurden, kann der Entleiher als neuer Arbeitgeber mit einem Bußgeld bis zu 500.000 Euro nach 
§ 404 Abs. 2 Nr. 3 SGB III belegt werden.
Wer als Arbeitgeber vorsätzlich oder fahrlässig die 
nach § 8 Abs. 1 AEntG festgelegten tarifvertraglichen 
Arbeitsbedingungen nicht gewährt (z. B. nicht den 
branchenspezifischen Mindestlohn zahlt oder Beiträge 
zur Sozialversicherung nicht abführt), oder die einer 
gemeinsamen Einrichtung der Tarifvertragsparteien 
zustehenden Beiträge nicht leistet, handelt 
ordnungswidrig (§ 23 Abs. 1 Nr. 1 AEntG). Dies gilt 
ebenfalls für den Einsatz von Nachunternehmern (§ 23 
Abs. 2 AEntG). In beiden Fällen kann die Geldbuße bis 
zu 500.000 Euro betragen (§ 23 Abs. 3 AEntG). 
Meldet ein Arbeitgeber die Beschäftigung von 
entsandten Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmern 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der 
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig an, 
handelt er ebenfalls ordnungswidrig (§ 23 Abs. 1 
Nr. 5 AEntG). Das Bußgeld kann in diesem Fall bis zu 
30.000 Euro betragen (§ 23 Abs. 3 AEntG).
Haft des 
Arbeitgebers (I)
Wer vorsätzlich Drittstaatsangehörige beschäftigt, ohne dass diese einen entsprechenden Aufenthaltstitel, der 
zur Erwerbstätigkeit berechtigt, oder eine Genehmigung zur Erwerbstätigkeit besitzen oder die Erwerbstätigkeit 
anderweitig gestattet ist, und dies zu Konditionen tut, die „in einem auffälligen Missverhältnis zu den 
Arbeitsbedingungen deutscher Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stehen, die die gleiche oder eine vergleichbare 
Tätigkeit ausüben“, wird mit einer Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren (oder Geldstrafe) bestraft. Handelt der 
Arbeitgeber aus grobem Eigennutz oder gewerbsmäßig und liegt somit ein besonders schwerer Fall vor, ist eine 
Freiheitstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren vorgesehen (§ 10 SchwarzArbG). 
Ebenso wird mit Freiheitstrafe von bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft, wer gleichzeitig mehr als fünf 
Drittstaatsangehörige beschäftigt oder mit Dienst- oder Werkleistungen beauftragt, ohne dass diese einen 
entsprechenden Aufenthaltstitel, der zur Erwerbstätigkeit berechtigt, oder eine Genehmigung zur Erwerbstätigkeit 
besitzen oder die Erwerbstätigkeit anderweitig gestattet ist. Das gleiche Strafmaß ist für die Beschäftigung von 
Minderjährigen ohne Genehmigung oder Aufenthaltstitel oder für die beharrliche Beschäftigung oder Beauftragung 
von Drittstaatsangehörigen ohne Genehmigung oder Aufenthaltstitel vorgesehen (§ 11 SchwarzArbG). “Beharrlich” 
handelt dabei, wer gegen das Verbot schon einmal verstoßen hat und aus Missachtung oder Gleichgültigkeit dagegen 
immer wieder verstößt (Erbs/Kohlhaas 2016: § 11 SchwarzArbG Rn. 12). Wird die Tat aus grobem Eigennutz verübt, 
kann die Strafe auf bis zu drei Jahre (oder Geldstrafe) ausgeweitet werden (§ 11 Abs. 2 SchwarzArbG).
Nutzt der Arbeitgeber die Lage aus, in der sich 
Drittstaatsangehörige ohne Aufenthaltstitel 
befinden, nachdem sie von Dritten zu Opfern von 
Zwangsprostitution oder Zwangsarbeit (§ 232a Abs. 1-5 
oder § 232b StGB) gemacht wurden, kann er oder sie 
mit einer Freiheitstrafe von bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe belegt werden (§ 10a SchwarzArbG). 
Eine Haftstrafe ist auch im Fall der Ausbeutung der Arbeitskraft vorgesehen. § 233 StGB spricht zwar nicht explizit 
von Drittstaatsangehörigen, wohl aber von der Ausnutzung der „Hilflosigkeit, die mit dem Aufenthalt in einem 
fremden Land verbunden ist“. Ausbeutung liegt vor, „wenn die Beschäftigung aus rücksichtslosem Gewinnstreben 
zu Arbeitsbedingungen erfolgt, die in einem auffälligen Missverhältnis zu den Arbeitsbedingungen solcher 
Arbeitnehmer stehen, welche der gleichen oder einer vergleichbaren Beschäftigung nachgehen (ausbeuterische 
Beschäftigung)“ (§ 232 Abs. 1 Satz 2 StGB), bei der Ausübung der Bettelei oder bei der Begehung von mit Strafe 
bedrohten Handlungen durch diese Person (§ 233 Abs. 1 StGB). Das Strafmaß liegt hier bei drei Jahren oder 
Geldstrafe (§ 233 Abs. 1 StGB). Der Versuch ist strafbar (§ 233 Abs. 3 StGB), ebenso wie die Vermittlung der 
ausbeuterischen Beschäftigung (§ 233 Abs. 5 Nr. 1 StGB).
Wer als Verleiher nicht über die entsprechende Genehmigung der Verleihtätigkeit (nach § 1 AÜG) verfügt, und 
darüber hinaus Drittstaatsangehörige ohne Aufenthaltstitel oder Genehmigung der Erwerbstätigkeit einem Dritten 
überlässt, wird mit einer Freiheitstrafe von bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft (§ 15 Abs. 1 AÜG). Wenn der 
Verleiher gewerbsmäßig oder aus grobem Eigennutz handelt, liegt ein besonders schwerer Fall vor, der mit einer 
Freiheitstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft wird (§ 15 Abs. 2 AÜG). 
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Sanktionen 
Irregulärer Aufenthalt / illegale Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen




Der Entleiher begeht in diesen Fällen eine Ordnungswidrigkeit (s. o.), es sei denn, er macht sich durch (a) das 
Tätigwerdenlassen von mehr als fünf Drittstaatsangehörigen, ohne dass diese einen entsprechenden Aufenthaltstitel, 
der zur Erwerbstätigkeit berechtigt, oder eine Genehmigung zur Erwerbstätigkeit besitzen oder die Erwerbstätigkeit 
anderweitig gestattet ist, oder (b) die beharrliche Wiederholung der Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen, ohne 
dass diese einen entsprechenden Aufenthaltstitel, der zur Erwerbstätigkeit berechtigt, oder eine Genehmigung zur 
Erwerbstätigkeit besitzen oder die Erwerbstätigkeit anderweitig gestattet ist, strafbar. Das Strafmaß ist mit bis zu 
einem Jahr Freiheitsstrafe (oder Geldstrafe), bei Handeln aus grobem Eigennutz mit bis zu drei Jahren oder Geldstrafe 
angesetzt (§ 15a Abs. 2 AÜG).
Entleiher machen sich strafbar, wenn sie ihnen überlassene Drittstaatsangehörige, ohne dass diese einen 
entsprechenden Aufenthaltstitel, der zur Erwerbstätigkeit berechtigt, oder eine Genehmigung zur Erwerbstätigkeit 
besitzen oder die Erwerbstätigkeit anderweitig gestattet ist, zu Arbeitsbedingungen des Leiharbeitsverhältnisses 
tätig werden lassen, die in einem auffälligen Missverhältnis zu den Arbeitsbedingungen deutscher Leiharbeitnehmer 
stehen, die die gleiche oder eine vergleichbare Tätigkeit ausüben. Es drohen hier Freiheitsstrafen von bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe, in besonders schweren Fällen auch Freiheitsstrafen von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
(§ 15a Abs. 1 AÜG).
Beschlagnahmung 
der Einnahmen 





Beschlagnahmungen der Einnahmen sind nach deutschem Recht als Strafmaßnahme nicht vorgesehen. Dennoch 
kann auf dem Wege der Vermögensabschöpfung das illegal erwirtschaftete Vermögen des Arbeitgebers 
eingezogen werden, sollte ein Strafverfahren gegen ihn oder sie eröffnet werden (Bundesrechnungshof 2008: 20). 




Arbeitgeber im Baugewerbe, die im Zusammenhang mit illegaler Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen1) zu 
einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder zu einer Geldstrafe von mehr als neunzig Tagessätzen verurteilt 
oder mit einer Geldbuße von wenigstens 2.500 Euro belegt sind, können von öffentlichen Aufträgen ausgeschlossen 
werden. Der Ausschluss gilt für eine Dauer von bis zu drei Jahren (§ 21 Abs. 1 SchwarzArbG).
Mit der Neufassung des SchwarzArbG wurde der Ausschluss auch auf Liefer- und Dienstleistungsaufträge 
der öffentlichen Hand erweitert. Um Aufträge aus öffentlicher Hand zu erhalten, müssen Arbeitgeber, die an 
Ausschreibungen teilnehmen, versichern, dass sie nicht wegen Verstößen in Zusammenhang mit der illegalen 
Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen verurteilt oder mit Bußgeldern belegt worden sind (ebd.).
In § 98c AufenthG wird ebenfalls festgelegt, dass Ausschlüsse vom Wettbewerb um öffentliche Aufträge in der 
Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsbranche „bis zu nachgewiesenen Wiederherstellung der Zuverlässigkeit“ je nach 







In Deutschland sieht keine Rechtsnorm die temporäre oder definitive Schließung des Unternehmens oder des 




Eine Beschlagnahmung von Produktionsmitteln oder Eigentum als Strafmaßnahme gegenüber Arbeitgebern, die 
illegal Drittstaatsangehörige beschäftigen, ist nach deutschem Recht nicht vorgesehen. 
Betriebsstillegung
Es besteht keine Rechtsnorm, welche die (vorläufige oder endgültige) Schließung eines Unternehmens auf Grund 
von illegaler Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen vorsieht. Dennoch besteht die Möglichkeit, dass nach § 35 
Abs. 1 der Gewerbeordnung (Gewerbeuntersagung wegen Unzuverlässigkeit) eine teilweise oder vollständige 




Es existiert keine Rechtsnorm, die explizit bestimmt, dass Arbeitgeber, die illegal Drittstaatsangehörige beschäftigen, 
mit dem Entzug von Lizenzen und Zulassungen rechnen müssen – allerdings kann, wie oben beschrieben, eine 
Gewerbeuntersagung ausgesprochen werden.
Eine Ausnahme bildet die Verleiherlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung nach Arbeitnehmerüberlassungsgesetz. 
„Wird ein Verleiher wegen einer Straftat gem. § 15 verurteilt, begründet dies seine Unzuverlässigkeit i. S. d. § 3 Abs. 1 







Der Aufenthaltstitel erlischt, wenn sein Inhaber oder seine Inhaberin ausgewiesen wird (§ 51 Abs. 1 Nr. 5 
AufenthG). Ist ein Arbeitgeber, der illegal Drittstaatsangehörige beschäftigt, selbst Drittstaatsangehöriger, 
entscheidet das Strafmaß einer Verurteilung, ob eine Ausweisung in Betracht kommt: Grundsätzlich besteht ein 
besonders schwereres Ausweisungsinteresse, wenn Drittstaatsangehörige rechtskräftig zu mehr als zwei Jahren 
Freiheitsstrafe verurteilt werden (§ 54 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG). Das Ausweisungsinteresse wiegt schwer, wenn die 
Person „wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mindestens 
einem Jahr verurteilt worden ist“ (§ 54 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG). Die Ausweisungsinteressen werden dabei gegen die 
Bleibeinteressen abgewogen (§ 53 Abs. 1 AufenthG).
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4.3 Nachforderungen der  
Sozialversicherung
Neben Strafen und Geldbußen fordern die Sozialversi-
cherungsträger bei einem aufgedeckten Fall von illegaler 
Beschäftigung nicht gezahlte Beiträge vom Arbeitgeber 
nach. Hier gelten unterschiedliche Verjährungsfristen: An-
sprüche auf Beiträge verjähren vier Jahre nach Ablauf des 
Kalenderjahrs, in dem sie fällig geworden sind (§ 25 Abs. 1 
Satz 1 SGB IV). Ansprüche auf vorsätzlich vorenthaltene 
Beiträge verjähren dreißig Jahre nach Ablauf des Kalen-
derjahrs, in dem sie fällig geworden sind (§ 25 Abs. 1 Satz 2 
SGB IV). Dies trifft in der Regel bei illegaler Beschäftigung 
zu (Gespräch DRV Bund). Sowohl für die Feststellung der 
Beschäftigungsdauer als auch für die Höhe des Arbeitsent-
gelts ist der Prüfdienst der Rentenversicherungsträger zu-
ständig. Sofern im Rahmen der Amtsermittlung keine Ar-
beitsentgelte ermittelt werden können, lässt das SGB eine 
sorgfältige Schätzung dieser Grundlagen zu (§ 28f Abs. 2 
SGB IV). Bei illegaler Beschäftigung wird dabei als Bei-
tragsberechnungsgrundlage der erhaltene Nettolohn auf 
ein Bruttoarbeitsentgelt hochgerechnet (§ 14 Abs. 2 Satz 2 
SGB IV). Darüber hinaus werden Säumniszuschläge nach 
Maßgabe des § 24 SGB IV erhoben.
Der von der DRV ermittelte Schaden ist Grundlage für die 
Festsetzung eines Bußgeldes durch die FKS und für die Er-
mittlung eines Strafmaßes durch die Staatsanwaltschaft in 
einem Strafverfahren nach § 266a StGB. Darüber hinaus 
erlässt der Rentenversicherungsträger einen Beitragsbe-
scheid gegenüber dem Arbeitgeber, dessen Einzug durch 
die Krankenkassen als Einzugsstellen erfolgt (Gespräch 
DRV Bund). 
Sanktionen 
Irregulärer Aufenthalt / illegale Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen







angehöriger ist (II) 
Wenn die illegale Beschäftigung nach § 404 Abs.  2 Nr. 3 SGB III als Ordnungswidrigkeit behandelt wird, kann eine 
Ausweisung des Arbeitgebers ebenfalls in Betracht kommen: „Auch ein vereinzelter Verstoß erfüllt den Tatbestand 
der Ausweisung, wenn er nicht geringfügig ist, und auch geringfügige Verstöße erfüllen den Ausweisungstatbestand, 
wenn sie nicht vereinzelt sind“ (55.2.2.2 AVwV AufenthG). Da Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße von über 
1.000 Euro i. d. R. nicht mehr als geringfügig anzusehen sind (55.2.2.3.4 AVwV AufenthG), kommt eine Ausweisung 
auch im Falle einer Ahndung der illegalen Beschäftigung als Ordnungswidrigkeit in Betracht, sollte die hierfür 




Ist ein Arbeitgeber nach § 404 Abs.  2 Nr. 3 SGB III mit einer Geldbuße von mindestens 2.500 Euro oder nach §§ 10, 
10a oder 11 SchwarzArbG zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 
90 Tagessätzen rechtskräftig verurteilt, kann er oder sie für die Dauer von fünf Jahren von den zuständigen Behörden 
von öffentlichen Subventionen ausgeschlossen werden (§ 98b AufenthG).
Haftung für Abschiebung oder Zurückschiebung
Falls der Arbeitgeber Drittstaatsangehörige illegal beschäftigt hat, oder falls er als (General-)Unternehmer andere 
Unternehmen mit der Durchführung von Arbeiten beauftragt hat und ihm bekannt war oder er hätte erkennen 
müssen, dass die Beschäftigten illegal beschäftigte Drittstaatsangehörige sind, haftet ein Arbeitgeber für die 
Übernahme der Kosten der Abschiebung oder Zurückschiebung (§ 66 Abs. 4 AufenthG).
1)  D. h. gegen § 8 Abs. 1 Nr. 2 oder §§ 9 bis 11 SchwarzArbG, § 404 Abs. 1 oder 2 Nr. 3 des SGB III, oder §§ 15, 15a, 16 Abs. 1 Nr. 1, 1b oder 2 
des AÜG.
Im Falle eines Unfalls, der zur Feststellung der illegalen 
Beschäftigung eines Beschäftigten führt, können auf den 
Arbeitgeber neben nachträglichen Beitrags- und Buß-
geldforderungen sowie ggf. strafrechtlicher Sanktionen 
zusätzliche Nachforderungen der Unfallversicherung 
zukommen. 
Wenn sich Beschäftigte bei ihrer Tätigkeit so schwer ver-
letzen, dass eine Arztbehandlung nötig wird oder sogar 
längerfristige Schäden zurückbleiben, trägt die gesetzli-
che Unfallversicherung bei illegaler Beschäftigung zwar 
zunächst die Kosten für den Unfall, damit der Beschäftigte 
umgehend behandelt und entschädigt wird. Die Unfall-
versicherungsträger haben in diesen Fällen aber die Mög-
lichkeit, sich die Aufwendungen für Arbeitsunfälle durch 
den Arbeitgeber erstatten zu lassen (§ 110 Abs. 1a SGB VII). 
Dazu zählen z. B. die Kosten für Rehabilitationsmaßnah-
men und evtl. Rentenzahlungen für den Verletzten, so 
dass sehr hohe Regressforderungen entstehen können.
Darüber hinaus ist der Arbeitgeber verpflichtet, den ille-
gal beschäftigten Drittstaatsangehörigen „die vereinbarte 
Vergütung zu zahlen. Für die Vergütung wird vermutet, 
dass der Arbeitgeber den Ausländer drei Monate beschäf-
tigt hat“ (§ 98a AufenthG; auch § 7 Abs. 4 SGB IV; vgl. auch 
Kapitel 5).
4.4 Unbeabsichtigte illegale  
Beschäftigung von  
Drittstaatsangehörigen
Eine unbeabsichtigte Beschäftigung von Drittstaatsange-
hörigen, ohne dass diese einen entsprechenden Aufent-
haltstitel, der zur Erwerbstätigkeit berechtigt, oder eine 
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Genehmigung zur Erwerbstätigkeit besitzen oder die Er-
werbstätigkeit anderweitig gestattet ist, würde voraus-
setzen, dass die Beschäftigten dem Arbeitgeber eine ge-
fälschte Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigung vorlegen 
und diese bei der offiziellen Anmeldung durch den Arbeit-
geber bei den Sozialversicherungsträgern und dem an-
schließenden Datenabgleich nicht als solche erkannt wer-
den. In der Praxis kommt dies eher selten vor.
Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum AufenthG 
macht deutlich, dass die Prüfungsverpflichtung des Ar-
beitgebers nach § 4 Abs. 3 AufenthG nicht mit einem blo-
ßen Sichten der Dokumente abgeschlossen sein kann: 
„Auch ein leichtfertiges Nichterkennen der fehlenden 
Erlaubnis wird sanktioniert. Leichtfertigkeit ist ein 
erhöhter Grad von Fahrlässigkeit, welcher der groben 
Fahrlässigkeit des bürgerlichen Rechts entspricht. Sie 
liegt vor, wenn einfachste und ganz nahe liegende 
Überlegungen nicht angestellt werden und dasjenige 
unbeachtet bleibt, was unter den gegebenen Umstän-
den einleuchten muss. Objektiv ist eine das gewöhn-
liche Maß der Fahrlässigkeit erheblich übersteigende 
Schwere des Sorgfaltsverstoßes und in subjektiver 
Hinsicht die persönliche Vorwerfbarkeit erforderlich. 
Die persönlichen Fähigkeiten und Kenntnisse des 
Täters sind bei der Beurteilung zu berücksichtigen“ 
(98.2a.2 und 98.2a.2.1 AVwV AufenthG).
Der Arbeitgeber muss sich unter „Beachtung der im Ver-
kehr erforderlichen Sorgfalt davon vergewissert [haben], 
dass der Ausländer beschäftigt werden darf“ (66.4.2 AVwV 
AufenthG). Das Verlassen auf bloße Behauptungen der 
zu beschäftigenden Person oder allein das Vorlegen der 
Lohnsteuerkarte oder des Sozialversicherungsausweises 
reicht nicht aus (ebd.). 
Sollte sich herausstellen, dass ein Beschäftigungsverhält-
nis illegal ist, obwohl der Arbeitgeber sorgfältig seiner 
Prüfpflicht, der Aufbewahrungspflicht einer Kopie des von 
den Beschäftigten vorgelegten Dokumente, sowie seiner 
Meldepflichten nachgekommen ist, ist er von der Haftung 
für Abschiebungs- oder Zurückschiebungskosten der be-
treffenden Person befreit (§ 66 Abs. 4a AufenthG).
4.5 Strafrechtliche Sanktionen nach  
Art 9.1 der Richtlinie 2009/52/EG 
Zur Verringerung der irregulären Einwanderung haben 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union im Juni 2009 
Maßnahmen zur Sanktionierung für Arbeitgeber, die ir-
regulär aufhältige Drittstaatsangehörige beschäftigen 
vereinbart. Gleichzeitig wurden die Rechte von illegal 
beschäftigten Drittstaatsangehörigen hinsichtlich ihres 
Rechts zur Einklagung ihres ausstehenden Lohns ge-
genüber dem Arbeitgeber gestärkt. Die Sanktionsrichtli-
nie32 wurde in Deutschland durch das Gesetz zur Umset-
zung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Europäischen 
Union und zur Anpassung nationaler Rechtsvorschrif-
ten an den EU-Visakodex vom 22. November 2011 in 
deutsches Recht umgesetzt und betraf insbesondere das 
AufenthG und das SchwarzArbG (BGBl 2011b: 2258ff.). 
Tabelle 8 (s. nächste Seite) dokumentiert die einzelnen 
strafrechtlichen Sanktionen nach der Sanktionsrichtlinie 
und benennt die nationalrechtliche Umsetzung. 
4.6 Rechtliche Änderungen seit Juli 2014 
Im Bereich der Sanktionierung für Arbeitgeber, die Dritt-
staatsangehörige illegal beschäftigen, gab es seit Juli 2014 
zwei wesentliche Änderungen: Zum einen wurde im Ok-
tober 2016 die Novellierung der Paragraphen des Strafge-
setzbuches zu Menschenhandel und Arbeitsausbeutung 
umgesetzt. Mit der Reform wurde deutlicher zwischen 
Menschenhandel und Arbeitsausbeutung differenziert 
(vgl. Kapitel 1.4). Als Folgeänderung wurde auch § 10a 
SchwarzArbG geändert: Durch Verweis auf § 232a Abs. 1-5 
und § 232b StGB wird nicht nur das Ausnutzen der Lage 
von Drittstaatsangehörigen unter Strafe gestellt, die Opfer 
von Menschenhandel zur sexuellen Ausbeutung oder 
zur Ausbeutung ihrer Arbeitskraft sind, sondern auch 
das Ausnutzen ihrer Lage, wenn diese ins Land gebracht 
wurden, um zu betteln (§ 232b Abs. 1 Nr.3). Die Freiheits-
strafe beträgt bis zu drei Jahre oder Geldstrafe (§ 10a 
SchwarzArbG).
Die Reform des SchwarzArbG (vgl. Kapitel 1.2.6), hebt 
einige Bußgeldvorschriften auf (§ 8 Abs. 1 Nr. 1a-1c 
SchwarzArbG). Diese Ordnungswidrigkeiten setzten eine 
vorsätzliche Begehungsweise voraus, und fielen damit 
„nahezu ausnahmslos mit einer Strafbarkeit wegen Be-
trugs nach § 263 des Strafgesetzbuchs zusammen. Eine 
Anwendung der Ordnungswidrigkeitentatbestände nach 
§ 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c [war] daher re-
gelmäßig nach § 21 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ausgeschlossen. Die Tatbestände [waren] in der 
Rechtspraxis nahezu bedeutungslos“ (Deutscher Bundes-
tag 2016c: 17). In Bezug auf Arbeitgebersanktionen sah § 8 
Abs. 1 Nr. 1c SchwarzArbG vor, dass Arbeitgeber, die von 
Leistungsberechtigten nach AsylbLG Dienst- oder Werk-
leistungen im erheblichen Umfang ausführen ließen und 
sie dazu brachten, dies nicht zu melden, mit einem Buß-
geld von bis zu 300.000 Euro belegt werden konnten.
32 Richtlinie 2009/52/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 18. Juni 2009 über Mindeststandards für Sanktio-
nen und Maßnahmen gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsange-
hörige ohne rechtmäßigen Aufenthalt beschäftigen.
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Tabelle 8:  Strafrechtliche Sanktionen nach Art. 9 Abs. 1 der Arbeitgebersanktionsrichtlinie (2009/52/EG)
Strafrechtliche Sanktionen für Arbeitgeber  
nach Art. 9 Abs. 1 RL 2009/52/EG
Beschreibung
Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe a:  
die Zuwiderhandlung dauert an oder wird beharrlich 
wiederholt 
Arbeitgeber, die beharrlich Drittstaatsangehörige beschäftigen, ohne dass diese 
einen entsprechenden Aufenthaltstitel, der zur Erwerbstätigkeit berechtigt, 
oder eine Genehmigung zur Erwerbstätigkeit besitzen oder die Erwerbstätigkeit 
anderweitig gestattet ist, werden mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft (§ 11 Abs. 2a SchwarzArbG). „Beharrlich” handelt der 
Arbeitgeber, wenn er gegen das Verbot schon einmal verstoßen hat und aus 
Missachtung oder Gleichgültigkeit dagegen immer wieder verstößt (Erbs/
Kohlhaas 2016: § 11 SchwarzArbG Rn. 12). 
Das Strafmaß beträgt drei Jahre, falls der Arbeitgeber aus „grobem Eigennutz“ 
handelt. Dieser liegt nach Ansicht gängiger Rechtskommentare vor, wenn der 
Arbeitgeber „sich von seinem Streben nach eigenem Vorteil in einem besonders 
anstößigen Maße leiten lässt.“ Hierunter wird insbesondere das Nicht-Abführen 
von Sozialversicherungsbeiträgen zur eigenen Bereicherung verstanden (Erbs/
Kohlhaas 2016: § 11 SchwarzArbG Rn. 17).
Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe b:  
die Zuwiderhandlung betrifft die gleichzeitige 
Beschäftigung einer erheblichen Zahl von 
Drittstaatsangehörigen ohne rechtmäßigen 
Aufenthalt
Falls gleichzeitig mehr als fünf Drittstaatsangehörige beschäftigt oder mit Dienst- 
oder Werkleistungen beauftragt werden, ohne dass diese einen entsprechenden 
Aufenthaltstitel, der zur Erwerbstätigkeit berechtigt, oder eine Genehmigung 
zur Erwerbstätigkeit besitzen oder die Erwerbstätigkeit anderweitig gestattet 
ist, wird der Arbeitgeber mit einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe belegt (§ 11 Abs. 1 Nr. 1 SchwarzArbG). Wie im Falle des beharrlichen 
Wiederholens des Verstoßes ist auch hier bei grobem Eigennutz das Strafmaß auf 
drei Jahre ausgeweitet (§ 11 Abs. 2 SchwarzArbG).
Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe c:  
die Zuwiderhandlung geht mit besonders 
ausbeuterischen Arbeitsbedingungen einher 
Falls ein Arbeitgeber Drittstaatsangehörige zu Arbeitsbedingungen, die in einem 
auffälligen Missverhältnis zu den Arbeitsbedingungen deutscher Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen stehen, die die gleiche oder eine vergleichbare Tätigkeit 
ausüben, beschäftigen, ohne dass diese einen entsprechenden Aufenthaltstitel, 
der zur Erwerbstätigkeit berechtigt, oder eine Genehmigung zur Erwerbstätigkeit 
besitzen oder die Erwerbstätigkeit anderweitig gestattet ist, kann er zu einer 
Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren oder zu einer Geldstrafe verurteilt werden 
(§ 10 Abs. 1 SchwarzArbG). Handelt der Arbeitgeber gewerbsmäßig oder aus 
grobem Eigennutz, sieht das Gesetz eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren vor (§ 10 Abs. 2 SchwarzArbG).
Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe d:  
die Zuwiderhandlung wird von einem Arbeitgeber 
begangen, der zwar nicht beschuldigt wurde, eine 
Straftat gemäß dem Rahmenbeschluss 2002/629/
JI begangen zu haben bzw. nicht wegen einer 
solchen Straftat verurteilt wurde, der jedoch die von 
einem Drittstaatsangehörigen ohne rechtmäßigen 
Aufenthalt unter Zwang erbrachten Arbeiten oder 
Dienste nutzt, obwohl er weiß, dass diese Person 
Opfer von Menschenhandel ist 
Ein Arbeitgeber, welcher die Lage von Drittstaatsangehörigen ausnutzt, die 
Opfer von Zwangsprostitution (§ 232a StGB) oder Zwangsarbeit (§ 232b 
StGB) sind, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe 
bestraft (§ 10a SchwarzArbG). Es ist dabei irrelevant, ob die Ausbeutung 
der Drittstaatsangehörigen ursprünglich auf sexuelle Ausbeutung oder 
Ausbeutung der Arbeitskraft abzielte. Es ist ebenfalls nicht von Belang, wer die 
Drittstaatsangehörigen in diese Situation gebracht hat – entscheidend ist die 
bewusste Ausnutzung der Situation durch den Arbeitgeber (Erbs/Kohlhaas 2016: 
§ 10a SchwarzArbG Rn. 60-61a). 
Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe e:  
die Zuwiderhandlung betrifft die illegale 
Beschäftigung von Minderjährigen
Für den Fall, dass ein Arbeitgeber minderjährige Drittstaatsangehörige 
beschäftigt, ohne dass diese einen entsprechenden Aufenthaltstitel, der zur 
Erwerbstätigkeit berechtigt, oder eine Genehmigung zur Erwerbstätigkeit 
besitzen oder die Erwerbstätigkeit anderweitig gestattet ist, sieht § 11 Abs. 1 
Nr. 3 SchwarzArbG eine Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr oder Geldstrafe vor. 
Dabei ist nicht vorausgesetzt, dass der oder die Minderjährige zu ungünstigeren 
Bedingungen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer 
beschäftigt oder Opfer von Menschenhandel ist. Handelt der Arbeitgeber 
aus grobem Eigennutz kann die Freiheitsstrafe auf drei Jahre oder Geldstrafe 
angehoben werden (§ 11 Abs. 2 SchwarzArbG). 
4.7 Stärken und Schwächen bei der  
Sanktionierung von Arbeitgebern 
Studien zur Effektivität der Sanktionsmaßnahmen gegen 
Arbeitgeber, die illegal Drittstaatsangehörige beschäfti-
gen, liegen nicht vor. Dennoch wird seitens der FKS be-
tont, dass sich die Kombination von sanktionierenden 
Maßnahmen und aktiver Öffentlichkeitsarbeit hinsicht-
lich illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit im All-
gemeinen als abschreckend bewährt habe. Zentral seien 
die zum Teil hohen Nachforderungen der Sozialversi-
cherungsträger und die Sanktionierung im Rahmen von 
Strafprozessen (Gespräch GZD).
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Folgen für illegal beschäftigte 
Drittstaatsangehörige
5
Eine illegale Beschäftigung kann für Drittstaatsangehörige 
ordnungswidrigkeits-, straf- und aufenthaltsrechtliche 
Folgen haben, wobei zwischen den Folgen für irregulär 
aufhältige Drittstaatsangehörige (Kapitel 5.1), Drittstaats-
angehörige mit gültigem Aufenthaltstitel (Kapitel 5.2), 
Drittstaatsangehörige mit befristeter oder unbefristeter 
Aufenthaltserlaubnis eines anderen EU-Mitgliedstaats 
(Kapitel 5.3) sowie Drittstaatsangehörigen, die Opfer von 
Menschenhandel oder von Arbeitsausbeutung geworden 
sind (Kapitel 5.4), unterschieden werden muss. Neben der 
Ahndung einer illegalen Beschäftigung werden zudem die 
Möglichkeiten der Beschäftigten zu einer nachträglichen 
Vergütung und Klage gegen den Arbeitgeber besprochen 
(Kapitel 5.5 und 5.6). 
5.1 Folgen für irregulär aufhältige, illegal 
beschäftigte Drittstaatsangehörige
Bei Drittstaatsangehörigen, die bei einer illegalen Beschäf-
tigung aufgegriffen werden und bei denen sich in dem 
Zusammenhang ihr unerlaubter Aufenthalt herausstellt, 
sind die Folgen in erster Linie aufenthaltsrechtlicher Art. 
Daneben wird ein Straf- und/oder Ordnungswidrigkeiten-
verfahren eingeleitet.
5.1.1 Geldbuße 
Da es sich bei der Erwerbstätigkeit von unerlaubt aufhälti-
gen Drittstaatsangehörigen prinzipiell um eine illegale Be-
schäftigung handelt, wird die illegale Beschäftigung (§ 404 
Abs. 2 Nr. 4 SGB III i. V. m. § 4 Abs. 3 Satz 1 AufenthG) 
oder die illegale selbstständige Tätigkeit (§ 98 Abs. 3 Nr. 1 
i. V. m. § 4 Abs. 3 Satz 1 AufenthG) als eine Straftat i. V. m. 
einer Ordnungswidrigkeit eingestuft und kann mit einer 
Geldbuße von bis zu 5.000 Euro geahndet werden (§ 404 
Abs. 3 SGB III). Bei einem unerlaubten Aufenthalt wird 
hierbei auch regelmäßig von einem vorsätzlichen und kei-
nem fahrlässigen Handeln ausgegangen (s. zum Unter-
schied in der Bußgeldhöhe Kapitel 5.2.1). 
In der Praxis allerdings werden diese Bußgeldverfahren 
oftmals eingestellt, da die betreffenden Personen in der 
Regel ausreisen müssen bzw. ausgewiesen und abgescho-
ben werden. Nichtsdestotrotz werden die Verfahren zu-
nächst in Gang gesetzt.
5.1.2 Ausreisepflicht, freiwillige Ausreise,  
Abschiebung
Für die aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen ist bei ir-
regulär aufhältigen Drittstaatsangehörigen weniger ent-
scheidend, dass sie im Zusammenhang mit einer illega-
len Beschäftigung aufgegriffen wurden, als der Umstand, 
dass den Behörden überhaupt ihr unerlaubter Aufenthalt 
bekannt wurde. Durch den unerlaubten Aufenthalt ist die 
betreffende Person in der Regel vollziehbar ausreisepflich-
tig (§ 58 Abs. 2 AufenthG). Die Ausreise kann dabei freiwil-
lig oder unter Hinzuziehung von Zwangsmaßnahmen, wie 
zum Beispiel einer Abschiebung, erfolgen. 
Frist zur freiwilligen Ausreise 
Liegen keine Gründe für ein Verbot der Abschiebung (§ 60 
AufenthG) oder Abschiebungshindernisse vor, die eine 
Duldung begründen (§ 60a AufenthG), kann bei irregu-
lär aufhältigen Drittstaatsangehörigen von einer Frist zur 
freiwilligen Ausreise abgesehen werden, die von der Aus-
länderbehörde ansonsten bei einer Abschiebungsandro-
hung zu gewähren ist (§ 59 Abs. 1 AufenthG). Da durch 
den vorherigen unerlaubten Aufenthalt und die illegale 
Beschäftigung der Verdacht begründet sein kann, dass die 
betreffende Person versuchen könnte, sich der Abschie-
bung zu entziehen, kann eine kürzere Frist als die übli-
chen sieben bis 30 Tage zur Ausreise gewährt oder von 
einer Fristsetzung gänzlich abgesehen werden (§ 59 Abs. 1 
Nr. 1 AufenthG). 
5.1.3 Abschiebungshaft und Wiedereinreiseverbot
Der Vollzug der Abschiebung kann auf richterliche An-
ordnung durch Abschiebungshaft sichergestellt und bei 
erstmaliger Anordnung auf bis zu sechs Monate bestimmt 
werden (§ 62 Abs. 3 Nr. 1 AufenthG). Die Anordnung zur 
Abschiebungshaft wird hierbei regelmäßig damit begrün-
det, dass auf Grund des unerlaubten Voraufenthalts davon 
ausgegangen werden muss, dass die betreffende Person 
erneut untertauchen würde, wenn ihr eine eigenständige 
Ausreise gestattet würde.
Unabhängig von den Voraussetzungen für die Ab-
schiebungs- bzw. Sicherungshaft nach § 62 Abs. 3 Auf-
enthG können Drittstaatsangehörige „zur Sicherung der 
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Durchführbarkeit der Abschiebung auf richterliche An-
ordnung für die Dauer von längstens vier Tagen in Ge-
wahrsam genommen werden“, wenn die betreffende Per-
son „ein Verhalten gezeigt hat, das erwarten lässt, dass 
er [oder sie] die Abschiebung erschweren oder vereiteln 
wird“ (§ 62b AufenthG). „Die Ausreisegewahrsam wird im 
Transitbereich eines Flughafens oder in einer Unterkunft 
vollzogen, von wo aus die Ausreise des Ausländers mög-
lich ist“ (§ 62b Abs. 2 AufenthG).
Wiedereinreiseverbot 
Drittstaatsangehörige, die ausgewiesen, zurückgewiesen 
oder abgeschoben wurden, dürfen anschließend befris-
tet nicht wieder einreisen oder sich in der Bundesrepu-
blik aufhalten. Die Ausländerbehörde entscheidet über 
die Länge der Frist des Einreiseverbots nach Ermessen, 
wobei sie fünf Jahre nur überschreiten darf, wenn die be-
treffende Person auf Grund einer strafrechtlichen Verur-
teilung ausgewiesen worden ist oder wenn von ihr eine 
„schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung ausgeht“ (§ 11 AufenthG). In letzteren Fällen 
kann die Wiedereinreisesperre auf bis zu zehn Jahre fest-
gelegt werden. 
5.1.4 Erteilung einer Arbeitserlaubnis und/oder 
eines Aufenthaltstitels
Erteilung einer Arbeitserlaubnis
Die Erteilung einer Arbeitserlaubnis für eine zuvor illegal 
ausgeübte Tätigkeit würde bei unerlaubt aufhältigen Dritt-
staatsangehörigen mit einer Legalisierung ihres Aufent-
halts einhergehen müssen. Die Erteilung einer Arbeits-
erlaubnis ohne gültigen Aufenthaltstitel bzw. erlaubten 
Voraufenthalt ist nicht möglich.
Erteilung eines Aufenthaltstitels 
Die Legalisierung eines unerlaubten Aufenthalts ist in 
Deutschland grundsätzlich nicht vorgesehen. Die Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis nach Feststellung eines 
unerlaubten Aufenthalts und der illegalen Beschäftigung 
kommt daher in der Regel nur aus humanitären Gründen 
in Betracht, beispielsweise wenn die illegale Beschäftigung 
mit ausbeuterischen Verhältnissen einherging. So sind in 
§ 25 Abs. 4b AufenthG Gründe für die Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis für Opfer einer Straftat nach Schwarz-
ArbG und des AÜG aufgeführt: 
„Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach § 10 
Absatz 133 oder § 11 Absatz 1 Nummer 334 des Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetzes oder nach § 15a35 des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes wurde, kann, auch 
wenn er vollziehbar ausreisepflichtig ist, für einen 
vorübergehenden Aufenthalt eine Aufenthaltserlaub-
nis erteilt werden. Die Aufenthaltserlaubnis darf nur 
erteilt werden, wenn 
1. die vorübergehende Anwesenheit des Ausländers 
im Bundesgebiet für ein Strafverfahren wegen die-
ser Straftat von der Staatsanwaltschaft oder dem 
Strafgericht für sachgerecht erachtet wird, weil 
ohne seine Angaben die Erforschung des Sachver-
halts erschwert wäre, und
2. der Ausländer seine Bereitschaft erklärt hat, in 
dem Strafverfahren wegen der Straftat als Zeuge 
auszusagen.
Die Aufenthaltserlaubnis kann verlängert werden, 
wenn dem Ausländer von Seiten des Arbeitgebers die 
zustehende Vergütung noch nicht vollständig geleistet 
wurde und es für den Ausländer eine besondere Härte 
darstellen würde, seinen Vergütungsanspruch aus dem 
Ausland zu verfolgen“ (§ 25 Abs. 4b AufenthG).
Kommen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
keine Gründe mit explizitem Bezug zum illegalen Be-
schäftigungsverhältnis in Betracht, können auch sonstige 
humanitäre Gründe zur Geltung gebracht werden, die zu 
einem Verbot der Abschiebung (§ 60 AufenthG), zu einer 
vorübergehenden Aussetzung der Abschiebung (Duldung; 
33 „Wer vorsätzlich eine in § 404 Abs. 2 Nr. 3 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch bezeichnete Handlung begeht und den 
Ausländer zu Arbeitsbedingungen beschäftigt, die in einem 
auffälligen Missverhältnis zu den Arbeitsbedingungen deut-
scher Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen stehen, die die 
gleiche oder eine vergleichbare Tätigkeit ausüben, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft“ 
(§ 10 Abs. 1 SchwarzArbG).
34 „Wer entgegen § 4 Absatz 3 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes 
eine Person unter 18 Jahren beschäftigt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft“ (§ 11 
Abs. 1 Nr. 3 SchwarzArbG).
35 „(1) Wer als Entleiher einen ihm überlassenen Ausländer, der 
einen erforderlichen Aufenthaltstitel […] nicht besitzt, zu Ar-
beitsbedingungen des Leiharbeitsverhältnisses tätig werden 
läßt, die in einem auffälligen Mißverhältnis zu den Arbeits-
bedingungen deutscher Leiharbeitnehmer stehen, die die 
gleiche oder eine vergleichbare Tätigkeit ausüben, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren; […].  
(2) Wer als Entleiher 1. gleichzeitig mehr als fünf Ausländer, 
die einen erforderlichen Aufenthaltstitel […] nicht besitzen, 
tätig werden läßt oder 2. eine in § 16 Abs. 1 Nr. 2 bezeichnete 
vorsätzliche Zuwiderhandlung beharrlich wiederholt, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be-
straft. Handelt der Täter aus grobem Eigennutz, ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe“ (§ 15a AÜG).
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§ 60a AufenthG) oder zu einer Aufenthaltsgewährung in 
Härtefällen führen (§ 23a AufenthG). Laut Verfolgungsbe-
hörden und Ausländerbehörden kommt es in der Praxis 
bei einem Aufgriff von unerlaubt aufhältigen Drittstaats-
angerhörigen oftmals dazu, dass die betreffende Person 
einen Asylantrag stellt, der zu einer Aufenthaltserlaubnis 
auf Grund der Zuerkennung eines Schutzgrundes führen 
kann. Der Asylantrag kann dabei als offensichtlich unbe-
gründet abgelehnt werden, wenn beispielsweise davon 
ausgegangen werden muss, dass die betreffende Person 
den Asylantrag gestellt hat, um eine drohende Aufent-
haltsbeendigung abzuwenden, obwohl die Person zuvor 
ausreichend Gelegenheit hatte, einen Asylantrag zu stellen 
(§ 30 Abs. 3 Nr. 4 AsylG). Für Opfer von Menschenhandel 
bzw. bei Arbeitsausbeutung gelten wiederum weiterge-
hende Regelungen (s. Kapitel 5.4).
5.2 Folgen für legal aufhältige, illegal  
beschäftigte Drittstaatsangehörige
Auch für legal aufhältige, jedoch illegal beschäftigte Dritt-
staatsangehörige zieht die Feststellung der illegalen Be-
schäftigung Sanktionen nach sich, die von Bußgeldern, 
über Freiheitsstrafen bis hin zur Ausweisung und Abschie-
bung führen können. 
5.2.1 Bußgeld
Drittstaatsangehörige begehen eine Ordnungswidrig-
keit, wenn sie ohne entsprechende Arbeitsgenehmigung 
eine Erwerbstätigkeit (§ 404 Abs. 2 Nr. 4 SGB III i. V. m. § 4 
Abs. 3 Satz 1 AufenthG) oder selbstständige Tätigkeit (§ 98 
Abs. 3 Nr. 1 i. V. m. § 4 Abs. 3 Satz 1 AufenthG) ausüben. Ein 
Verstoß kann mit einer Geldbuße von bis zu 5.000 Euro 
geahndet werden (§ 404 Abs. 3 SGB III). Bei der Bemessung 
der Bußgeldhöhe ist zu berücksichtigen, ob fahrlässig oder 
vorsätzlich gehandelt wurde, da fahrlässiges Handeln nur 
mit der Hälfte des Höchstmaßes der Geldbuße geahn-
det wird (§ 17 OWiG). Falls der Verstoß beharrlich wie-
derholt wird, drohen eine Haftstrafe oder Geldstrafe (vgl. 
Kapitel 5.2.2).
Für Asylantragstellende gilt dieselbe Bußgeldhöhe von 
5.000 Euro, wenn sie fahrlässig gegen Meldepflichten36 
bei Aufnahme einer unselbstständigen oder selbstständi-
gen Erwerbstätigkeit verstoßen (§ 13 AsylbLG i. V. m. § 8a 
AsylbLG). 
36 Leistungsberechtigte nach AsylbLG, die eine unselbständige 
oder selbständige Erwerbstätigkeit aufnehmen, haben dies 
spätestens am dritten Tag nach Aufnahme der Erwerbstätig-
keit der zuständigen Behörde zu melden (§ 8a AsylblG).
5.2.2 Haftstrafe
Für den Fall eines beharrlich wiederholten Verstoßes 
gegen § 404 Abs. 2 Nr. 4 SGB III (Ausübung einer Beschäf-
tigung ohne entsprechende Arbeitsgenehmigung) kann 
gegen Beschäftigte auch eine Haftstrafe bis zu einem Jahr 
oder eine Geldstrafe verhängt werden (§ 11 Abs. 1 Nr. 2b 
SchwarzArbG). In der Folge der Verurteilung kann dies das 
Verhältnis von Ausweisungs- und Bleibeinteresse verän-
dern und ein Ausweisungsinteresse begründen (s. u.). 
Haftstrafen drohen auch im Fall, dass illegal beschäftigte 
Drittstaatsangehörige Sozialleistungsbetrug37 begehen, 
etwa indem sie parallel zu einer illegalen Beschäftigung 
Arbeitslosengeld beziehen. Ein Strafverfahren wegen Be-
trugs (§ 263 StGB) kann zu einer Freiheitsstrafe von bis zu 
fünf Jahren oder einer Geldstrafe (§ 263 Abs. 1 StGB) und 
in besonders schweren Fällen – beispielsweise wenn ge-
werbsmäßig oder als Mitglied einer Bande gehandelt wird 
– zu einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn 
Jahren (§ 263 Abs. 3 StGB) führen. 
5.2.3 Aufenthaltsverkürzung, Widerruf der  
Aufenthaltserlaubnis, Ausweisung,  
Wiedereinreiseverbot
Neben einem Bußgeld kann eine illegale Beschäftigung 
auch für Drittstaatsangehörige mit gültigem Aufenthalts-
titel aufenthaltsrechtliche Folgen haben. Hier kommt es 
zum Einen auf den jeweiligen Aufenthaltstitel und die je-
weilige Beschäftigungserlaubnis an, zum anderen auf die 
Schwere des Verstoßes. 
Nicht-Verlängerung oder Verkürzung der  
Aufenthaltserlaubnis
In weniger schweren Fällen kann es dazu kommen, dass 
die Ausländerbehörde die Aufenthaltserlaubnis nicht ver-
längert. Bei bedeutenderen Verstößen kann die Ausländer-
behörde auch nachträglich die Gültigkeitsdauer der Auf-
enthaltserlaubnis verkürzen (§ 7 Abs. 2 Satz 2 AufenthG), 
wobei es sich in beiden Fällen um Ermessensentscheidun-
gen handelt, bei denen eine Interessenabwägung wie im 
Falle der Ausweisung zu erfolgen hat.
Wenn durch die Erwerbstätigkeit gegen Vorgaben der 
BA zur Erwerbstätigkeit verstoßen wird – etwa indem in 
einem anderen als dem von der BA erlaubten Sektor ge-
arbeitet wird –, kann dies dazu führen, dass die BA ihre 
Erlaubnis zur Erwerbstätigkeit im Rahmen des geneh-
migten Aufenthaltstitels widerruft. Sofern die Erlaub-
nis der BA Voraussetzung für die Erteilung des aktuellen 
37 Zum Beispiel nach § 8 Abs. 1 Nr. 1a und b SchwarzArbG i. V. m. 
§ 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 SGB I.
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Aufenthaltstitels war, kann der Widerruf durch die BA zur 
Folge haben, dass die Voraussetzungen für den erteilten 
Aufenthaltstitel nicht mehr vorliegen und die Ausländer-
behörde den Aufenthaltstitel widerruft. Sofern die Vor-
aussetzungen zur Erteilung eines anderen Aufenthalts-
titels nicht gegeben sind, wird die betreffende Person 
ausreisepflichtig. 
Widerruf der Aufenthaltserlaubnis
Unter bestimmten Umständen kann eine Aufenthalts-
erlaubnis widerrufen werden, wodurch die betreffende 
Person ausreisepflichtig wird. Dies ist beispielsweise bei 
Drittstaatsangehörigen der Fall, die über eine Aufenthalts-
erlaubnis zum Zweck des Studiums (§ 16 Abs. 1 AufenthG) 
verfügen und ohne die erforderliche Erlaubnis der BA eine 
Erwerbstätigkeit ausüben.38 In dem Fall kann die Aufent-
haltserlaubnis durch die Ausländerbehörde widerrufen 
werden (§ 52 Abs. 3 Nr. 1 AufenthG). 
Ausweisung und Abschiebung
Unter Umständen zieht die illegale Beschäftigung auch 
ein Ausweisungsinteresse nach sich (§ 54 AufenthG). Die-
ses muss jeweils in der Interessenabwägung das indivi-
duelle Bleibeinteresse des Ausländers (und seiner Ange-
hörigen) überwiegen (§§ 53 Abs. 1 i. V. m. 55 AufenthG). 
Durch die Ausweisung erlischt der Aufenthaltstitel kraft 
Gesetzes (§ 51 Abs. 1 Nr. 5 AufenthG) und der Drittstaats-
angehörige ist unverzüglich bzw. bis zum Ablauf einer 
gesetzten Frist zur Ausreise verpflichtet (§ 50 Abs. 1 und 2 
AufenthG). Sie wird von der Ausländerbehörde im Zusam-
menhang einer Abschiebungsandrohung mitgeteilt (§ 59 
AufenthG). Erfolgt die Ausreise während der Frist nicht, 
tritt die Vollziehbarkeit der Abschiebung in Kraft, die 
unter bestimmten Bedingungen durch richterliche An-
ordnung auch durch Abschiebungshaft gesichert werden 
kann (§ 62 AufenthG). Die freiwillige Ausreise hat jedoch 
Vorrang vor einer zwangsweisen Rückführung und bevor 
die Abschiebungshaft zur Anwendung kommt, muss ge-
klärt werden, ob nicht auch mildere Mittel als die Ab-
schiebungshaft in Frage kommen, wie zum Beispiel eine 
räumliche Beschränkung des Aufenthalts, eine Wohnsitz-
auflage oder die Zuweisung in eine Ausreiseeinrichtung 
(§ 61 AufenthG).
38 „Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer 
Beschäftigung, die insgesamt 120 Tage oder 240 halbe Tage 
im Jahr nicht überschreiten darf, sowie zur Ausübung stu-
dentischer Nebentätigkeiten. Dies gilt nicht während des 
Aufenthalts zu studienvorbereitenden Maßnahmen im ersten 
Jahr des Aufenthalts, ausgenommen in der Ferienzeit, und 
bei einem Aufenthalt nach Absatz 1a“ (§ 16 Abs. 3 AufenthG). 
Will die Person über diesen Zeitraum hinaus arbeiten, ist eine 
Erlaubnis der BA zur Ausübung der Erwerbstätigkeit notwen-
dig.
Auch im Zusammenhang des AEntG kann es zu einer 
Ausreisepflicht der Beschäftigten kommen, die sich trotz- 
Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis indirekt aus der Sankti-
onierung des Arbeitgebers für die Beschäftigten ergibt:
„Die Gefahr der Ausweisung besteht jedoch auch für ille-
gal beschäftigte Migranten mit einem Aufenthaltstitel, der 
eine Beschäftigung erlaubt. Wird beispielsweise ein Ver-
stoß gegen die im Arbeitnehmerentsendegesetz festge-
legte Mindestentlohnung im Bausektor festgestellt, dann 
löst der Hauptauftraggeber in der Regel seinen Vertrag 
mit dem betreffenden Nachunternehmer, dessen auslän-
dische Arbeitskräfte wiederum ihren Aufenthaltstitel und 
damit ihre Arbeitserlaubnis verlieren und Deutschland 
verlassen müssen“ (Junkert/Kreienbrink 2008: 33; eigene 
Übersetzung).
Wiedereinreiseverbot
Die Regelungen zur Wiedereinreisesperre gelten gleicher-
maßen für ausgewiesene, zurückgewiesene und abgescho-
bene Drittstaatsangehörige, auch wenn sie zuvor über eine 
Aufenthaltserlaubnis verfügt haben. Auch hier handelt es 
sich um eine Ermessensentscheidung mit individueller 
Abwägung des öffentlichen gegen das persönliche Inter-
esse, das bei einem bisher legalen Aufenthalt unter Um-
ständen schwerer wiegen kann als bei unerlaubt aufhälti-
gen Drittstaatsangehörigen (vgl. Kapitel 5.1.3). 
5.2.4 Legalisierung der illegalen Beschäftigung 
Bei der Frage nach Legalisierungsmöglichkeiten illegaler 
Beschäftigungsverhältnisse von ansonsten erlaubt aufhäl-
tigen Drittstaatsangehörigen, kommt es maßgeblich auf 
den Umfang des Verstoßes an. In der Regel wird eine Le-
galisierung nicht in Betracht kommen, insbesondere dann 
nicht, wenn die illegale Beschäftigung einen anderen 
Aufenthaltszweck als den Zweck begründet, für den die 
bestehende Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde oder für 
den Fall, dass der Aufenthaltstitel keine Beschäftigung er-
laubt hat. Eine Legalisierung kann hingegen möglich wer-
den, wenn es sich um einen geringfügigen Verstoß gegen 
die Bestimmungen zur Erwerbstätigkeit handelt und der 
geltende Aufenthaltstitel das Beschäftigungsverhältnis 
grundsätzlich zulässt.
5.2.5 Behördliche Zusammenarbeit bei der  
Sanktionierung
Für die behördliche Zusammenarbeit bei Feststellung 
einer illegalen Beschäftigung von Drittstaatsangehöri-
gen gilt, dass bei einem begründeten Verdacht auf Ver-
stöße gegen straf- bzw. bußgeldbewehrte Bestimmungen 
des Ausländerrechts, die nach §§ 71f. AufenthG zustän-
digen Behörden dies den Strafverfolgungs- und Buß-
geldbehörden entsprechend anzeigen müssen. „Die 
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Ausländerbehörde unterrichtet die zuständige Staatsan-
waltschaft über eine beabsichtigte Ausweisung und Ab-
schiebung, wenn gegen den Ausländer ein strafrechtliches 
Ermittlungsverfahren eingeleitet oder öffentliche Klage 
erhoben ist (§ 72 Absatz 4 [AufenthG; …])“ (95.3.1 AVwV 
AufenthG). Wie in Kapitel 5.1.4 zu den Folgen für Opfer 
von Menschenhandel beispielhaft ausgeführt, ist die ge-
genseitige Information auch aus dem Grund von Inter-
esse, da „das staatliche Interesse an der Strafverfolgung 
[…] dem öffentlichen Interesse an aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen gegen den Ausländer entgegenstehen“ kann 
(95.3.1 AVwV AufenthG).
5.3 Folgen für illegal beschäftigte  
Drittstaatsangehörige mit  
Aufenthaltserlaubnis eines anderen 
EU-Mitgliedstaates
Sind Drittstaatsangehörige im Besitz eines befriste-
ten oder unbefristeten Aufenthaltstitels eines anderen 
EU-Mitgliedstaates und gehen während ihres erlaubten 
temporären Aufenthalts in Deutschland einer illegalen 
Beschäftigung nach, handelt es sich ebenfalls um eine 
Ordnungswidrigkeit, die wie im vorherigen Kapitel be-
schrieben, mit einem Bußgeld und im Falle einer beharrli-
chen Wiederholung auch mit Haftstrafe bis zu einem Jahr 
oder eine Geldstrafe geahndet werden kann. Zudem kön-
nen die betreffenden Personen auf Grund des Verstoßes in 
den jeweiligen EU-Mitgliedstaat ausgewiesen werden. Die 
Ausweisung geht in der Regel wiederum mit einer befris-
teten Wiedereinreisesperre einher (s. o.).
Wer nur über ein Schengen-Visum nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 
AufenthG verfügt und ohne entsprechende Arbeitsgeneh-
migung einer Beschäftigung oder selbstständigen Tätig-
keit in Deutschland nachgeht, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft (§ 95 Abs. 1a Auf-
enthG). Der Verstoß kann in der Folge zur Ausweisung 
führen.
5.4 Folgen für Opfer von  
Menschenhandel, Zwangsprostitution, 
Zwangsarbeit oder Ausbeutung der 
Arbeitskraft
Das Aufenthaltsgesetz sieht unter bestimmten Bedingun-
gen für Drittstaatsangehörige, die Opfer von Menschen-
handel (§ 232 StGB), Zwangsprostitution (§ 232a StGB), 
Zwangsarbeit (§ 232b StGB), Ausbeutung der Arbeitskraft 
(§ 233 StGB) oder Ausbeutung unter Ausnutzung einer 
Freiheitsberaubung (§ 233a StGB) geworden sind, die Mög-
lichkeit zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis vor:
„Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach den 
§§ 232 bis 233a39 des Strafgesetzbuches wurde, soll, 
auch wenn er vollziehbar ausreisepflichtig ist, für einen 
Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. 
Die Aufenthaltserlaubnis darf nur erteilt werden, wenn
 
1. seine Anwesenheit im Bundesgebiet für ein Straf-
verfahren wegen dieser Straftat von der Staatsan-
waltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht 
erachtet wird, weil ohne seine Angaben die Erfor-
schung des Sachverhalts erschwert wäre,
2. er jede Verbindung zu den Personen, die beschul-
digt werden, die Straftat begangen zu haben, abge-
brochen hat und
3. er seine Bereitschaft erklärt hat, in dem Strafver-
fahren wegen der Straftat als Zeuge auszusagen.
Nach Beendigung des Strafverfahrens soll die Aufent-
haltserlaubnis verlängert werden, wenn humanitäre 
oder persönliche Gründe oder öffentliche Interessen 
die weitere Anwesenheit des Ausländers im Bundesge-
biet erfordern“ (§ 25 Abs. 4a AufenthG).
5.5 Nachträgliche Vergütung einer illegal 
verrichteten Erwerbsarbeit und  
Klagerecht
Arbeitgeber sind verpflichtet, Drittstaatsangehörigen, die 
sie illegal beschäftigt haben, die vereinbarte Vergütung zu 
zahlen (§ 98a Abs. 1 AufenthG). Dabei haben sowohl un-
erlaubt aufhältige als auch legal aufhältige Drittstaatsan-
gehörige Anrecht auf eine nachträgliche Vergütung (§ 611 
BGB), denn mit der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ent-
steht unabhängig vom Aufenthaltsstatus das Recht, die 
vereinbarte oder übliche angemessene Vergütung für die 
geleistete Arbeit einzuklagen (§ 98a Abs. 6 AufenthG). 
„Der Abschluss eines Arbeitsvertrages ist auch dann 
wirksam, wenn er lediglich mündlich geschlossen 
wurde, da die Schriftform des Arbeitsvertrages in 
erster Linie nur eine Beweisfunktion hat. Sofern die 
Höhe der Vergütung nicht vereinbart wurde oder die 
Vergütungsvereinbarung nicht nachgewiesen werden 
kann, gilt grundsätzlich der in der Branche übliche 
Lohn (§ 612 Bürgerliches Gesetzbuch)“ (Kößler/Mohr/
Habbe 2013: 77).40 
39 Menschenhandel (§ 232 StGB), Zwangsprostitution (§ 232a 
StGB), Zwangsarbeit (§ 232b StGB), Ausbeutung der Arbeits-
kraft (§ 233 StGB), Ausbeutung unter Ausnutzung einer Frei-
heitsberaubung (§ 233a StGB).
40 „Wenn der Arbeits- oder Tarifvertrag nichts anderes vorsieht, 
gilt für Lohnansprüche die regelmäßige Verjährungsfrist von 
drei Jahren (§ 195 Bürgerliches Gesetzbuch)“ (Kößler/Mohr/
Habbe 2013: 78).
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Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können Klage 
erheben, wenn sie ihren Mindestlohn nach dem AEntG, 
MiLoG oder AÜG nicht erhalten:
 „Gewährt ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern 
nicht die nach […] dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
(AEntG) oder dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
(AÜG) zu gewährenden gesetzlichen oder tarifvertrag-
lichen Arbeitsbedingungen oder die Arbeitsbedingun-
gen aufgrund einer Verordnung für die Pflegebranche, 
kann der Arbeitnehmer seine Ansprüche auch gegen 
seinen Arbeitgeber nach […] dem AEntG oder dem 
AÜG durchsetzen. Dazu kann er Klage vor dem Ar-
beitsgericht erheben. […] Die Klagemöglichkeit besteht 
nicht nur für deutsche Arbeitnehmer. Auch Arbeitneh-
mer, die nach Deutschland entsandt wurden, können 
(auch) vor deutschen Arbeitsgerichten Klage auf Ge-
währung der tarifvertraglichen Arbeitsbedingungen 
nach dem AEntG […] gegen ihren Arbeitgeber, der 
seinen Sitz im Ausland hat, aber auch gegen den Haup-
tunternehmer, erheben. Die Klage ist nur bezogen 
auf den Zeitraum ihrer Beschäftigung in Deutschland 
zulässig“ (Generalzolldirektion 2017i).
Für den Fall, dass ein Branchenmindestlohn-Tarifvertrag 
nach dem AEntG eine Ausschlussfrist enthält, die min-
destens sechs Monate beträgt, ist zu beachten, dass „der 
Arbeitnehmer den Arbeitgeber innerhalb dieser Frist 
schriftlich zur Zahlung auffordern [muss], sonst muss der 
Arbeitgeber nicht mehr bezahlen“ (Weiser 2007: 20). Der 
gesetzliche Mindestlohn hingegen unterliegt keinerlei 
Ausschlussfristen (§ 3 MiLoG).
Opfer von Menschenhandel (§§ 232 und 233 StGB) kön-
nen neben der Lohnnachzahlung unter Umständen auch 
Schadensersatz oder ähnliche Ansprüche einklagen (Hof-
mann 2016: § 98a AufenthG Rn. 6).
5.5.1 Auswirkungen ungleicher  
Rahmenbedingungen der einzelnen  
Statusgruppen auf ihr Recht, gegen den  
Arbeitgeber Klage einzureichen
Trotz des grundsätzlichen Rechts auf Klage gegen den Ar-
beitgeber unabhängig von der Rechtmäßigkeit des Auf-
enthaltstitels, sind die sonstigen Rahmenbedingungen für 
die einzelnen Statusgruppen unterschiedlich, was wiede-
rum auf die Bereitschaft zur Inanspruchnahme des Rechts 
auf Klage gegen den Arbeitgeber Einfluss haben kann: 
„Dennoch ist es für illegalisierte Arbeitnehmer/-innen 
sehr viel schwerer, ihr Recht durchzusetzen, weil
1. die Abhängigkeit von den Arbeitgeber/-innen 
durch den fehlenden Aufenthaltsstatus objektiv 
höher ist,
2. das Aufenthaltsrecht und die aktuelle Politik den 
illegalen Aufenthalt mit Ausweisung und Abschie-
bung verfolgen,
3. das subjektive Empfinden der Arbeitnehmer/-in-
nen ohne Aufenthaltspapiere das eines insgesamt 
rechtlosen Zustandes ist, der sich auf alle Lebens-
bereiche erstreckt.
Wenn Arbeitnehmer/-innen ohne Aufenthaltspapiere 
ihre Arbeitsrechte einklagen wollen, ist es im Rahmen 
des Arbeitsgerichtsverfahrens möglich, dass der Rich-
ter, wenn er erfährt, dass der Arbeitnehmer kein Auf-
enthaltsrecht/keine Duldung hat, diese Information an 
die Ausländerbehörde weiterleitet. Damit wäre dann 
auch der Zugriff durch die Polizei und die sofortige 
Abschiebung möglich. Hinzuweisen ist an dieser Stelle 
jedoch darauf, dass dies nur eine Möglichkeit ist, aber 
keine Verpflichtung. § 87 [AufenthG] begründet nach 
gängiger Rechtsauffassung keine Meldepflicht im lau-
fenden Verfahren“ (Diakonie Hamburg 2009: 174).41 
5.5.2 Höhe der Nachzahlung bei Fehlen eines  
Arbeitsvertrages
Klagen Drittstaatsangehörige gegen ihren Arbeitgeber 
richtet sich die Bemessung der Höhe der Nachzahlung 
nach den folgenden Kriterien:
„Wenn die Höhe der Vergütung nicht im Vertrag aus-
drücklich vereinbart wurde, richtet sie sich nach der 
in der Branche üblichen Vergütung. Das können die 
Tariflöhne sein. Die Verpflichtung zur Zahlung des 
vereinbarten Lohnes ist unabhängig von einer gültigen 
Arbeitserlaubnis und unabhängig vom Aufenthalts-
status der Beteiligten. Der fehlende Aufenthaltsstatus 
wird allerdings häufig von Arbeitgebern ausgenutzt, 
um Stundenlöhne weit unter dem Tariflohn zu ver-
einbaren und auszuzahlen. In Einzelfällen kann dann 
gegen Arbeitgeber wegen eines ‚sittenwidrigen Lohn-
wuchers‘ vorgegangen werden. Dieser kann nach einer 
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts dann vorlie-
gen, wenn weniger als 70 % der üblichen Vergütung 
ein ‚auffälliges Missverhältnis‘ begründen. Für den 
Vertragsabschluss ist eine mündliche Vereinbarung 
ausreichend.
Bei der Beschäftigung von Arbeitnehmern ohne Auf-
enthaltspapiere wird ein Vertrag in der Regel in beider-
seitigem Einverständnis nicht schriftlich formuliert. 
In diesem Fall gilt folglich der mündliche Vertrag. Will 
der Arbeitnehmer den ihm zustehenden Lohn nach-
träglich einklagen, muss er seinerseits in der Lage sein, 
durch Unterlagen oder Zeugenaussagen nachzuweisen, 
wie viele Stunden er für den Arbeitgeber tätig war. 
Während für ein Dienstverhältnis die schriftliche Form 
41 vgl. auch Mitrović 2015 und Junkert/Kreienbrink 2008: 33.
54 Folgen für illegal beschäftigte Drittstaatsangehörige
des Vertrages nicht notwendig ist, muss eine Kündi-
gung des Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber nach 
§ 623 BGB schriftlich erfolgen, um rechtswirksam zu 
sein. Ansonsten besteht das Arbeitsverhältnis formal 
weiter, wenn der Arbeitnehmer über die mündliche 
Kündigung hinaus seine Arbeitskraft weiter anbietet“ 
(Mitrović 2015).
Laut Mitrović gestaltet sich die Durchsetzung einer Nach-
zahlungspflicht bei irregulär aufhältigen Drittstaatsange-
hörigen in der Praxis allerdings auf Grund der „objektiv 
höher[en]“ Abhängigkeit vom Arbeitgeber schwieriger, da 
sie weitreichendere aufenthaltsbeendende Konsequenzen 
zu erwarten haben, als es bei erlaubt aufhältigen Dritt-
staatsangehörigen der Fall ist, die bei einer illegalen Be-
schäftigung identifiziert werden (Mitrović 2015).
5.5.3 Verantwortung von Hauptauftraggebern und 
zwischengeschalteten Unternehmen für  
ausstehende Vergütungen und Steuern 
Beauftragt ein Unternehmen ein anderes Unternehmen, 
haftet der Hauptauftraggeber im Falle einer illegalen Be-
schäftigung beim zwischengeschalteten Unternehmen 
mit (§ 98a Abs. 3 AufenthG), „es sei denn, dem Generalun-
ternehmer oder dem zwischengeschalteten Unternehmer 
war nicht bekannt, dass der Arbeitgeber Ausländer ohne 
die nach § 284 Absatz 1 des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch erforderliche Genehmigung oder ohne die nach § 4 
Absatz 3 [AufenthG] erforderliche Berechtigung zur Er-
werbstätigkeit beschäftigt hat“ (§ 98a Abs. 4 AufenthG). 
„Die Haftung nach den Absätzen 3 und 4 entfällt, 
wenn der Unternehmer nachweist, dass er auf Grund 
sorgfältiger Prüfung davon ausgehen konnte, dass 
der Arbeitgeber keine Ausländer ohne die nach § 284 
Absatz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch erfor-
derliche Genehmigung oder ohne die nach § 4 Absatz 
3 erforderliche Berechtigung zur Erwerbstätigkeit 
beschäftigt hat“ (§ 98a Abs. 5 AufenthG).
Auch § 14 AEntG und § 13 MiLoG sehen ähnliche, aller-
dings verschuldensunabhängige Haftungsbestimmungen 
für den Hauptauftraggeber in Bezug auf die Zahlung des 
Mindestentgelts vor: 
„Ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer 
mit der Erbringung von Werk- oder Dienstleistungen 
beauftragt, haftet für die Verpflichtungen dieses Un-
ternehmers, eines Nachunternehmers oder eines von 
dem Unternehmer oder einem Nachunternehmer 
beauftragten Verleihers zur Zahlung des Mindestent-
gelts an einen Arbeitnehmer oder zur Zahlung von 
Beiträgen an eine gemeinsame Einrichtung der Tarif-
vertragsparteien […]“ (§ 14 AEntG).
5.5.4 Verpflichtung des Arbeitgebers zur Zahlung 
sonstiger Vergütungen
Unter Vergütung von Drittstaatsangehörigen ohne recht-
mäßigen Aufenthalt wird nach Arbeitgeber-Sanktions-
richtlinie (RL 2009/52/EG) Folgendes verstanden: „Löhne 
und Gehälter sowie alle sonstigen Vergütungen, die der 
Arbeitgeber aufgrund der Beschäftigung einem Ar-
beitnehmer unmittelbar oder mittelbar in bar oder in 
Sachleistungen zahlt und die denen entsprechen, die 
vergleichbare Arbeitnehmer in einem rechtmäßigen Be-
schäftigungsverhältnis erhalten hätten“ (Art. 2 Buchstabe j 
RL 2009/52/EG). 
„Somit setzt sich die Vergütung, auf die ein (rückwir-
kender) Anspruch besteht, mindestens zusammen aus:
  der Grundvergütung in Gestalt eines festen Lohns 
oder Gehalts (zB Stundenlohn, Monatsgehalt) oder 
eines leistungsabhängigen Lohns (zB Akkord-, 
Prämienlohn);
  Zulagen und Zuschlägen (zB für Überstunden, er-
schwerte Arbeitsbedingungen) und Zuschüssen 
(etwa für Essens- oder Fahrtkosten) oder in Sach-
form erbrachte Leistungen (Betriebswohnung, 
Kantinenessen);
  Lohnfortzahlung im Krankheitsfall nach dem EFZG;
  Entgeltzahlung an gesetzlichen Feiertagen (siehe § 2 
EFZG);
  dem bezahlten Erholungsurlaub nach dem 
Bundesurlaubsgesetz;
  Lohnfortzahlungen bei Betriebsstörungen.
Darüber hinaus hat der Arbeitgeber nach Art. 6 Abs. 1 
Bst. c SanktionsRL gegebenenfalls die Kosten der 
Überweisung ausstehender Beträge in das Land, in das 
der Ausländer abgeschoben wurde, zu tragen. Außer-
dem kann in bestimmten Fällen der Arbeitgeber ver-
pflichtet sein, die Kosten der Rückreise des Arbeitneh-
mers in das Herkunftsland zu übernehmen“ (Keßler 
2016: § 98a Rn 7).
5.6 Gerichtskosten und  
Interessenvertretung durch Dritte
Lohnansprüche können auch von illegal beschäftigten 
Drittstaatsangehörigen gerichtlich (s.o.) oder im Wege 
eines Mahnverfahrens eingefordert werden. In der ersten 
Instanz müssen die Kosten selbst getragen werden. Es be-
steht die Möglichkeit, Prozesskostenhilfe zu beantragen. 
Mitunter können Betroffene auf ehrenamtliche Rechtsbe-
ratung oder Rechtsberatung von Nichtregierungsorgani-
sationen zurückgreifen, die jedoch nicht flächendeckend 
zur Verfügung steht (Gespräch MigrAr). 
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Drittstaatsangehörige können sich im Rahmen der allge-
meinen gesetzlichen Möglichkeiten durch einen Beistand 
helfen oder durch Dritte vertreten lassen. Zulässig ist eine 
Vertretung durch volljährige Familienangehörige oder 
Vertreter von Arbeitnehmervereinigungen und Gewerk-
schaften. Eine Interessenvertretung und Rechtsberatung 
bieten beispielsweise gewerkschaftliche Anlauf- und Be-
ratungsstellen für irregulär aufhältige Drittstaatsangehö-
rige in mehreren Städten in Deutschland an (vgl. Kapi-
tel 2.2). Hier können die unerlaubt aufhältigen und illegal 
beschäftigten Personen sich über ihre Rechte und die not-
wendige Dokumentation ihrer Arbeit für ein mögliches 
späteres Gerichtsverfahren beraten lassen.
Als Alternative zu den oft langwierigen Gerichtsverfahren 
bemühen sich die (gewerkschaftlichen) Interessenvertre-
tungen in der Praxis oft auch um eine außergerichtliche 
Einigung mit den Arbeitgebern, bevor sie den Rechtsweg 
einschlagen. Wie Berichte von gewerkschaftlichen Bera-
tungsstellen und Studien nahelegen, wirkt die Vertretung 
der Beschäftigten durch die Beratungsstellen oftmals po-
sitiv auf eine außergerichtliche Einigung zwischen Arbeit-
geber und Arbeitnehmer ein. Begründend heißt es etwa, 
dass sich die Beschäftigten ihres Rechtsanspruchs gewiss 
sein können und Arbeitgeber aus Sorge vor negativer öf-
fentlicher Wahrnehmung und dem Wissen um die ge-
werkschaftliche Unterstützung ihrer (ehemaligen) illegal 
Beschäftigten auf die außergerichtliche Einigung einlas-




Illegale Beschäftigung im Allgemeinen ist in Deutschland 
immer wieder Gegenstand politischer Diskussionen. Die 
rechtliche und praktische Ausgestaltung ihrer Eindäm-
mung besitzt dabei für die Bundesregierung einen hohen 
Stellenwert, was u. a. durch verschiedene Gesetzesrefor-
men zum Thema in der 18. Legislaturperiode deutlich 
wurde. Wesentliche rechtliche Grundlage bei der Eindäm-
mung illegaler Beschäftigung ist das SchwarzArbG, wel-
ches die Kompetenzen der FKS als zentral zuständigem 
Akteur und weiterer involvierter Stellen regelt, Art und 
Umfang der Zusammenarbeit der verschiedenen Behör-
den vorgibt und die Strafen und Bußgelder bei Verstößen 
festsetzt. Relevant sind ebenfalls Regelungen des AÜG, des 
AEntG und des MiLoG zu (Mindest-)Arbeitsbedingungen. 
Illegale Beschäftigung kann dabei von verschiedenen prü-
fenden Stellen aufgedeckt werden (so z. B. dem Prüfdienst 
der Rentenversicherungsträger oder der Steuerfahndung). 
Die zentrale Zuständigkeit für die Eindämmung von ille-
galer Beschäftigung liegt allerdings bei der FKS. In ihren 
Prüfungen, die zum Teil mit anderen Behörden (z. B. lo-
kalen ABHen) durchgeführt werden, ist sie berechtigt, Ar-
beitsstellen zu betreten, Geschäftsunterlagen zu überprü-
fen und die dort Beschäftigten umfangreich zu befragen. 
Sie besitzt darüber hinaus die Ahndungskompetenz in 
Ordnungswidrigkeitsverfahren.
Der Umfang der illegalen Beschäftigung von Drittstaats-
angehörigen in Deutschland lässt sich anhand der beste-
henden statistischen Erfassungs- und Auswertemethoden 
ungenügend bestimmen. Desweitern fehlen bisher belast-
bare wissenschaftliche Untersuchungen oder Schätzungen 
zum Umfang der illegalen Beschäftigung von Drittstaats-
angehörigen, sodass eine Aussage über ihren quantitativen 
Anteil an der in Deutschland verübten illegalen Beschäfti-
gung insgesamt nicht getroffen werden kann. Fälle illega-
ler Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen werden im 
Rahmen der allgemeinen Prüfungen zu illegaler Beschäf-
tigung aufgedeckt. Dieses Verfahren reicht nach Ansicht 
von Expertinnen und Experten sowie involvierten Akteu-
ren vollkommen aus.
Grundsätzlich gilt, dass Drittstaatsangehörige eine Er-
werbstätigkeit nur ausüben dürfen, wenn der Aufent-
haltstitel sie dazu berechtigt. Die Berechtigung zur Er-
werbstätigkeit kann zeitlich begrenzt oder auf bestimmte 
Branchen beschränkt sein. Arbeitgeber dürfen Dritt-
staatsangehörige nur beschäftigen oder mit entgeltlichen 
Dienst- oder Werkleistungen beauftragen, wenn diese 
einen solchen Aufenthaltstitel besitzen oder ihnen auf 
Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung, eines Ge-
setzes oder einer Rechtsverordnung die Erwerbstätigkeit 
gestattet ist (§ 4 Abs. 3 AufenthG). Arbeitgeber sind ver-
pflichtet, bei Einstellung von Drittstaatsangehörigen zu 
überprüfen, ob diese Voraussetzungen vorliegen (§ 4 Abs. 3 
Satz 4 und 5 AufenthG). 
Illegale Beschäftigung kann daher also von irregulär auf-
hältigen Drittstaatsangehörigen begangen werden oder 
aber vorliegen, wenn regulär aufhältige Drittstaatsange-
hörige die ihnen gesetzten Vorgaben missachten. Darüber 
hinaus kann (analog zu deutschen oder EU-Bürgerinnen 
und –Bürgern) eine Beschäftigung von regulär aufhälti-
gen Drittstaatsangehörigen illegal sein, wenn die Beschäf-
tigung nicht gemeldet wird, um Steuern oder Sozialabga-
ben zu umgehen. 
Sowohl Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ohne 
einen entsprechenden Aufenthaltstitel oder ohne Berech-
tigung zur Erwerbstätigkeit beschäftigt sind, als auch ihre  
Arbeitgeber können ordnungswidrigkeiten- und straf-
rechtlich belangt werden. Für Arbeitgeber, die illegal Dritt-
staatsangehörige beschäftigen, können Bußgelder bis zu 
500.000 Euro verhängt werden. Darüber hinaus drohen 
Haftstrafen oder Ausschlüsse von öffentlichen Aufträgen 
und Subventionen. Desweiteren fordern die Sozialversi-
cherungsträger nicht gezahlte Beiträge zur Sozialversiche-
rung nach. Die Folgen für drittstaatsangehörige Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer reichen von Geldbußen 
über Freiheitsstrafen bis hin zur Aufenthaltsverkürzung, 
Ausweisung und Abschiebung. Illegal beschäftigte Dritt-
staatsangehörige – ob erlaubt oder unerlaubt aufhältig 
– haben jedoch grundsätzlich das Recht, nicht erhaltene 
Vergütung für ihre verrichtete Arbeit beim Arbeitsgericht 
einzuklagen. Eine Interessenvertretung und Rechtsbera-
tung bieten gewerkschaftliche Anlauf- und Beratungsstel-
len in mehreren Städten in Deutschland an. Häufig wird 
eine außergerichtliche Einigung mit dem Arbeitgeber an-
gestrebt, um langwierige Gerichtsverfahren zu vermeiden.  
Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Ar-
beitskraft oder Ausbeutung unter Ausnutzung einer Frei-
heitsberaubung sind Verstöße, die zwar Ähnlichkeiten zu 
illegaler Beschäftigung aufweisen können, aber sowohl 
von anderen Stellen, als auch auf anderen gesetzlichen 
Grundlagen verfolgt werden. Im Rahmen von Prüfungen 
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